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Pflegenotstand beenden 

Die Kämpfe für eine gute Gesundheitsversorgung 
sind von einer betrieblichen Frage zu einer politi¬ 
schen Frage und Auseinandersetzun^geworden. 
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15 Jahre Agenda 2010 

Es war der bisher radikalste Sozialabbau in der Ge¬ 
schichte der BRD. Eine Reinigungskraft berichtet 
darüber, was das bedeutet. 
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Thema der Woche 


Parteitag 

Der 22. Parteitag der DKP am letzten Wochen¬ 
ende mit intensiven Debatten und politischen 
Perspektiven brachte wichtige Beschlüsse auf 
den Weg. Neuwahlen zum Parteivorstand, der 
Leitantrag für den Kampf der Partei für eine 
Wende, der Beschluss zur Parteistärkung und 
zur Durchführung des nächsten UZ-Presse- 
festes im September 2018 waren wichtige 
Ergebnisse. 

Wir dokumentieren in Auszügen aus den Re¬ 
feraten von Patrick Köbele und Wera Richter 
und aus dem Grußwort der SDAJ. 

Seiten 12 und 13, Seite 15 


Neues Blau ist altes Braun 

Rechte Mobilisierung zu den Betriebsratswahlen 



Gewerkschafter im März 2017 in Kiel: Aufstehen gegen Rassismus und Rechtspopulismus 


I n den seit vergangener Woche bis 
Ende Mai 2018 laufenden Betriebs¬ 
ratswahlen nimmt der Versuch rech¬ 
ter Kräfte, Mandate in den Betriebsrä¬ 
ten zu erreichen, Konturen an. Seit der 
bundesweiten Konferenz der AfD-na¬ 
hen Zeitschrift „compact“in der der ge¬ 
meinsame Versuch rechts-nationalisti- 
scher Kreise zu den Betriebsrats wählen 
mit eigenen Listen anzutreten öffent¬ 
lich wurde, ist auch die mediale Auf¬ 
merksamkeit gestiegen. Gibt es doch 
damit erstmalig seit Jahrzehnten einen 
koordinierten Versuch nationalistischer 
Kräfte, in den Betrieben Fuß zu fassen. 
Mit der Veröffentlichung eines eigenen 
Werbespots und einer eigenen Zeit¬ 
schrift wird deutlich, dass das Zusam¬ 
mentreffen von AfD, Compact, Pegida 
-Vertretern, Identitären und den Ak¬ 
teuren der rechten Vereinigung „Zent¬ 
rum Automobil“ auf der Konferenz kei¬ 
ne Eintagsfliege war. Inzwischen wird 
deutlich, dass es hauptsächlich Betriebe 
der Automobilindustrie sind, in denen 
rechte Listen zu den Wahlen antreten. 

In der gemeinsamen Zeitschrift 
„Alternative Gewerkschaft“, die 
„Zentrum Automobil“ nach eigenen 
Angaben bei Daimler, BMW und 
Opel in zehntausender Auflage ver¬ 
teilt, wird zudem auch der ideologi¬ 
sche Hintergrund dieser Kooperation 
deutlich. Hierbei greifen die Auto¬ 
ren auf bekannte sozialdemagogische 
Argumentationsmuster zurück. Björn 
Hocke, Rechtsaußen der AfD beklagt 
in seinem Artikel unter der Über¬ 
schrift „Widerstand gegen den Raub¬ 
tierkapitalismus“, dass „eine kleine 
Geldmachtelite ihre Interessen auf 
Kosten der Völker“ durchsetzt. Die¬ 
se Elite sind wenige „Letzteigentü¬ 
mer der Miteinander verflochtenen 
internationalen Konzerne“. Wer das 
erkennt, nämlich die Patrioten, hätte 
seinen wahren Gegner erkannt: Die 
internationalen Eliten. 


Hier wird altbekanntes auf die 
heutigen Verhältnisse angepasst: Es 
sind gierige Manager und nicht das 
kapitalistische System. Letztlich läuft 
es auf ein schon von der NSDAP ge¬ 
nutztes Muster hinaus. Nur war es da¬ 
mals das „raffende jüdische“ Kapital, 
das dem „schaffenden nützlichen“ 
nationalen Kapital entgegengestellt 
wurde. Schuld an der ganzen Misere 
ist natürlich nicht das deutsche Kapi¬ 
tal, sondern es sind die „politischen 
Eliten“, hauptsächlich die „gekaufte 
Opposition“, nämlich die „dezidiert 
linken Gewerkschaften“, wie der ver. 
di Vorsitzende Bsirske: „Bereits sein 
Vater stand der KPD nahe.“ Daher 
muss „die politische Beeinflussung 
der Wirtschaft und der Unternehmen 
angegangen und beendet werden.“ 
Gepaart wird das Ganze mit der 
bekannten rassistischen Hetze. Com- 
pact-Herausgeber Jürgen Elsässer 


nennt als Grund, warum Arbeiter 
sich dem Milliardär Trump, der bür¬ 
gerlichen Marine Le Pen und der Ban¬ 
kerin Alice Weidel zuwenden sollen, 
dass diese - trotz ihrer Unterschie¬ 
de - verstanden hätten, worauf es an¬ 
kommt, nämlich die Masseneinwan¬ 
derung und Islamisierung zu stoppen. 
Wie in einem politischen Lehrbeispiel 
stellt er dar, wozu diese Argumenta¬ 
tion dient: Der Ablenkung von den 
Ursachen und der Spaltung der Leid¬ 
tragenden. 

Dass die Betriebsrats wählen durch 
diese Machenschaften erst die Auf¬ 
merksamkeit der Medien erreichen, 
ist ein zu kritisierender Aspekt. Da¬ 
ran wird unterschwellig den Gewerk¬ 
schaften eine Mitschuld gegeben und 
ihnen Untätigkeit vorgeworfen. Dem 
trat Annelie Buntenbach, stellvertre¬ 
tende DGB Vorsitzende, in Interviews 
deutlich entgegen und betonte, dass 


der DGB keineswegs gewillt ist, denen 
das Feld zu überlassen, die auf eine 
Spaltung der Belegschaft aus sind. Da¬ 
für, dass dies nicht nur Außendarstel¬ 
lung ist, spricht die Einrichtung von 
Arbeitskreisen, die eine genaue Be¬ 
obachtung vornehmen und schon Mo¬ 
nate vor der Medienberichterstattung 
Materialien und Argumentationshil¬ 
fen herausgegeben haben. Fraglich ist 
auch, was eher nützt. Ein Hype dieser 
eher noch marginalen Gruppen durch 
eine öffentliche Auseinandersetzung 
oder die Debatte mit den Gewerk¬ 
schaftsmitgliedern. 

Eine Schlussfolgerung lässt die 
Entwicklung aber mit Sicherheit zu: 
Dieses Zusammenspiel zu den Be¬ 
triebsratswahlen macht deutlich, dass 
es einen eindeutigen neofaschisti¬ 
schen Flügel in der AfD gibt. Das 
neue Blau mutiert zum alten Braun. 

Rainer Perschewski 


Wir machen den Weg frei 

SPD-Votum für Fortsetzung unsozialer Politik 


Nach dem Mitgliedervotum in der SPD 
ist der Weg frei für die Fortsetzung der 
Großen Koalition. In den nächsten Ta¬ 
gen will auch die SPD ihre Minister 
benennen - Olaf Scholz scheint als Fi¬ 
nanzminister gesetzt -, am 14. März soll 
Merkel im Bundestag zur Kanzlerin ge¬ 
wählt werden und die neue Regierung 
möglichst noch vor Ostern stehen. Die 
ersten Glückwünsche an die SPD ka¬ 
men deshalb von Angela Merkel. Und 
auch CSU-Chef Horst Seehofer, der in 
der neuen Regierung Innen- und Hei¬ 
matminister werden soll, begrüßte das 
Abstimmungsergebnis. 

Doch im Willy-Brandt-Haus in Ber¬ 
lin war es am Sonntagmorgen seltsam 
still. Auch nachdem SPD-Schatzmeister 
Dietmar Nietan das Ergebnis des Mit¬ 
gliederentscheids bekanntgegeben hat¬ 
te, blieb der Jubel aus. Der amtierende 
Parteivorsitzende Scholz merkte auf 
Nachfrage im Zusammenhang mit sei¬ 
ner Partei an, es sei eine „Einheit neu 
formiert worden“. 

Welche Einheit? 239 604 von 
463722 Mitgliedern der SPD haben 
offenbar keine Alternative zu einer 


neuen Großen Koalition gesehen. Sie 
stimmten mit „Ja“, aber immerhin 123 
329 mit „Nein“. Nicht wenige hatten 
einen viel knapperen Ausgang erwar¬ 
tet. Doch der Optimismus und die 
Überzeugungskraft der GroKo-Geg- 
ner, die aber offenbar keine einheitli¬ 
chen, überzeugenden politischen Vor¬ 
stellungen entwickelten, wie denn eine 
„Erneuerung“ der SPD in der Oppo¬ 
sition aussehen soll, reichten nicht. 
Trotz der Furcht vieler Mitglieder, in 
einer neuen Großen Koalition weiter 
an Profil zu verlieren, und der deut¬ 
lichen Kritik vieler Parteimitglieder 
am Koalitionsvertrag. Der SPD-Bun- 
destagsabgeordnete Marco Bülow, 
ein Vertreter der Parteilinken, such¬ 
te am Sonntag eine Erklärung: „Bei 
vielen, die mit Ja gestimmt haben, hat 
die Angst vor der Neuwahl und einem 
Untergehen der SPD eine Rolle ge¬ 
spielt - und nicht, dass sie die GroKo 
gut und richtig finden.“ („Tagesspie¬ 
gel“) Dabei sicherte das „Ja“ in der 
Abstimmung der bisherigen Führung 
der Partei aber auch das Überleben - 
und Andrea Nahles die Wahl zur neu¬ 


en Vorsitzenden auf dem Parteitag der 
SPD Ende April. 

Juso-Chef Kevin Kühnert, der zuvor 
noch an ein „Nein“ geglaubt hatte, gab 
sich am Sonntag kämpferisch - aber 
eben auch versöhnlich: „Bei mir und 
bei vielen Jusos überwiegt heute die 
Enttäuschung. Aber selbstverständlich 
akzeptieren wir dieses Ergebnis. Wir 
sind keine schlechten Verlierer.“ Die Ju¬ 
sos wollten nun zusammen mit anderen 
„die Garanten dieses Erneuerungspro¬ 
zesses sein“ und auch „der Regierung 
auf die Finger schauen“. Wie soll denn 
das aber gehen? Der Koalitionsvertrag 
zementiert die Fortsetzung der bishe¬ 
rigen unsozialen Politik, kritisierte am 
vergangenen Sonntag der Fraktions¬ 
vorsitzende der Partei „Die Linke“ im 
Bundestag, Dietmar Bartsch. 

Beifall für das „Ja“ aus der SPD zur 
Regierungsbildung kam dagegen auch 
von Kapitalvertretern. Die - wie Die¬ 
ter Kempf, Präsident des Bundesver¬ 
bands der Deutschen Industrie (BDI), 
der Präsident des Außenhandelsver¬ 
bandes BGA, Holger Bingmann, und 
DIHK-Präsident Eric Schweitzer - 


drängen nun die Unionsparteien und 
die SPD zu entschlossenem und ra¬ 
schem Handeln. Vor einem Monat sah 
man dort eine Neuauflage der GroKo 
noch weitaus kritischer. „In der Ge¬ 
samtschau ist die deutsche Industrie 
mit dem Koalitionsvertrag unzufrie¬ 
den“, sagte damals BDI-Präsident Die¬ 
ter Kempf. Der Vertrag sei „geprägt 
von rückwärtsgewandter Umvertei¬ 
lung und unverantwortlicher Belastung 
der jungen Generation, ohne die inter¬ 
nationale Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Unternehmen für die Zu¬ 
kunft abzusichern“, so BDA-Präsident 
Ingo Kramer. Auch jetzt gab es Kritik. 
Aber Schweitzer bemängelte zwar, der 
Koalitionsvertrag bürde vielen Betrie¬ 
ben unnötige Lasten auf: „Doch wenn 
Parteien in einer politisch schwierigen 
Lage belastbare Kompromisse erzie¬ 
len können, lösen sie immerhin das 
ein, was die Welt der Wirtschaft von 
Deutschland erwartet: solide Verhält¬ 
nisse und hohe Verlässlichkeit.“ Und er 
legte nach, forderte von der neuen Re¬ 
gierung spürbare Steuerentlastungen 
für Unternehmen. Nina Hager 


1818 Marx 2018 



Die Kommunisten ver¬ 
schmähen es, ihre Ansichten 
und Absichten zu verheimli¬ 
chen. Sie erklären es offen, 
daß ihre Zwecke nur erreicht 
werden können durch den 
gewaltsamen Umsturz aller 
bisherigen Gesellschafts¬ 
ordnung. Mögen die herr¬ 
schenden Klassen vor einer 
Kommunistischen Revolu¬ 
tion zittern. Die Proletarier 
haben nichts in ihr zu ver¬ 
lieren als ihre Ketten. Sie ha¬ 
ben eine Welt zu gewinnen. 

Marx, Engels: Manifest 
der Kommunistischen Partei, 1848, 


DKP-Parteitag 

Die Delegierten des 22. Parteitages 
der DKP haben am vergangenen Wo¬ 
chenende Patrik Köbele zum Vor¬ 
sitzenden sowie Wera Richter und 
Hans-Peter Brenner zu seinen Stell- 
verterlnnen gewählt. Außerdem fass¬ 
ten die Delegierten Beschlüsse zur 
Strategie und Stärkung der Partei, 
wählten den Parteivorstand und be¬ 
schlossen, im nächsten halben Jahr 
30 000 Unterschriften für den Auf¬ 
ruf „abrüsten statt aufrüsten“ zu sam¬ 
meln. Diese sollen dann zum 20. UZ- 
Pressefest, das am 7. bis 9. September 
in Dortmund stattfinden wird, vorlie¬ 
gen. Auch den Beschluss zur Durch¬ 
führung des Pressefestes fassten die 
Parteitagsdelegierten. Genossinnen 
und Genossen hatten 50 477 Euro ge¬ 
sammelt und damit die Vorfinanzie¬ 
rung des größten Festes der Linken 
in Deutschland gesichert. 

Imö 

Bericht und Auszüge aus den Refera¬ 
ten auf den Seite 12 und 13. Zahlen 
zum Pressefest auf Seite 15. 



Leipziger 

Buchmesse 


15. bis 18. März 2018 


Wir stellen aus und freuen 
unsaufeinen Besuch am UZ- 
Stand in Halle 5 / E302 
Helferinnen gesucht. 

Bitte melden: 
vertrieb@unsere-zeit.de 
oder 0911472595 
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Rechte bei Daimler 
drin und draußen 

Von den Betriebsratswahlen bei 
Daimler liegen von einigen Standtor¬ 
ten vorläufige Ergebnisse vor. In der 
Daimler-Zentrale in Stuttgart wird 
die rechte Liste „Zentrum“ nicht in 
den Betriebsrat einziehen. Von 6 626 
abgegebenen Stimmen erhielt sie 
gerade mal 108 Stimmen. Auch die 
diversen unabhängigen und christli¬ 
chen Listen haben weniger Stimmen 
bekommen als bei den letzten Wah¬ 
len 2014. 

Im Werk Rastatt erhielt die rech¬ 
te Liste „Zentrum“ drei Mandate, 
in Sindelfingen zwei. Im Mercedes 
Benz-Werk Untertürkheim hat die 
rechte Liste „Zentrum“ zwei Manda¬ 
te hinzugewonnen und hat zukünftig 
sechs Mandate im Betriebsrat. 

Klotz in IG-Metall- 
Vorstand nachgewählt 

Rolf Klotz wurde am 28.2. von der 
Delegiertenversammlung des Bezirks 
Baden-Württemberg als ehrenamtli¬ 
ches Vorstandsmitglied einstimmig 
in den IGM-Vorstand nachgewählt. 
Klotz ist seit 2016 Betriebsratsvor- 
sitzender im Audi-Werk Neckarsulm. 
Im Sitzungssaal seines Betriebsrats 
hängt Willi Bleicher - „zur politi¬ 
schen Orientierung“, betont er. 

Flixbus bietet 
Bahnreisen an 

Der Lernbusanbieter Llixbus steigt 
nach einer mehrmonatigen Testpha¬ 
se in den Bahnverkehr in Deutsch¬ 
land ein. Zunächst wird das Unter¬ 
nehmen die Städte Hamburg und 
Köln verbinden. Ab April soll dann 
auch ein Flixzug zwischen Berlin und 
Stuttgart über Hannover und Frank¬ 
furt verkehren. Vom 24. März an 
fährt „Flixtrain“ täglich außer mitt¬ 
wochs zwischen Hamburg und Köln, 
von April an sollen außerdem täglich 
Züge zwischen Berlin und Stuttgart 
über Hannover und Frankfurt/Main 
verkehren. Zum Start soll es Fahrkar¬ 
ten ab 9,99 Euro geben. 

Mehr Geldgeschäfte 
im Schatten 

Immer mehr Kredit- und Finanzge¬ 
schäfte werden weltweit abseits der 
klassischen Bankenwelt abgewickelt. 
Laut einem veröffentlichten Bericht 
des „Finanzstabilitätsrates (FSB)“ 
bewegen sogenannte Schattenban¬ 
ken immer größere Vermögenswer¬ 
te. Insgesamt wuchs im Jahr 2016 
dieser Teil der Finanzwirtschaft um 
7,6 Prozent auf 45,2 Billionen Dollar. 
Das entspricht rund 13 Prozent der 
gesamten Finanzvermögen in den 
untersuchten 29 Ländern und Regi¬ 
onen. In der BRD hätten Schatten¬ 
banken bereits zwischen 30 und 35 
Prozent des Kreditgeschäfts über¬ 
nommen. Spitzenreiter sind die USA 
mit einem Umsatz in dem Sektor von 
14,1 Billionen Dollar - vor China mit 
sieben Billionen Dollar. Der FSB ist 
ein von den Regierungen der füh¬ 
renden kapitalistischen Länder nach 
der Asienkrise 1997/98 eingerichtetes 
B eratungsgremium. 

Axa kauft 
US-Rückversicherer 

Der französische Versicherungsgi¬ 
gant Axa will den amerikanischen 
Wettbewerber XL Group für 15,3 
Mrd. Dollar kaufen. Die XL Group 
bietet vor allem Versicherungen für 
andere Versicherer an, so genannte 
Rückversicherungen. Der französi¬ 
sche Konzern steigt damit nach eige¬ 
nen Angaben zum Weltmarktführer 
für Schadenversicherungen auf. 

Buffett lässt in 
Deutschland mäkeln 

Die Firma des US-Multimilliardärs 
Warren Buffett geht eine Allianz mit 
dem Berliner Immobilienmakler Ru- 
bina Real Estate ein. Es sei der ers¬ 
te internationale Vertrag von Berk¬ 
shire Hathaway Home Services, ließ 
der Chef des Unternehmens, Gino 
Blefari mitteilen. „Wir werden in den 
kommenden Monaten weitere renom¬ 
mierte Immobilienagenturen in Euro¬ 
pa, Asien, Nordamerika und darüber 
hinaus zu Franchisenehmern machen.“ 


„Verkauf“ der HSH Nordbank 

Bei Hamburg und Schleswig-Holstein bleiben die Milliardenverluste 


D ie HSH Nordbank ist so gut 
wie verkauft. Das behaupte¬ 
ten die Landesväter Hamburgs 
und Schleswig-Holsteins Olaf Scholz 
(SPD) und Daniel Günther (CDU). 
Es ist der 28. Februar. Bis zu diesem 
Tag müsse die gemeinsame Landes¬ 
bank der beiden Bundesländer ver¬ 
kauft sein, hatte die EU-Kommission 
verfügt. Nun ist es (fast) soweit. Die 
Käufer sind gefunden: Es sind der US- 
Hedge-Fonds Cerberus und der US- 
Bürger Christopher Flowers, der be¬ 
reits seit einigen Jahren als wichtiger 
Aktionär die HSH in den langen Un¬ 
tergang begleitet hat. Nur noch Details 
müssten verhandelt werden, behaupte¬ 
ten die beiden Landesväter und nann¬ 
ten sogar einen Kaufpreis. Eine Mil¬ 
liarde Euro sollen die Käufer zahlen. 
Allerdings geht dafür nicht die ganze 
Landesbank an die US-Käufer. Die 
Quelle der Verluste, das riesige Portfo¬ 
lio halbfauler und fauler Kredite bleibt 
bei den Bundesländern. Sie hatten ja 


auch die Garantien übernommen. Wie 
hoch die Belastungen für die beiden 
Staatshaushalte am Ende sein werden, 
wurde nicht bekannt. Das ist von den 
Regierungen der beiden Länder auch 
nicht zu verlangen. Schließlich haben 
sie das Problem der Landesbank von 
Vorgängerregierungen ererbt. Die in 
solchen Fällen gern zitierten „Exper¬ 
ten“ rechnen mit einer Gesamtbelas¬ 
tung für die beiden Staatshaushalte 
von 11 bis 18 Mrd. Euro. 

Dass Bundesländer Banken ihr ei¬ 
gen nennen, hat den Eigentümern der 
privaten Banken wegen der lästigen 
Konkurrenz noch nie gefallen. Die EU- 
Kommission hält dementsprechend seit 
dem Maastricht-Vertrag (1992) öffent¬ 
liches Eigentum an Banken oder Un¬ 
ternehmen für nicht marktwirtschaft¬ 
lich und deshalb abzuschaffen. 

Die HSH Nordbank entstand 2003 
durch die Fusion der Hamburgischen 
Landesbank und der Landesbank 
Schleswig-Holstein. Anfangs war die 


HSH Nordbank eine Landesbank wie 
viele andere auch - man finanzierte 
politisch erwünschte lokale Projekte 
und überwies Jahr für Jahr die Divi¬ 
dende in zweistelliger Millionenhöhe 
an die beiden beteiligten Bundeslän¬ 
der. Doch dies reichte dem damaligen 
CDU-Ministerpräsidenten Carsten¬ 
sen und seinem Hamburger Kollegen 
von Beust (ebenfalls CDU) nicht. Sie 
wollten einen feschen hochprofitab¬ 
len Finanzakteur, der den EU-Wün¬ 
schen gemäß später mit Milliarden¬ 
gewinn an die Börse gebracht werden 
sollte. Sie holten sich den bereits er¬ 
wähnten Christopher Flowers, einen 
ehemaligen Goldman-S achs-Partner, 
der 2006 mit einem von ihm geführ¬ 
ten Konsortium für 1,25 Mrd. Euro 
26 Prozent der HSH Nordbank über¬ 
nahm. Binnen zwei Jahren wurde aus 
der Provinzbank de facto ein Hedge- 
Fonds mit angeschlossener Regio¬ 
nalbank. In den Bilanzen befanden 
sich nun „strukturierte Wertpapiere“ 


im „Wert“ von 23 Mrd. Euro und ein 
sagenhaftes Portfolio im Volumen 
von 33 Mrd. Euro aus dem Bereich 
„Schiffsfinanzierung“. 

Die HSH Nordbank wurde wie 
so viele ein Opfer der 2007 ausge¬ 
brochenen Finanzkrise. Sie hatte al¬ 
lerdings nicht in die berüchtigten, 
aus US-Hypotheken zusammenge¬ 
stellten Kreditpakete investiert son¬ 
dern Schiffskredite vergeben und sie 
über von ihr selbst betriebene Fonds 
finanziert. Das Geschäftsmodell ba¬ 
sierte darauf, dass sich die Bank kurz¬ 
fristigen Kredit am Geldmarkt unter 
Banken besorgen konnte, um langfris¬ 
tige Investitionen zu finanzieren. Als 
vom 9. August 2007 an die Zinsen 
am Geldmarkt wegen der plötzlichen 
Kreditknappheit nach oben schossen, 
war das Geschäftsmodell im Minus. 
Auch die ersten Opfer der Finanzkri¬ 
se, die IKB in Düsseldorf, die Sach¬ 
sen LB und die britische Bausparkas¬ 
se Northern Rock, hatte es wegen der 
steigenden Zinsen am Geldmarkt er¬ 
wischt. 

Tödlich wurde die Sache für die 
Bank aber nur deswegen, weil das Ge¬ 
schäftsmodell im Selbstverstärkermo¬ 
dus betrieben wurde: die HSH steck¬ 
te nicht nur von ihr selbst geliehenes 
Geld in die Schiffe, sondern lieh ande¬ 
ren Investoren Geld, das diese dann 
auch in die Schiffe stecken konnten. 
Das geschah über Fonds, die den 
Zeichnern steuerlich nutzbare Ver¬ 
lustzuweisungen gewährten und Ge¬ 
winne später versprachen. Auf diese 
Weise kann man ein ganz schön gro¬ 
ßes Finanzierungsrad drehen. Die 
nicht besonders große HSH rühmte 
sich, der weltweit größte Schifffinan- 
zierer zu sein. Im November 2008 be¬ 
antragte die HSH bei dem vom Bund 
eingerichteten B ankenrettungsfonds 
„Soffin“ eine Liquiditätshilfe in Form 
von Garantien in Höhe von insgesamt 
30 Mrd. Euro. Im Februar 2009 be¬ 
schlossen Schleswig-Holstein und 
Hamburg eine Kapitalzufuhr in Höhe 
von 3 Mrd. Euro und eine „Risiko¬ 
abschirmung“ in Höhe von 10 Mrd. 
Euro. 

Lucas Zeise 



Sonntags frei 

Immer mehr Klagen vor Gericht haben Erfolg 


Pflegenotstand kann 
jeden treffen 

Bürgerbündnis in der Stadt Brandenburg gegründet 


Am 22. Februar gründete sich in der 
Stadt Brandenburg an der Havel das 
„Bürgerbündnis für mehr Personal im 
Pflegebereich und im Krankenhaus“. 
Über zwanzig interessierte Bürgerin¬ 
nen und Bürger der Stadt hatten sich 
zusammengefunden, um dem Perso¬ 
nalnotstand im Pflegebereich des Kli¬ 
nikums etwas entgegenzusetzen. 

Henry Schwedler und Ines Brade 
trugen zur Eröffnung ein Lied vor, des¬ 
sen aufrüttelnde Verse und eingängige 
Melodie die Versammelten sogleich 
in die bestehende Misere einführte. 
Schnell machte die Diskussion deut¬ 
lich, dass die unzureichende Personal¬ 
ausstattung - immerhin fehlen bundes¬ 
weit deutlich mehr als 100 000 Pflege¬ 
vollzeitstellen - betriebswirtschaftliche, 
arbeitsorganisatorische und vor allem 
finanzielle Hintergründe hat. Das führt 
zu massivem Arbeitsdruck, Stress und 
krankheitsbedingten Ausfällen bei den 
Pflegekräften. 

In der Versammlung wurde auch 
thematisiert, dass der Personalnotstand 
nicht allein im städtischen Klinikum 
der Stadt Brandenburg zu beklagen ist. 
Der Personalmangel in den Alten- und 
Pflegeheimen sei noch erschreckender, 
wurde berichtet, der Arbeitsdruck für 
die Pflegenden noch gravierender. Die 
Auswirkungen dieses schlimmen Zu¬ 
stands könnten jede und jeden treffen, 
seien sie Pflegekraft, Patient/Patientin 
oder deren Angehörige. 


Die Debatte führte zu der Erkennt¬ 
nis, dass es sich eindeutig um hausge¬ 
machte, das heißt von der Bundespoli¬ 
tik verursachte Probleme handelt. Die 
geschaffenen Vorgaben und Regeln für 
die Gesundheitseinrichtungen orientie¬ 
ren an betriebswirtschaftlichen Lösun¬ 
gen und nicht daran, die Zahl des Pfle¬ 
gepersonals vom Bedarf der Patienten 
abhängig zu machen. Der Personalnot¬ 
stand tritt dort am deutlichsten hervor, 
wo die Möglichkeiten der Veränderung 
am geringsten sind - auf der kommu¬ 
nalen Ebene. 

In der Diskussion wurde kritisiert, dass 
das soeben vereinbarte GroKo-Papier 
für die weit über 13 000 bestehenden 
Pflegeheime als Sofortprogramm ledig¬ 
lich die zusätzliche Schaffung von 8 000 
Vollzeitpflegestellen vorsieht. Das wur¬ 
de als kosmetisch verbrämte Scheinlö¬ 
sung bezeichnet, weil diese geringe An¬ 
zahl nicht einmal ansatzweise den Pfle¬ 
genotstand zu lösen vermag. 

Nun will das Bündnis durch Info¬ 
stände, Unterschriftensammlungen. 
Flyer und in Bürgerveranstaltungen 
mehr Bürgerinnen und Bürger gewin¬ 
nen für den Kampf gegen den Pflege¬ 
notstand. Dabei sieht es sich solidarisch 
verbunden mit den Belegschaften der 
Pflegeheime und Krankenhäuser, die 
diese Forderung ebenfalls erheben, 
und mit den Bürgerinitiativen in ande¬ 
ren Teilen der Republik, die sich dafür 
ebenso engagieren. Gerhard Ziegler 


Die kirchlich-gewerkschaftliche „Alli¬ 
anz für den freien Sonntag“ stellt fest, 
dass die Sonntagsallianz bundesweit 
in den vergangenen zwei Jahren mehr 
als 120 Klagen bei den Verwaltungsge¬ 
richten gewonnen und damit Tausen¬ 
den von Arbeitnehmerinnen und Ar¬ 
beitnehmern im Handel freie Sonnta¬ 
ge erstritten hat. „In Bayern hatten die 
Klagen gegen verkaufsoffene Sonnta¬ 
ge in den Großstädten München und 


Im Bottroper Knappschaftskranken¬ 
haus wurde für 11 Mio. Euro eine Lu¬ 
xuskomfortstation eingerichtet. Damit 
die künftigen Privatpatienten nicht an 
ein Krankenhaus erinnert werden, sind 
Boden und Wände mit edlen Hölzern 
ausgelegt. Für den Service wie in einem 
Hotel wurde extra mit Stellenanzeigen 
eine Hotelfachfrau gesucht. Die DKP 
Bottrop kritisiert, dass damit die Zwei¬ 
klassenmedizin im Knappschaftskran¬ 
kenhaus auf die Spitze getrieben wird. 
Normale Kumpel werden sich die Be¬ 
handlung dort nicht leisten können. 

In einer Stellungnahme der Partei 
heißt es: „Damit die verwöhnten Pati¬ 
enten auf der Komfortstation täglich 
ordentlich gesalbt und gepudert wer¬ 
den können, wird im Krankenhaus an 
anderer Stelle gespart werden. Denn an 


Augsburg Erfolg. Im Moment laufen in 
einigen Städten in Oberfranken Klagen 
vor Verwaltungsgerichten“, freut sich 
Hubert Thiermeyer, der Landesfachbe¬ 
reichsleiter von ver.di für den Handel. 
Darüber hinaus begrüßt die Allianz 
die Verkürzungen der Arbeitszeit, wie 
jüngst den Tarifabschluss der IG Me¬ 
tall zur zeitweisen Reduzierung der Ar¬ 
beitszeit. 

-ler 


der generellen Unterfinanzierung der 
Krankenhäuser hat sich ja nichts ge¬ 
ändert. Gespart wird bekanntlich zu¬ 
erst immer am Personal. Kommt es auf 
der Luxusstation zu Personalausfällen, 
ist zu befürchten, dass das durch Um¬ 
besetzungen innerhalb des Kranken¬ 
hauses ausgeglichen wird. Ursache ist 
die fehlende Personalbemessung. Die 
möglichen Folgen für die Pflege auf den 
Normalstationen geht zu Lasten der 
Beschäftigten im Knappschaftskran¬ 
kenhaus sowie der Patienten.“ 

DKP-Ratsfrau Irmgard Bobrzik 
fordert: „Statt Ausbau der Zweiklas¬ 
senmedizin mit Luxusstationen ist es 
notwendig, die Personalsituation in der 
Pflege und bei den anderen Berufs¬ 
gruppen deutlich zu verbessern.“ 

GZ 


Roter Teppich für Reiche 

DKP Bottrop kritisiert Luxusstation im Krankenhaus 
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Mehr Personal erkämpfen 

Neue Bündnisse unterstützen die Beschäftigten im Gesundheitswesen 


Auf dem 22. Parteitag der DKP spielten die aktuellen Arbeitskämpfe in den ein¬ 
leitenden Referaten, in der Generaldebatte und in den beschlossenen Anträgen 
eine wesentliche Rolle. Als ein Beispiel dokumentieren wir im Folgenden Auszü¬ 
ge aus dem Diskussionsbeitrag der Genossin und Krankenschwester Meike aus 
Hamburg auf dem Parteitag. 


Die Kämpfe für eine gute Gesundheits¬ 
versorgung sind für uns als Kommunis¬ 
tinnen und Kommunisten unter mehre¬ 
ren Aspekten von großer Bedeutung: 
Beim Thema Gesundheit wird beson¬ 
ders deutlich, dass im Kapitalismus al¬ 
les zur Ware wird. 

Die Ökonomisierung unseres Ge¬ 
sundheitswesens hat dazu geführt, dass 
mit der Versorgung von Kranken Ge¬ 
winne gemacht werden. In den letzten 
Jahren sind riesige Krankenhauskon¬ 
zerne entstanden. Unter den Kranken¬ 
hausbetreibern herrscht eine gewollte 
Konkurrenz, die Fallzahlen sind gestie¬ 
gen, die Verweildauer in den Kranken¬ 
häusern hat sich halbiert, Pflegeper¬ 
sonal ist abgebaut worden, es fehlen 
bundesweit 100 000 Pflegekräfte in den 
Kliniken - und immer mehr Kollegin¬ 
nen und Kollegen werden ausgelagert 
und müssen unter prekären Bedingun¬ 
gen arbeiten. 

Es herrscht extreme Arbeitsver¬ 
dichtung, und Patientinnen und Pati¬ 
enten können nur schlecht versorgt 
werden. Wenn z.B. die Geschäftsfüh¬ 
rung sich unverholen wünscht, es müs¬ 
se endlich wieder mehr schwerste Ge¬ 
hirnblutungen in Hamburg geben, da¬ 
mit sie ihre Erlöse sichern und steigern 
können, während wir Pflegekräfte auf 
den Stationen nicht mal das Nötigste an 
Versorgung und Überwachung für die¬ 
se Patientinnen sicherstellen können, 
dann läuft etwas gehörig krank. 

Aber es gibt Widerstand: Es ist eine 
Bewegung der Pflegekräfte entstanden, 
in welcher auch mit Arbeitskämpfen 
für mehr Personal gekämpft wird. Pfle¬ 
gekräfte haben angefangen, sich gegen 
die schlechten Arbeitsbedingungen zu 
wehren. Sind nicht länger bereit hinzu¬ 
nehmen, dass sie menschenunwürdig 
pflegen müssen. Sie kämpfen in die¬ 
sen Auseinandersetzungen nicht nur 
für sich selbst, sondern für uns alle. Sie 
kämpfen für eine bessere Gesundheits¬ 
versorgung für alle. 

In den letzten Monaten gab es 
Streiks an Kliniken in Berlin, NRW, 
Ba-Wü, Bayern, Hessen, Niedersach¬ 
sen und Mecklenburg-Vorpommern. In 
diesen Arbeitskämpfen und in dieser 
Bewegung steckt eine Menge Potential. 
Zum Beispiel wurden neue Streikfor¬ 


men entwickelt, die es erstmals ermög¬ 
lichen, auch in Krankenhäusern ökono¬ 
mischen Druck auszuüben. 

Die Entwicklung von basisorien¬ 
tierten Beteiligungsmodellen mit Sta¬ 
tionsdelegierten und Delegiertenver¬ 
sammlungen hat zur Verankerung des 
Arbeitskampfes im Betrieb geführt. 
Hier werden wichtige Schritte gegan¬ 
gen auf dem Weg der Demokratisie¬ 
rung innerhalb der Gewerkschaft. Zu¬ 
vor nicht organisierte und unpolitische 
Krankenschwestern wurden innerhalb 
kürzester Zeit zu wichtigen Trägerin¬ 
nen der Bewegung. 

In Augsburg forderten die Kolle¬ 
ginnen im Streik für mehr Personal 
in gleicher Weise das Bleiberecht für 
einen afghanischen Kollegen, der ab¬ 
geschoben werden sollte und organi¬ 
sierten dazu bundesweite Solidarität. 
Alles das zeigt, welches Potential in 
diesem Kampf steckt, der bereits in 
den Kinderschuhen von einer rein be¬ 
trieblichen Frage zu einer politischen 
Frage und Auseinandersetzung gewor¬ 
den ist. 

Dies wird auch deutlich am zuneh¬ 
menden Druck der Gegenseite auf die 
Streiks. Universitätskliniken in Baden- 
Württemberg heuern Anwaltskanzlei¬ 
en an, die auf die Zerschlagung von 
Gewerkschaften spezialisiert sind. Die 
Tarifgemeinschaft der Länder (TdL), 
der Arbeitgeberverband der Länder, 
erpresst ganz ver.di damit, nirgendwo 
mehr Verhandlungen zu führen, bis die 
Entlastungsforderungen der Kollegin¬ 
nen aus der Pflege und der Reinigung 
zurückgezogen würden. 

Umso wichtiger ist, dass wir als Kol¬ 
leginnen und Kollegen auch in der Ge¬ 
werkschaft treibende und antreibende 
Kräfte sind, die die Gewerkschaften 
wieder konfliktbereiter machen, Klas¬ 
senbewusstsein in der Gewerkschaft 
herstellen und diese zu Organisatio¬ 
nen machen, die sich bedeutende ge¬ 
sellschaftliche Auseinandersetzungen 
Zutrauen. 

Diese Kämpfe werden nun auch zu¬ 
nehmend nicht mehr nur in den Kran¬ 
kenhäusern selbst geführt, sondern in 
vielen Städten gemeinsam mit neu ge¬ 
gründeten gesellschaftlichen Bündnis¬ 
sen. So gibt es mittlerweile Bündnisse 


für mehr Personal im Krankenhaus in 
Berlin, Hamburg, Bremen, Saarland, 
Düsseldorf, Tübingen, Südbaden, Heil¬ 
bronn, Augsburg und Stuttgart. 

In Hamburg hat sich das Bündnis 
letztes Jahr gegründet, mittlerweile 
sind dort mehr als 20 Organisationen 
zusammen. Als DKP Hamburg haben 
wir von Anfang an gemeinsam mit 
Patientinnenvertretungen, Gewerk¬ 
schaft, Partei „Die Linke“, anderen 
außerparlamentarischen Organisati¬ 
onen, daran mitgewirkt, das Bündnis 
zu einer starken Kraft aufzubauen und 
die Frage nach einer guten Gesund¬ 
heitsversorgung für alle in Hamburg 
zum Thema zu machen. Wir haben 
verschiedene Veranstaltungen orga¬ 
nisiert, u.a. eine Demo „Profite pfle¬ 
gen keine Menschen“ mit Hunderten 
Teilnehmerinnen kurz vor der Bun¬ 
destagswahl. 

Jetzt starten wir in Hamburg in den 
nächsten Tagen einen Volksentscheid, 
der verbindliche Personalvorgaben im 
Krankenhaus gesetzlich regeln soll. In 
Berlin hat es uns das Bündnis vorge¬ 
macht, dort läuft der Volksentscheid 
schon seit Anfang Februar und erfährt 
eine enorme Resonanz in der Öffent¬ 
lichkeit. 

Wir werden als DKP in Hamburg 
daran mitwirken, diesen Volksent¬ 
scheid zum Erfolg zu machen, mit die¬ 
ser Initiative dem Druck der Arbeits¬ 
kämpfe Wind unter die Flügel pumpen. 
Für uns ist das eine großartige Chan¬ 
ce, als DKP sichtbar zu werden in der 
Stadt. In einigen Stadtteilen entstehen 
nun lokale Bündnisse, um die Men¬ 
schen in den Stadtteilen rund um „ihr“ 
Krankenhaus, ihre Arztpraxen, ihre 
Gemeinden, Sportvereine, Kneipen, 
usw. zu organisieren. Hieran sind auch 
die Wohngebietsgruppen der DKP 
Hamburg beteiligt. 

Die Zustände unter denen wir in 
Kliniken und Pflegeeinrichtungen ar¬ 
beiten müssen, und die die Kranken 
und Alten zu erleiden haben, gebieten 
es, dass wir handeln. Da, wo wir leben 
und da, wo wir arbeiten. Wir haben als 
DKP etwas beizutragen in dieser Be¬ 
wegung, wir können Alternativen und 
Perspektiven aufzeigen, können Klas¬ 
senbewusstsein aufbauen. In Hamburg 
und auch anderswo stehen wir damit 
am Anfang und wir werden einen lan¬ 
gen Atem brauchen, aber ganz sicher 
ist dies eines unserer Kampffelder, 
in denen es sich mit langem Atem zu 
kämpfen lohnt. 


Die Bäckerei übernehmen 

Grußwort der DGB-Region-Mittelhessen an den 
22. Parteitag der DKP 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
liebe Genossinnen und Genossen, 

ich möchte mich ganz herzlich im 
Namen der DGB-Region-Mittelhessen 
für die Einladung zum 22. Parteitag der 
Deutschen Kommunistischen Partei 
bedanken. Bedanken möchte ich mich 
aber auch bei den vielen Genossinnen 
und Genossen der DKP und SDAJ, die 
bei Arbeitskämpfen und Streiks immer 
solidarisch an unserer Seite waren. 

Wenn man den Mainstream-Me¬ 
dien und der etablierten Politik Glau¬ 
ben schenken kann, scheint Deutsch¬ 
land eine Insel der Glückseligen zu 
sein. Man liest von Exportüberschüs¬ 
sen und Unternehmensgewinnen und 
vernimmt, dass der private Reichtum 
täglich zunimmt. Auch bei uns am Ge¬ 
werkschaftshaus in Gießen kann man 
an einer digitalen Reichtumsuhr able¬ 
sen, wie die Nettoprivat vermögen in 
Deutschland sekündlich wachsen. Ak¬ 
tuell belaufen sich diese auf 8,5 Billio¬ 
nen Euro. Allerdings sind die Vermö¬ 
gen sehr ungleich verteilt. Während die 
reichsten zehn Prozent der Bevölke¬ 
rung 5,5 Billionen Euro ihr Eigen nen¬ 
nen, haben die unteren 50 Prozent un¬ 
term Strich kein Nettoprivatvermögen. 

Auch bei einem mittelmäßig aus¬ 
geprägten Gerechtigkeitsempfinden 
könnte man zu dem Schluss kommen, 
dass hier die Politik umsteuern müsste. 
Die Bundesregierungen unterschied¬ 
lichster politischer Couleur haben lei¬ 
der das Gegenteil gemacht. Die Steuer¬ 
reformen seit 1998 haben dazu geführt, 
dass die Superreichen und großen Kon¬ 
zerne jährlich um 50 Milliarden Euro 


entlastet wurden. Geld, das der öffent¬ 
lichen Hand fehlt, wenn Infrastruktur 
erhalten, soziale und kulturelle Projek¬ 
te am Leben gehalten oder aber Erzie¬ 
herinnen oder Busfahrer angemessen 
bezahlt werden sollen. Zynisch könnte 
man fragen, warum sollte es letzteren 
besser gehen als den inzwischen sieben 
Millionen Menschen, die in Deutsch¬ 
land im Niedriglohnsektor arbeiten 
müssen? Allein im Zeitraum von 1998 
bis 2008 stieg dieser um 2,3 Millionen 
Menschen an, während gleichzeitig die 
NormalarbeitsVerhältnisse erodierten. 

Genauso wie die ungerechte Vermö¬ 
gensverteilung ist auch der gigantische 
Niedriglohnsektor nicht vom Himmel 
gefallen, sondern das Ergebnis von Ta¬ 
rifflucht, Privatisierungen, Outsourcing 
und nicht zuletzt von den Arbeitsmarkt¬ 
reformen, die unter dem Namen Hartz-I 
bis -IV traurige Berühmtheit erlangten. 
Aber alles, was von Menschen gemacht 
wurde, kann auch von Menschen wie¬ 
der verändert werden. Hierzu brauchen 
wir neben starken und klassenbewuss¬ 
ten Gewerkschaften auch eine starke 
Kommunistische Partei. Denn die Grö¬ 
ße des Kuchenstücks, das die Gewerk¬ 
schaften erkämpfen hängt nicht zuletzt 
davon ab, dass die Übernahme der Bä¬ 
ckerei wieder auf die Tagesordnung ge¬ 
setzt wird. In diesem Sinne wünsche ich 
uns einen erfolgreichen Parteitag, der 
dazu beiträgt, die Arbeiterbewegung im 
allgemeinen und die DKP im Besonde¬ 
ren zu stärken. 

Ulf Immelt 

Gewerkschaftssekretär, 

D GB-Region-Mittelhessen 


Post-Tarifkampf 

ver.di führt Mitgliederbefragung durch 


In der vierten Runde der Tarifver¬ 
handlungen für die rund 130 000 Ta¬ 
rifbeschäftigten der Deutschen Post 
AG hat der Arbeitgeber ein Angebot 
unterbreitet, das zwar die Forderungen 
von ver.di berücksichtigt aber dennoch 
hinter den Erwartungen zurück bleibt. 
Deshalb möchte ver.di nun seine Mit¬ 
glieder über die Annahme des Ange¬ 
bots befragen. 

Das Angebot für die rund 130 000 
Tarifbeschäftigten sieht über eine Lauf¬ 


zeit von 28 Monaten zwei lineare Er¬ 
höhungsschritte vor. Zum 1. Oktober 
2018 sollen die Entgelte um drei Pro¬ 
zent und zum 1. Oktober 2019 um wei¬ 
tere 2,1 Prozent steigen. Zudem soll es 
im April 2018 eine Einmalzahlung von 
250 Euro geben. Das von ver.di gefor¬ 
derte Wahlmodell, wonach die Beschäf¬ 
tigten einen Teil der linearen Erhöhung 
in freie Zeit zur Entlastung umwandeln 
können, soll auch umgesetzt werden. 

ver.di/UZ 


Aus der DKP-Betriebszeitung „Roter Käfer“für VW Osnabrück 


Die Arbeitszeit-Mauer muss weg! 


Dieser Tenor prägte alle Warnstreiks 
und Aktionen in den ostdeutschen Ta¬ 
rifgebieten: „Es geht nicht, dass nach 
fast 30 Jahren noch immer eine Ar¬ 
beitszeitmauer durch das Land geht - 
oder wie bei BMW sogar durch einen 
Konzern“, so IG Metall-Bezirksleiter 
und Verhandlungsführer Olivier Hobel 
beim Streikfest am Abend des 2. Fe¬ 
bruar 2018 in Leipzig. 

Diese Mauer geht auch durch 
Volkswagen. Unsere Kolleginnen und 
Kollegen in der Fahrzeugfertigung 
Zwickau, in der Gläsernen Manufak¬ 
tur Dresden, im Motorenwerk Chem¬ 
nitz und bei Porsche in Leipzig arbeiten 
pro Woche drei Stunden länger als wir, 
ebenso wie die Beschäftigten bei BMW 
in Leipzig oder bei Autozulieferern in 
Ostdeutschland. Gesamtmetall-Präsi¬ 
dent Rainer Dulger findet das gut: „Der 
Osten braucht diesen Wettbewerbsvor¬ 
teil weiterhin. Die längere Arbeitszeit 
muss bleiben“, sagte er nach dem Pilot- 
Abschluss von Stuttgart. 

Was halten die Beschäftigten von 
diesem „Wettbewerbsvorteil“? Die 
Belegschaften von Volkswagen Sach¬ 
sen und wichtige Zulieferer legten am 
Freitag, 2. Februar 2018, bis Samstag 
früh die Arbeit nieder. Alle Standor¬ 
te in Zwickau, Chemnitz und Dres¬ 
den waren im 24-Stunden-Warnstreik. 
In Berlin, Brandenburg und Sachsen 


nahmen 30 000 Metallerinnen und Me¬ 
taller aus 16 Betrieben an Ganztags- 
Streiks teil, nach vorherigen massiven 
Warnstreiks. 

Im Tarifabschluss steht die An¬ 
gleichung der Ost-Arbeitszeiten noch 
nicht. Die Metallerinnen und Metaller 
bleiben aber jetzt am Ball, besonders in 
der Automobil- und Zulieferindustrie. 

Seit dem Anschluss der DDR an die 
Bundesrepublik und der Privatisierung 
der „Volkseigenen Betriebe“, also der 
Wiederherstellung kapitalistischer Ei¬ 
gentumsverhältnisse, nutzen (west-) 
deutsche Banken und Konzerne den 
„Osten“ als Niedriglohngebiet inner¬ 
halb der eigenen Staatsgrenzen. Mög¬ 
lich wurde dies durch den Druck der 
Massenarbeitslosigkeit nach der „Ab¬ 
wicklung“ der ostdeutschen Industrie 
durch die „Treuhand“. 

Die „Arbeitszeitmauer“ betrifft 
nicht nur die direkt Betroffenen, son¬ 
dern auch uns. Längere Arbeitszeiten 
im Osten üben ebenso wie geringere 
Löhne einen ständigen Konkurrenz¬ 
druck auf unsere Arbeitszeiten, Löh¬ 
ne und Arbeitsbedingungen im Westen 
aus. Darum ist es nicht nur ein Gebot 
der Solidarität, sondern in unserem ur¬ 
eigensten Interesse, Aktionen der ost¬ 
deutschen Metallerinnen und Metal¬ 
ler gegen die „Arbeitszeitmauer“ nach 
Kräften zu unterstützen. 
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Modrow wiirs wissen 

Der letzte Ministerpräsident der DDR klagt gegen BND um Akten-Einsicht 



E inblick in die Unterlagen, die der 
BND über ihn angelegt hat, for¬ 
dert seit 2013 Hans Modrow, der 
ab 1957 der Volkskammer der DDR 
und ab 1967 dem Zentralkomitee der 
SED angehörte und von November 
1989 bis April 1990 Ministerpräsident 
der DDR war. Seitdem war er Bundes¬ 
tags-Abgeordneter der PDS, Mitglied 
des Europaparlaments und ist Vorsit¬ 
zender des Ältestenrates der Partei 
„Die Linke“Worum es ihm geht, mach¬ 
te er in einer schriftlichen Erklärung 
deutlich: „Ostdeutsche haben nicht nur 
Anspruch darauf, ihre [...] Stasi-Akten 
lesen zu dürfen. Ostdeutsche haben 
das Recht zu erfahren, was westdeut¬ 
sche Geheimdienste während der Zeit 
des Kalten Krieges über sie zu Papier 
gebracht haben [...]. Dieses Recht ist 
unteilbar. Die Ostdeutschen sollten 
es gemeinsam mit den Westdeutschen 
wahrnehmen dürfen. Eine Verweige¬ 
rung [...] schreibt die erkennbar beste¬ 
hende Ungleichheit in unserem Lande 
fort [...], wenn hier mit zweierlei Maß 
gemessen [...] wird.“ 

Anders als bei Treibjagden gegen 
Kommunisten mithilfe von Schriften 
des MfS, für die es seit 1991 das Sta- 
si-Unterlagen-Gesetz gibt, werden bei 
Dokumenten von Westgeheimdiens¬ 
ten über Bürger der DDR behauptete 
Interessen des Staates vorgeschoben. 
Ein Gesetz über BND- oder Verfas¬ 
sungsschutzakten gibt es nicht. Es wird 
nach Bundesarchivgesetz entschieden. 
Dieses erlaubt Einsicht erst nach Ab¬ 
lauf von 30 Jahren, wenn kein Schutz¬ 
bedürfnis Dritter erkennbar oder das 
Staatswohl gefährdet ist, also u.a. Me¬ 
thoden der Geheimdienstarbeit er¬ 
kennbar werden. Nach Auskunft der 
Bundesregierung auf eine parlamenta¬ 
rische Anfrage der „Die Linke“-Frak¬ 
tion vom 19. Januar 2015 wurden bis 


1990 mindestens 71 500 Ostdeutsche 
vom BND ausspioniert. 

Mit der schwammigen Begründung 
vom Staatswohl verweigert der BND 
Hans Modrow die Auskunft über einen 
Teil der von ihm angefragten Informa¬ 
tionen, wogegen er vor dem Bundes¬ 
verwaltungsgericht Klage erhob. Als 
Kläger benannte er drei Themenbe¬ 
reiche: Seine Kandidatur für die Ab¬ 
geordnetenwahl in West-Berlin 1958, 
seine Rolle als Nachfolger Erich Ho- 
neckers als Staatsratsvorsitzender der 
DDR und Generalsekretär der SED 
und seine Auslandsreisen für die DDR. 
Besonders interessiert ihn dabei die 
Wechselbeziehung zwischen den Ge¬ 
heimdiensten in Ost und West und das 
widersprüchliche Urteil über ihn, der 
bei den Bürgern der DDR beliebt war, 
aber von der SED als „schwer zu kon¬ 
trollieren“ eingeschätzt wurde. 

Nach mehr als vier Stunden ende¬ 
te die Verhandlung mit vier Ergebnis¬ 
sen: Einsicht in Akten der BRD-Ge- 
heimdienste analog dem Stasi-Unter- 
lagen-Gesetz wurde nicht erstritten; 
politisch war die Gleichbehandlung 
der Geheimdienste niemals gewollt. 
Der politische Auftritt Hans Modrows 
wurde verhindert. Über die Dokumen¬ 
te, die der BND weiterhin geheim hält, 
wird eine spezielle Kammer im Ein¬ 
zelnen beraten. Der BND wird Hans 
Modrow initiativ in ein bis zwei Jahren 
alle Akten zustellen, deren 30-Jahres- 
Schutzfrist abläuft. Während damit die 
Bestimmungen des Archivgesetzes be¬ 
stätigt wurden, dürfte die Einigung zwi¬ 
schen Kläger und Beklagtem, die das 
Auskunftsrecht gegenüber dem BND 
betreffen, inhaltlich größere Hoffnun¬ 
gen wecken. 

Laut Gesetz müssen nur Auskünf¬ 
te über Personen zu konkreten Sach¬ 
verhalten erteilt werden. Die Richter 


gestanden Hans Modrow zwar zu, dass 
dieser Rahmen bei einer Person der 
Zeitgeschichte weit gefasst ist, bestan¬ 
den aber auf einer Eingrenzung. Der 
BND verpflichtet sich, ihm in zwei Mo¬ 
naten alle Informationen, die dazu vor¬ 
liegen, detailliert aufzuschlüsseln oder 
stichhaltig zu begründen, warum Aus¬ 
künfte nicht erteilt werden. 

Das bedeutet aber nicht, dass Hans 
Modrow mehr Einsicht in BND-Akten 
erteilt worden ist. Der BND beschreibt 


„nach eigenem Ermessen“ lediglich, 
was in Dokumenten ausgesagt wird, 
ohne dass diese eingesehen werden - 
geschweige denn, dass ein Nachweis 
besteht, ob die Daten vollständig sind. 
Auch der historischen Forschung blei¬ 
ben sie so unzugänglich. Offenkundig 
hat man es vermieden, ein Grundsatz¬ 
urteil zu fällen und sich auf verfahrens¬ 
rechtliche Belange beschränkt. 

Ob sich damit Hans Modrows „Ver¬ 
trauen in den Rechtsstaat“, das er in 


seiner Erklärung ausdrückt, verwirk¬ 
licht hat, muss ihm überlassen bleiben. 
Eingestehen muss man, dass ein politi¬ 
sches Verfahren nicht geführt worden 
ist. Am politischen Unrecht, das Bür¬ 
gern und Staatsangehörigen der DDR 
in der BRD bis heute zuteil wird, hat 
das Urteil nichts geändert. Sie waren 
eben keine Kaiser und Könige, sondern 
Menschen, die für Frieden und eine ge¬ 
rechte Gesellschaft einstanden. 

Roman Stelzig/Herbert Münchow 


Gestattete Gewalt 

Ulla Jelpke: „Rassismus muss endlich als drängendes gesellschaftliches Problem anerkannt werden“ 


UZ: Im vergangenen Jahr hat es insge¬ 
samt 2219 Angriffe auf Flüchtlinge und 
ihre Unterkünfte gegeben. Diese Zahlen 
hat die Bundesregierung auf eine von 
Ihnen eingebrachte parlamentarische 
Anfrage genannt. Halten Sie die über¬ 
mittelten Zahlen für realistisch, oder 
gehen Sie von einer wesentlich höheren 
Dunkelziffer der Gewalttaten aus? 

Ulla Jelpke: Zum einen müssen wir 
Nachmeldungen abwarten: Erfah¬ 
rungsgemäß werden zahlreiche Ta¬ 
ten nachträglich ergänzt, sodass die 
Zahl sich im Nachhinein noch erhö¬ 
hen wird. 

Zum anderen müssen wir von einer 
wesentlich höheren Dunkelziffer aus¬ 
gehen: Viele Opfer rassistischer Angrif¬ 
fe trauen sich nicht, sich an die Polizei 
zu wenden und Anzeige zu erstatten. 
Von vielen Vorfällen erfährt die Polizei 
also gar nichts. Aber selbst wenn An¬ 
zeige erstattet wird, tut sie sich häufig 
schwer damit, Übergriffe ernst zu neh¬ 
men und eine rassistische Tatmotivati¬ 
on zu erkennen. Deswegen gibt es ja 
regelmäßig eine Diskrepanz zwischen 
den offiziellen Zählungen und den 
Zahlen von Opferberatungsstellen. 

UZ: Haben Sie ein Beispiel? 

Ulla Jelpke: In Wurzen haben vor we¬ 
nigen Tagen zwei vermummte Männer 
auf eine schwangere Frau aus Eritrea 
eingeschlagen, die danach ins Kran¬ 
kenhaus musste. Die Männer sollen 
der Frau zugerufen haben, sie wollten 
„keine Ausländerbabys“. Trotzdem teil¬ 
ten die zuständigen Beamten mit, sie 
könnten nicht sagen, ob die Tat einen 
„ausländerfeindlichen“ Hintergrund 
hatte. Gerade in Anbetracht der rassis¬ 
tisch aufgeladenen Stimmung und der 
großen Zahl an flüchtlingsfeindlichen 
Taten in Wurzen ist das nicht nachvoll¬ 
ziehbar. 


UZ: Trotzdem: Im Vergleich zu 2016 
sind die Zahlen der rassistischen An¬ 
griffe gesunken. Sie stimmt das trotzdem 
n ich t z ufrieden ? 

Ulla Jelpke: Ich sehe keinen Grund 
zur Zufriedenheit, solange wir immer 
noch durchschnittlich über fünf Strafta- 



Ulla Jelpke ist innenpolitische 
Sprecherin der Linksfraktion im 
Bundestag. 


ten pro Tag haben. Rassistische Gewalt 
gehört also immer noch zum Alltag in 
Deutschland. Sieht man sich an, mit 
welcher Selbstverständlichkeit AfD- 
Politiker wie Poggenburg und Hocke 
mittlerweile ihre rassistische Hetze vor¬ 
tragen, dann ist in Zukunft wieder von 
einer Zunahme rassistischer Gewalt 
auszugehen. 


UZ: Wie könnten Flüchtlinge besser vor 
rechter Gewalt geschützt werden? 


Ulla Jelpke: Rassismus und rassistische 
Gewalt müssen endlich als drängendes 
gesellschaftliches Problem anerkannt 
werden. Davon sind wir aber leider 
meilenweit entfernt. 


Der Koalitionsvertrag enthält keine 
substanziellen Vorschläge, wie Rassis¬ 
mus bekämpft werden kann. Stattdes- 
sen nähren SPD und CDU/CSU einen 
Generalverdacht gegen Muslime: der 
Islam bzw. Muslime kommen in der Ko¬ 
alitionsvereinbarung fast ausschließlich 
im Kontext von „Extremismuspräven¬ 
tion“ und Sicherheit vor. 

Was in der Praxis benötigt wird: 
Menschen, die von rassistischen Pö- 
beleien und tätlichen Angriffen be¬ 
troffen sind, brauchen Zugang zu Be¬ 
ratungsstellen, die ihre Erfahrungen 
ernst nehmen, Anwälte vermitteln 
und sie gegebenenfalls beim Kontakt 
mit der Polizei und im Strafverfahren 
unterstützen. 

Immer noch passiert es leider viel zu 
häufig, dass die Polizei mit den Tätern 
statt mit den Opfern spricht und deren 
Version des Geschehenen aufnimmt. 
So wird eine effektive Strafverfolgung 
verhindert, schlimmstenfalls kommt es 
sogar zu einer Täter-Opfer-Umkehr. 

Auch in den Staatsanwaltschaften 
und Gerichten müssen sich Dinge än¬ 
dern. 2015 wurde zwar der Strafzumes¬ 
sungsparagraf erweitert, so dass rassis¬ 
tische, fremdenfeindliche oder sonsti¬ 
ge menschenverachtende Tatumstände 
bei der konkreten Strafzumessung stär¬ 
ker berücksichtigt werden müssen. Al¬ 
lerdings kritisieren Opferberatungs¬ 
stellen, dass viele Richterinnen und 
Staatsanwälte sich bei der Aufklärung 
rassistischer Tatmotive weiterhin äu¬ 
ßerst schwertun. 

UZ: Welche Verantwortung trägt die eta¬ 
blierte Politik an den rechten Gewalt¬ 
taten? 

Ulla Jelpke: Ermutigt werden die rech¬ 
ten Täter nicht nur durch das Gerede 
von Bürgerkrieg und „Umvolkung“, 
wie es von AfD, Pegida und anderen 
rechten Gruppierungen betrieben wird, 


sondern auch durch die rassistische 
Stimmungsmache der Unionsparteien, 
die keine Gelegenheit auslassen, Ver¬ 
schärfungen im Umgang mit Flüchtlin¬ 
gen zu fordern. 

Ein Beispiel ist die Debatte zur 
Altersfeststellung bei minderjährigen 
Flüchtlingen. Die CSU forderte erst 
kürzlich die Einführung einer flächen¬ 
deckenden verpflichtenden medizini¬ 
schen Altersfeststellung. Diese Verfah¬ 
ren sind erstens ungenau und greifen 
zweitens massiv in die Grundrechte der 
Betroffenen ein. Mit ihrer Forderung 
leistet die CSU pauschalen Verdächti¬ 
gungen Vorschub, diese Jugendlichen 
würden falsche Angaben machen, um 
sich Vorteile im Asylverfahren oder 
beim Familiennachzug zu „erschlei¬ 
chen“. 

UZ: Nicht unbedeutend dürfte in die¬ 
sem Zusammenhang auch das Er¬ 
starken der AfD sein. Wie nehmen Sie 
persönlich diese Partei und ihre Abge¬ 
ordneten wahr, die seit der letzten Bun¬ 
destagswahl erstmalig im Bundestag 
vertreten ist? 

Ulla Jelpke: Zu Beginn der Wahlpe¬ 
riode hatte ich den Eindruck, dass die 
AfD-Abgeordneten im Bundestag et¬ 
was gemäßigter auftreten, um sich ei¬ 
nen bürgerlichen Anstrich zu verleihen. 
Aber das ist mittlerweile anders: Klima 
und Tonfall verschärfen sich von Wo¬ 
che zu Woche. Die AfD setzt auf kal¬ 
kulierte Provokationen und zeigt ihre 
völkisch-rassistische Fratze mittlerwei¬ 
le ohne Zurückhaltung. 

Außerdem ist zu sagen, dass die 
AfD am laufenden Band Anträge stellt. 
Diese sind voller Fehler und dilettan¬ 
tisch in der Ausführung. Da ist von „tri- 
balistischen“ Strukturen bei Migranten 
die Rede, es wird „Schutz vor ausländi¬ 
schen Gefährdern“ gefordert, obwohl 
die meisten Gefährder deutsche Staats¬ 


bürger sind - es geht überhaupt nicht 
um sachliche Politik, sondern allein da¬ 
rum, das rassistische und reaktionäre 
Weltbild dieser Partei zu verbreiten. 

UZ: Und welche Gegenstrategien emp¬ 
fehlen Sie? 

Ulla Jelpke: Es ist wichtig, die Lügen 
der AfD als solche zu entlarven: Nach 
außen inszeniert sie sich als Partei der 
„kleinen Leute“, dabei würde ihr neo¬ 
liberales Programm die Umverteilung 
von unten nach oben noch beschleuni¬ 
gen. Dieser Partei geht es mitnichten 
darum, Verbesserungen für die Men¬ 
schen zu erreichen, sondern darum, die 
Bevölkerung zu spalten. 

Bei der Auseinandersetzung mit der 
AfD muss auch deutlich werden, wel¬ 
che Überschneidungen es zwischen ih¬ 
ren Positionen und der Politik der eta¬ 
blierten Parteien gibt. Besonders die 
Unionsparteien geben sich alle Mühe, 
die AfD von rechts zu überholen um 
ihr so das Wasser abzugraben. Das sieht 
man auch am Koalitionsvertrag zwi¬ 
schen CDU/CSU und SPD. Das Kapi¬ 
tel zur Asyl- und Flüchtlingspolitik liest 
sich so, als hätte die AfD mit am Ver¬ 
handlungstisch gesessen. Vorhaben wie 
die Festsetzung einer Obergrenze für 
Asylanträge und die dauerhafte Aus¬ 
setzung des Familiennachzugs bei sub¬ 
sidiär Schutzberechtigten wären bis auf 
wenige Ausnahmen vor einiger Zeit so 
nicht durchsetzbar gewesen und zeigen, 
wie weit sich das gesellschaftliche Kli¬ 
ma nach rechts verschoben hat. Viele 
AfD-Positionen sind längst mehrheits¬ 
fähig. 

Der Kampf gegen die AfD darf 
nicht isoliert im Parlament geführt wer¬ 
den, sondern wir müssen der Rechts¬ 
verschiebung und der menschenver¬ 
achtenden Hetze auch auf der Straße 
entschlossen entgegentreten. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 





m unsere zeit 


Politik 


Freitag, 9. März 2018 


Prozess gegen Fabio V. geplatzt 

Das Konstrukt der G20 Ankläger bröckelt 


A m vergangenen Dienstag en¬ 
dete das Verfahren gegen den 
italienischen Aktivisten Fabio 
V. Etwas anders als von den Repressi¬ 
onsbehörden nach seiner Verhaftung 
und der monatelangen U-Haft ange¬ 
kündigt. Die Haftbegründungen der 
OLG-Richter lasen sich am Anfang 
äußerst abenteuerlich. Von „einer 
empfindlichen Freiheitsstrafe“ wur¬ 
de in dem die U-Haft begründenden 
Beschluss vom 21. Juli ausgegangen. 
Auch waren sich die Richter nicht zu 
schade, weitreichende Wertungen zur 
Persönlichkeit des Angeklagten in die 
Öffentlichkeit zu posaunen. So habe 
Fabio „erhebliche Anlage- oder Er¬ 
ziehungsmängel“ und in seiner Tat 
seien „schädliche Neigungen“ her¬ 
vorgetreten. Es lohnt sich zu erwäh¬ 
nen, dass der damals 18-Jährige nicht 
einmal von einem Psychologen begut¬ 
achtet worden war. 

Übrig geblieben ist von diesen 
absurden Beurteilungen und dem 
Vorwurf der versuchten Körperver¬ 
letzung, tätlicher Angriffe auf Voll¬ 
streckungsbeamte und schweren 
Landfriedensbruchs rein gar nichts. 
Dies hatte sich bereits in den letzten 
Verhandlungstagen abgezeichnet. Zu¬ 
letzt sollte Fabio die Taten gar nicht 
mehr selbst begangen haben, sondern 
seine Schuld allein in der Teilnahme 
an der frühmorgendlichen Demons¬ 
tration im Hamburger Rondenbarg 
begründet sein. Die Demonstration 
wurde zu einem in sich geschlossenen 
„gewalttätigen Mob“ erklärt, weswe¬ 
gen die bloße Teilnahme unter Strafe 
stünde, erklärten Polizeivertreter auf 
einer ihrer Pressekonferenzen. Dass 
sich diese Bewertung und ein entspre¬ 
chendes Urteil eindeutig auf gewalt¬ 
tätige Hooligan-Gruppen und ganz 
explizit nicht auf politische Demons¬ 
trationen bezieht, dürfte den Behör¬ 
den bekannt gewesen sein. Aber hät¬ 
te ja klappen können. In Wirklich¬ 
keit wurde die Demonstration gegen 
den G20-Gipfel von einer scheinbar 
wildgewordenen Polizeieinheit in¬ 
nerhalb weniger Minuten nicht nur 


Ostfeldzug 


Jetzt ist es geschafft. Nach wochenlan¬ 
gem Daumendrücken kann Peter Alt¬ 
maier aufatmen. Der ehemalige Kanz¬ 
leramtsminister und zwischenzeitliche 
Finanzminister wird durch die Zustim¬ 
mung der SPD-Basis zur Großen Ko¬ 
alition nun zum Wirtschaftsminister. 
Sein Bauchgefühl hatte ihm schon ver¬ 
raten, dass die Befürworter einer er¬ 
neuten Großen Koalition in der SPD 
deutlich an Gewicht gewonnen hat¬ 
ten. Daher hatte er keine Scheu, auch 
schon vor Bekanntgabe des Ergebnis¬ 
ses seine Vorhaben vorzustellen. Als 


gestoppt oder aufgelöst, sondern mit 
Hilfe brutaler Gewalt buchstäblich 
zerschlagen, wie ein NDR-Bericht 
zweifelsohne in Bild und Ton belegt. 
Zahlreiche Jugendliche erlitten Ver¬ 
letzungen, darunter Knochenbrüche. 
Nichts desto trotz wurde gegen min¬ 
destens 59 der 200 Demonstrierenden 
ein Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Die Rechtfertigung dieses Polizei¬ 
einsatzes fällt natürlich schwer und 
auch eine bundesweite Razzia nach 
sage und schreibe einem halben Jahr 
nach den Protesten, konnte nicht das 
gewünschte Bild des „gewalttätigen 
Mobs“ erzeugen. 

Wie nun also zu Veruteilungen 
rund um den Komplex Rondenbarg 
gelangen? 

Wie auf Zuruf hattte sich die dem 
Jugendschöffengericht am Amtsge¬ 
richt Hamburg-Altona Vorsitzende 
Richterin am letzten Verhandlungs¬ 
tag krank gemeldet, sodass dieser er¬ 
satzlos ausfiel. 

Damit ist diese Hauptverhand¬ 
lung erst einmal beendet und wei¬ 
tere Termine sind nicht anberaumt. 
Die Richterin ist hochschwanger, wie 
vergangene Woche bekannt wurde. 
Das bedeutet, dass das Gericht in der 


Wirtschaftsminister sei ihm besonders 
wichtig, die soziale Marktwirtschaft 
„wetterfest“ zu machen. Das bedeute 
„so viel Markt und so wenig Bürokra¬ 
tie wie möglich“. Doch Altmaier sieht 
doch noch einen Nutzen für den „star¬ 
ken Staat“: „Wo es notwendig ist, hel¬ 
fen wir bei Zukunftsprojekten, so wie 
Franz Josef Strauß das seinerzeit beim 
Airbus gemacht hat.“ 

Der Aufbau des europäischen 
Flugzeugmonopols Airbus, das dem 
US-amerikanischen Monopol Boeing 
die Stirn bieten sollte, war ein Milli¬ 


bestehenden Besetzung den Prozess 
wohl nicht fortführen kann. Theore¬ 
tisch könnte das Verfahren unter dem 
Vorsitz eines anderen Richters kom¬ 
plett neu aufgerollt werden. 

Doch ob und wie es in dieser Ge¬ 
richtsposse weitergeht, wissen derzeit 
weder Gericht noch Verteidigung. 

Es bleibt festzuhalten, dass sich 
der Verfolgungswille gegen unliebsa¬ 
me Demonstrantinnen und Demons¬ 
tranten nach wie vor fortsetzt. Davon 
zeugen zum einen die drakonischen 
Haftstrafen und zum anderen die fort¬ 
dauernde Untersuchungshaft gegen 
mehrere Aktivisten. 

Ob sich das offensichtliche Schei¬ 
tern des Verfahrens gegen Fabio po¬ 
sitiv auf andere auswirkt und z.B. 
die Ermittlungsverfahren gegen die 
im Rondenbarg Festgenommenen 
endlich eingestellt werden, bleibt 
abzuwarten und ist nicht sehr wahr¬ 
scheinlich. Doch es ist eine Chance, 
um zu vermitteln, dass diese Art der 
Strafverfolgung eindeutig politisch 
motiviert ist und deswegen auch po¬ 
litischer Widerstand gegen die Re¬ 
pression und für die Verteidigung 
der Grundrechte absolut notwendig 
ist. 


ardengrab. Entstanden aus einer Ar¬ 
beitsgemeinschaft verschiedener Flug¬ 
zeugunternehmen wurde Airbus in 
der Anfangszeit nur durch Milliarden- 
Transfusionen der Bundesregierung 
am Leben erhalten. Die Erlöse der 
verkauften Flugzeuge deckten ledig¬ 
lich die Produktionskosten, die teure 
Entwicklung hatte sowieso der Staat 
bezahlt. Franz Josef Strauß hatte als 
Bundesfinanzminister die anfänglichen 
Gehversuche der Arbeitsgemeinschaft 
massiv unterstützt, wechselte dann 
1970 in den Aufsichtsrat von Airbus 
und sorgte später als bayerischer Mi¬ 
nisterpräsident für weitere Umvertei¬ 
lung von Steuergeldern in den Airbus- 
Konzern. 

Nach diesem Muster möchte Alt¬ 
maier eine „Gründungsoffensive“ vo¬ 
rantreiben und der Koalitionsvertrag 
verspricht umfassende Förderprogram¬ 
me für die Industrie. Egal ob Mobili¬ 
tät, Energiewende, Leichtbau oder Mi¬ 
kroelektronik: Steuergelder sollen für 
die Förderung dieser Industrien einge¬ 
setzt werden. Die GroKo sieht in der 
Ansiedlung einer Batteriezellfertigung 
„ein wichtiges wirtschafts- und indus¬ 
triepolitisches Handlungsfeld“. Gerade 
dort wäre eine massive staatliche Un¬ 
terstützung in Altmaiers Sinn von gro¬ 
ßem Interesse der Industrie. Erst vor 
kurzem warf Bosch sein Handtuch, da 
die Entwicklung und Produktion von 
Batteriezellen zu teuer sei. 20 Milliar¬ 
den Euro Investitionen bis 2030 wären 
notwendig gewesen, um 20 Prozent 
Marktanteil zu erreichen. Vermutlich 
war auch die Angst vor zu starker Kon¬ 
kurrenz ein Faktor. So gründeten 17 


Es hat sich auch gezeigt, dass es sich 
lohnt, vor Gericht ebenfalls standhaft 
zu sein und statt erwünschter Aussagen 
für die Ziele und Visionen linker Poli¬ 
tik einzutreten: 

Fabio erklärte während eines Ge¬ 
richtstermins: „Die Entscheidung, 
nach Hamburg zu kommen, war eine 
parteiische Entscheidung. Es war die 
Entscheidung, mich auf die Seite von 
denen zu stellen, die um ihre Rechte 
kämpfen. Und gegen die, die sie ih¬ 
nen wegnehmen wollen. Es war die 
Entscheidung, mich auf die Seite der 
Unterdrückten zu stellen. Und gegen 
die Unterdrücker. Es war die Ent¬ 
scheidung, gegen die kleineren und 
größeren Mächtigen zu kämpfen, die 
unsere Welt behandeln, als wäre sie 
ihr Spielzeug. Und denen es dabei 
egal ist, dass immer die Bevölkerung 
ihren Kopf dafür hinhalten muss. Ich 
habe meine Entscheidung getroffen 
und habe keine Angst davor, wenn es 
einen Preis geben wird, den ich unge¬ 
rechterweise dafür zahlen muss.“ 

Diese Entschlossenheit verdient 
großen Respekt. Sie wird mit Sicherheit 
viele andere Jugendliche motivieren, für 
ihre politischen und sozialen Rechte zu 
kämpfen. Henning von Stoltzenberg 


Unternehmen und Forschungseinrich¬ 
tungen Mitte 2017 die TerraE Holding, 
darunter Monopole wie Siemens, Thys- 
senKrupp, BASF und Wacker. Diese 
plant eine „Gigafactory“ als Auftrags¬ 
fertiger für die deutsche Autoindustrie. 
Das sächsische Wirtschaftsministerium 
bot direkt eine Förderung von 25 Pro¬ 
zent an. Ähnliche Fördergelder dürf¬ 
te Daimler bekommen, der im sächsi¬ 
schen Kamenz seine Batterieprodukti¬ 
on ausbaut. 

Sowieso sieht Altmaier „den Os¬ 
ten“ als einen Schwerpunkt seiner Ar¬ 
beit. Zwar habe dieser in den vergan¬ 
genen Jahren enorm aufgeholt, es gehe 
aber immer noch zu langsam. Nachdem 
nach 1990 der Osten massiv deindus- 
trialisiert wurde, die Treuhand funkti¬ 
onierende Betriebe für Minimalstbe¬ 
träge an westliche Monopole verkauft 
hatte und dadurch die Arbeitslosigkeit 
von 1989 bis 2005 von null auf 1,6 Mil¬ 
lionen stieg, musste die dadurch zer¬ 
störte Wirtschaft durch Steuergelder 
aufgebaut werden. Jahrelang wurde 
vor allem von westdeutschen Unter¬ 
nehmen durch den Soli profitable Ge¬ 
schäfte gemacht, nun eben wird diesen 
Monopolen durch staatliche Förderung 
die Verlagerung und der Ausbau ihrer 
Produktion nicht nur im Brennstoff¬ 
zellenbereich versüßt. Altmaier sagte, 
die Bundesregierung werde „alles tun, 
damit Deutschland weiter eine der 
wettbewerbsfähigsten Volkswirtschaf¬ 
ten ... mit einem hohen Maß an indivi¬ 
duellem Wohlstand“ bleibe. Franz Jo¬ 
sef Strauß wäre stolz auf diesen neuen 
Wirtschaftsminister. 

Tom Talsky 


Fetter Bock 

Am 12. März entscheidet der Orts¬ 
beirat Bremen-Blumenthal darü¬ 
ber, ob zweiWege auch offiziell 
nach den zwei ermordeten Kom¬ 
munisten Leo Drabant und Hans 
Neumann benannt werden. 

Nachdem der Ortsamtsleiter 
Peter Nowack die Straßenschilder 
abhängen ließ (UZ berichtete), 
hat Gert-Rolf Rosenberger (DKP) 
gegen den Verwaltungsbeamten 
Strafanzeige wegen Diebstahls 
und Schändung eines Ehrenmals 
gestellt. Die Bremer Staatsanwalt¬ 
schaft prüft, ob Tatbestandsmerk¬ 
male vorliegen. 

Nachdem die Schilder abge¬ 
hängt worden sind, hat die Initi¬ 
ative um Rosenberger die metal¬ 
lenen Schilder durch Pappschilder 
ersetzt. Dem Weser-Kurier vom 
4. März nach drohte Nowack: „Ir¬ 
gendwann ist der Bock fett. Dann 
muss man sagen, auf einen groben 
Klotz gehört ein grober Keil.“ 

Unterdessen meldete sich der 
92-jährige Jurist und Buchautor 
Heinrich Hannover zu Wort und 
bedankte sich bei Rosenberger 
„für eine Erinnerung an zwei hin- 
gerichtete Widerstandskämpfer, 
die in der Öffentlichkeit viel zu we¬ 
nig bekannt sind“. Der Hamburger 
Schauspieler Rolf Becker, der bei 
einer Benefiz-Veranstaltung 2600 
Unterschriften für die Beschilde¬ 
rung der zwei Wege gesammelt 
hatte, fragt sich, ob den Zuständi¬ 
gen im Ortsamt Blumental „nicht 
selbst die Unverhältnismäßigkeit 
ihres Vorgehens auffällt“? 

Die AfD-Jugendorganisation, 
„Junge Alternative“ teilte mit, 
dass, „in Blumenthal kein Platz für 
Kommunisten!“ sei und forderte 
den Ortsbeirat auf, gegen die Be¬ 
schilderung zu stimmen. 

Fetter Protest 

Der Landesparteitag der AfD Ba¬ 
den-Württemberg findet am 17. 
und 18. März im Heidenheimer 
Congress Centrum statt. Ein brei¬ 
tes Bündnis aus ca. 30 Organisati¬ 
onen und Parteien, u.a. die DKP, 
rufen unter dem Motto „Aufste¬ 
hen gegen Rassismus“ zu einer 
Demonstration und Kundgebung 
auf. „Wir sind für ein buntes und 
solidarisches Baden-Württem¬ 
berg. Wir demonstrieren für eine 
offene, bunte und solidarische Ge¬ 
sellschaft und protestieren gegen 
Volksverhetzung und Rassismus“ 
heißt es im Aufruf. 

Die Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes - Bund der Anti¬ 
faschistinnen (VVN-BdA) möchte 
zur Werbung mehrere Großplakat¬ 
tafeln anmieten und bittet um fi¬ 
nanzielle Unterstützung. Die De¬ 
monstration beginnt am 17. März 
um 9 Uhr beim Konzerthaus (Al- 
fred-Bentz-Straße 6) in Heiden¬ 
heim, führt durch die Fußgänger¬ 
zone hinauf zum Schlossberg, wo 
gegen 10 Uhr die Kundgebung 
beim Congress Centrum stattfin¬ 
den wird. 

Fetter Luxus 

Das Knappschaftskrankenhaus 
Bottrop weihte eine „Komfortstati¬ 
on“ ein. Für 11 Millionen Euro wur¬ 
de eine Luxus-Station, ausgekleidet 
mit edlen Hölzern, damit Privatpa¬ 
tienten nicht an ein Krankenhaus 
erinnert werden, errichtet. Für den 
Service wie in einem Hotel wurde 
extra eine Hotelfachfrau eingestellt. 
Die Bottroper DKP-Ratsfrau Irm¬ 
gard Bobrzik sagt dazu: „Statt Aus¬ 
bau der Zwei-Klassen-Medizin mit 
Luxus-Stationen ist es notwendig, 
die Personalsituation in der Pflege 
und bei den anderen Berufsgruppen 
deutlich zu verbessern.“ Sie fürch¬ 
tet, dass Personal für die Komfort¬ 
station abgezogen wird, das bei den 
Kassenpatienten dann fehlen wird 
und sieht als Grund dafür die feh¬ 
lende Personalbemessung. Bundes¬ 
weit fehlen laut der Gewerkschaft 
ver.di 162 000 Vollzeitstellen, davon 
70 000 in der Pflege. 



Wenn das deutsche Kapital und seine Politiker etwas vom Osten wollen, dann 
geht es dem Osten schlecht. Diesmal: der neue Wirtschaftsminister Peter 
Altmaier (CDU) 



Linke Aktivisten wurden unter fadenscheinigen Vorwänden festgenommen und eingekerkert. Nun bröckelt es zunehmend. 


Wirtschaftsminister Peter Altmaier will der neue Franz Josef Strauß werden 
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Im Käfig des Konservatismus 

Der Achte Zusatz zur irischen Verfassung 



Foto: William Murphy/fl ickr/CC BY-SA 2.0 


Verteidigt die Gesundheit von Frauen! Demonstration für die Legalisierung von 
Abtreibungen in Dublin. 


A m 7. September 1983 wurde 
ein Referendum über den ach¬ 
ten Verfassungszusatz der iri¬ 
schen Verfassung durchgeführt. 66 
Prozent der Wähler stimmten für den 
Änderungsantrag, der die Anerken¬ 
nung eines gleichen Lebensrechts für 
Ungeborene und Mütter bekräftig¬ 
te. Überdies verpflichtete der Zusatz 
den Staat zum Schutz ungeborenen 
Lebens durch die Gesetzgebung. Vor 
1983 war jegliche Abtreibung in Irland 
eine Straftat, kriminalisiert durch ein 
Gesetz aus dem Jahr 1861. Wer hatte 
den gesetzlichen Schutz ungeborenen 
Lebens veranlasst? 

1981 war die „Pro Life Amendment 
Campaign“ (PLAC) von 13 Organisa¬ 
tionen gegründet worden, von denen 
10 eindeutig katholisch orientiert wa¬ 
ren. Das Ziel von PLAC war durch die 
Verschärfung des Abtreibungsverbots, 
die Angriffe auf die moralische Herr¬ 
schaft der katholischen Bourgeoisie in 
sozialen Angelegenheiten der Repub¬ 
lik abzuschmettern. 1979 ermöglichte 
die Einführung des Familienplanungs¬ 
gesetzes verheirateten Paaren gegen 
den Protest der katholischen Führung 
den Zugang zu verschreibungspflich¬ 
tigen Verhütungsmitteln. Aus heutiger 
Sicht scheint diese Konzession der Re¬ 
gierung dürftig. Für die wortführenden 
Anhänger von PLAC war jedoch das 


unvermeidliche Ergebnis einer Libe¬ 
ralisierung der Sexualgesetzgebung 
die Öffnung des Zugangs zur Abtrei¬ 
bung. Im Jahr 1981 reisten mehr als 
3 600 Frauen zum Schwangerschafts¬ 
abbruch nach England. Die erfolgrei¬ 
che Kampagne gegen jede Möglich¬ 
keit für Frauen, legal eine Abtreibung 
durchführen zu lassen, gipfelte in der 
Zustimmung der Regierung zu einem 
Volksentscheid. Der Achte Verfas¬ 
sungszusatz setzte nicht nur den Fötus 
der Frau gleich, er illegalisierte gleich¬ 
zeitig jeden Schwangerschaftsabbruch 
auch im Ausland. 

Seit der Einführung des Abtrei¬ 
bungsparagraphen hat sich in Irland 
ein kompromissloses Abtreibungver¬ 
bot durchgesetzt. Dessen Ungerech¬ 
tigkeit wurde vielfach aufgezeigt. Im 
Jahr 1983 wurde einer Frau die Krebs¬ 
behandlung aufgrund ihrer Schwan¬ 
gerschaft verweigert. Ihr Antrag auf 
Abtreibung wurde ignoriert. 1992 
erließ der Generalstaatsanwalt eine 
einstweilige Verfügung gegen eine 
14-Jährige, die nach einer Vergewalti¬ 
gung schwanger geworden war, um sie 
am Abbruch im Ausland zu hindern, 
und dies, obwohl sie selbstmordgefähr¬ 
det war. Dieser Fall führte zu einem 
weiteren Volksentscheid, der irischen 
Frauen Abtreibungen im Ausland er¬ 
möglichte. Damit wurde das Problem 


weiterhin geächtet und ins Ausland 
verlagert, statt den Zugang zu legalen 
Schwangerschaftsunterbrechungen zu 
verbreitern. Zwischen 1980 und 2016 
haben mindestens 168 703 Frauen, die 
im Vereinigten Königreich einen Ab¬ 
bruch vornehmen ließen, in den Klini¬ 
ken irische Adressen angegeben. Die¬ 
se Verlagerung ins Ausland hält eine 
mythische Vision von der irischen Ge¬ 
sellschaft am Leben, wie die irisch-ka¬ 


tholische Rechte es 1983 beabsichtigt 
hatte. 

Das Monopol frauenfeindlicher 
Fundamentalisten auf die gesellschaft¬ 
liche Moral ist jedoch von Anfang an 
umstritten. 1983 wandte sich der iri¬ 
sche Gewerkschaftsdachverband ge¬ 
gen die Aufnahme des 8. Zusatzes 
in die Verfassung und 1992 forderte 
der Dubliner Gewerkschaftskongress 
freie, sichere und legale Schwanger- 


schaftsabbrüche in Irland. Seit 2012 
schwillt die Unterstützung der Un¬ 
terstützung für Pro-Choice(= Freie 
Wahl)-Kampagnen an. 

Für viele irische Frauen in schlecht 
bezahlten Jobs sind die Kosten für 
Auslandsreisen fast nicht erschwing¬ 
lich. Für Migrantinnen und Asylbewer¬ 
berinnen sind Reisen ebenfalls keine 
Option. 

Aufgrund des anhaltenden Drucks 
musste die Regierung einlenken. Noch 
dieses Jahr wird es ein Referendum 
über die Aufhebung des 8. Verfas¬ 
sungszusatzes geben. Die Streiterin¬ 
nen für freien und sicheren Schwan¬ 
gerschaftsabbruch fordern auch die 
Gewährleistung der Gleichheit des 
Zugangs zu Abtreibungen. 

Unser Kampf um die Möglichkeit 
der Abtreibung ist gleichzeitig ein 
Kampf gegen die Einschränkungen, 
denen Frauen ausgesetzt sind. Unsere 
derzeitigen Abtreibungsgesetze eröff¬ 
nen arbeitenden, arbeitslosen Frauen 
und Migrantinnen in Irland keiner¬ 
lei Wahlmöglichkeit. Wir weisen die 
Ungerechtigkeit zurück. Die Irinnen 
und Iren sind aufgerufen, den frauen¬ 
feindlichen Käfig des Konservatismus 
und der Ungleichheit zu zerbrechen, 
in dem die Frauen unseres Landes seit 
1983 gefangen sind. 

AmyMoran 


Rettung der US-lndustrie? 

Trump will Einfuhrzoll auf Stahl und Aluminium 


Brexit-Schmerzen 

Corbyn will Zollfreiheit ohne Brüsseler Diktate 



Jetzt umsteigen: Motorräder der Marke Harley Davidson könnten teurer werden. 


Präsident Trump hat Verwegenes vor. 
Er ist offenbar entschlossen, seinen 
Wahlversprechen Taten folgen zu las¬ 
sen. Trump hatte schon lange das hohe 
Außenhandelsdefizit der USA von ak¬ 
tuell 566 Mrd. Dollar im Jahr kritisiert. 
Da dieses Defizit nicht durch Exporte 
ausgeglichen werden kann, muss sich 
das Land in gleicher Höhe verschul¬ 
den. Das ging mehr als zwei Jahrzehnte 
gut. Doch Schulden akkumulieren sich. 
Bei Staatsschulden von mehr als 20 Bil¬ 
lionen Dollar scheint Trump hier nun 
ein Problem erkennen zu wollen. Er hat 
Zölle auf Stahl von 25 und auf Alumini¬ 
um von 10 Prozent angekündigt. Das ist 
natürlich gegen die neoliberalen Spiel¬ 
regeln. Entsprechend lautstark die Re¬ 
aktionen der bisherigen Gewinner in 
diesem Spiel. 

Imperien (zumindest im Kapitalis¬ 
mus) entstehen dadurch, dass die ei¬ 
gene Industrie so lange mit Zöllen ge¬ 
schützt werden kann, bis sie interna¬ 
tional weitgehend konkurrenzlos ist. 
Dann darf die Freihandelsfanfare ge¬ 
blasen werden und jeder, der sich dem 
Freihandelsgebot nicht unterwirft und 
ebenfalls seine heimische Industrie zu 
schützen trachtet, wird umgehend zu 
einem Verbrecher am globalen Wohl¬ 
stand. Ein Schurke, dem, wenn nichts 
anderes hilft, mit Waffengewalt die Re¬ 
geln von „Freedom and Democracy“ 
und „Free Enterprise - freies Unter¬ 
nehmertum“ beigebracht werden müs¬ 
sen. So lautet, grob formuliert, die Po¬ 
litik des alten britischen und des heuti¬ 
gen US-Imperiums. Wobei diese Regeln 
für die Imperien selbst natürlich nicht 
oder nur begrenzt gelten. Zollfragen 
sind Machtfragen. 

In den 1980er Jahren begann aller¬ 
dings der Siegeszug des Neoliberalis¬ 
mus. Eine der wichtigsten „Errungen¬ 
schaften“ war der Abbau der internati¬ 
onalen Kapitalverkehrskontrollen. Das 
Kapital wandert seither auch internati¬ 
onal dorthin, wo die Arbeitskraft billig 
und die Profitrate hoch ist. Die Dein¬ 
dustrialisierung der alten Imperien be¬ 
gann. Der Anteil der Industrie am US- 
BIP liegt gerade noch bei etwa 10 Pro¬ 
zent. Statt auf die Stärke ihrer Industrie 
bauen die USA auf die Verschuldungs¬ 
fähigkeit ihrer Währung. In dem beru¬ 
higenden Gefühl, dass die Notenbank 
„Federal Reserve“ die weltweit akzep¬ 
tierte Reservewährung in praktisch un¬ 
begrenzter Menge „drucken“ kann. 


Im Sommer 2007 brach diese Schul¬ 
denproduktion zusammen, die zuletzt 
mit einer gigantischen Immobilienspe¬ 
kulation am Leben erhalten worden 
war. Banken wurden gerettet, die „gif¬ 
tigen“, weil wertlosen Papiere wurden 
sozialisiert. Millionen Menschen ver¬ 
loren ihre Eigenheime, Arbeitsplätze, 
Lebensperspektive. Und zur „Lösung“ 
des Schuldenproblems „druckten“ die 
weltgrößten Notenbanken weiterhin 
Geld. In zweistelliger Billionenhöhe. 
Es ist nicht sonderlich schwer, hier ein 
Problem auszumachen. 

Bislang hat noch keine US-Regie- 
rung eine Insolvenz hingelegt. Auch 
Donald Trump scheint da wenig ambi¬ 
tioniert. Hilfreich wäre es da, die Schul¬ 
denproduktion in den öffentlichen 
Kassen reduzieren. Dazu könnte man 
etwa die US-Kriegsmaschine verklei¬ 
nern oder die Reichen zur Kasse bit¬ 
ten. Das ist natürlich irreal und daher 
fällt der Blick auf das Außenhandels¬ 
defizit. Trump hat also angekündigt, die 
nationale Industrie wieder aufbauen zu 
wollen. Das kommt bei seinen Unter¬ 
stützern, den zahlreichen Globalisie¬ 
rungsverlierern, gut an. Bei den Pro¬ 
pagandisten des Finanzkapitals natür¬ 
lich weniger. Normalerweise würden 
sie gegen jemanden, der so etwas vor¬ 
schlägt, die US-Flotte mobilisieren oder 
die CIA. Dummerweise ist Trump aber 
der Oberbefehlshaber. Daher hat die¬ 
se Entwicklung etwas Ungewöhnliches. 


Wie oben erläutert, werden Schutz¬ 
zölle von Entwicklungs- oder Schwel¬ 
lenländern verhängt, die ihre Industri¬ 
alisierungsanstrengungen schützen wol¬ 
len. Nun ist es das Imperium selbst, das 
seine Re-Industrialisierung absichern 
möchte. Das dürfte kein leichtes Unter¬ 
fangen werden. Die Global Player, auch 
in den USA, haben sich an Produktions¬ 
bedingungen gewöhnt, bei denen ein 
T-Shirt für ein paar Cent zusammenge¬ 
näht wird, wo Umweltschutz nicht zählt 
und es keine Sozialleistungen gibt. Die 
gesamte sozioökonomische Struktur 
des Imperiums hat den Export der Pro¬ 
duktionsarbeit, der Arbeitslosigkeit, der 
Armut und der Umweltverschmutzung 
zur Voraussetzung. Nur so sind die gi¬ 
gantischen Profite der Reichen und Su¬ 
perreichen möglich. Und nur mit den 
asienimportgestützten Billigläden wie 
Walmart ist es für die rund 50 Millionen 
Armen in den USA möglich, sich über¬ 
haupt über Wasser zu halten. 

Sollte es Trump tatsächlich ernst 
sein mit der Re-Industrialisierung des 
Imperiums, hätte er gute Chancen, als 
einer dieser ungeliebten Reformer eben 
jenes schmähliche Ende zu finden, das 
solchermaßen aus der Zeit Gefalle¬ 
nen in der Regel droht. Die Schlamm¬ 
schlacht gegen ihn wird schon mit be¬ 
merkenswerter Energie vorangetrie¬ 
ben. Klaus Wagener 

Siehe auch Kommentare S. 9 


Es macht Michel Barnier sichtlich Ver¬ 
gnügen, Salz in die Wunden der briti¬ 
schen Premierministerin Theresa May 
zu streuen. Der Verhandlungsführer 
der EU in Sachen Brexit reagierte auf 
die Forderung der britischen Regie¬ 
rung, dass die Zollunion zwischen Bri¬ 
tannien und der Europäischen Union 
aufgekündigt werden soll, andererseits 
aber Grenzkontrollen zwischen dem 
in der EU verbleibenden Irland und 
dem zum „Vereinigten Königreich“ 
gehörenden Nordirland unbedingt 
vermieden werden sollen, mit dem 
Vorschlag, das nordirische Territori¬ 
um zollmäßig und damit ökonomisch 
in der EU zu lassen, es also realöko¬ 
nomisch der Republik Irland zuzu¬ 
schlagen. Frau May hat eine knap¬ 
pe Mehrheit im Unterhaus nur dank 
der Unionisten aus Nordirland, deren 
wichtigster, um nicht zu sagen einzi¬ 
ger politischer Grundsatz in der po¬ 
litischen Union mit London besteht. 
Nordirland der EU und damit dem 
Erzfeind, der Republik Irland, zuzu¬ 
schlagen hat für diese Partei satani¬ 
schen Charakter. Barniers Vorschlag 
bedrohe die Einheit des Landes, sagte 
deshalb Frau May empört. 

Ihre mit einer gewissen Spannung 
erwartete Grundsatzrede zur Brexit - 
Frage enttäuschte allerdings. Britan¬ 
nien soll aus dem Binnenmarkt und 
der Zollunion der EU aussteigen, 
schlug sie vor. Die Trennung werde 
nicht ganz schmerzfrei bleiben. Aber 
die Beziehungen zur EU sollten tief 
und freundschaftlich bleiben. Barnier 
konnte nach dieser Rede glaubhaft 
machen, dass er nun auch nicht bes¬ 
ser wisse als zuvor, welche Verhand¬ 
lungsposition die Regierung in Lon¬ 
don eigentlich einnehme. Es ist für alle 
und jeden erkennbar: die herrschende 
Klasse in Britannien ist sich über den 
einzuschlagenden Kurs uneins. Im¬ 
merhin sagte Frau May, sie wolle, dass 
Britannien die „Zollunion“ der EU 
verlasse. In der konservativen Partei 
scheint das einen vagen Kompromiss 
darzustellen. Der für den überdimen¬ 
sionierten Finanzsektor des Landes 
entscheidende Punkt ist dabei bis¬ 
her noch nicht Verhandlungsgegen¬ 
stand. Es geht dabei um die Frage, ob 
die in London angesiedelten Banken 
aus aller Welt auch nach dem Brexit 
ihre Geldgeschäfte in allen Ländern 
der EU betreiben können. Über die¬ 


se Frage sind sich die Großkonzerne 
in der Rest-EU ebenfalls uneinig. Zur 
Umgehung nationaler oder auch EU¬ 
weiter Regulierung und Besteuerung 
hat sich der Finanzplatz London für 
viele als vorteilhaft erwiesen. Ande¬ 
rerseits klagen zum Beispiel Manager 
deutscher Unternehmen darüber, dass 
sich unter den führenden Finanzhäu¬ 
sern der Welt nach dem Niedergang 
der Deutschen Bank keine deutschen 
befinden. Das könnte anders werden, 
wenn große Banken sich gezwungen 
sehen, ihren wichtigsten europäischen 
Stützpunkt in Frankfurt anzusiedeln. 

Am 26. Februar griff Oppositi¬ 
onsführer Jeremy Corbyn mit einer 
Grundsatzrede im mittelenglischen 
Coventry in die Brexit-Frage ein. Sei¬ 
ne Aussage, er verfolge „eine Zolluni¬ 
on“ mit der EU, wurde dabei als Ge¬ 
gensatz zur Haltung der Premiermi¬ 
nisterin interpretiert. Jedoch spielt der 
unbestimmte Artikel in seiner Aussa¬ 
ge die Hauptrolle. Corbyn machte 
nämlich deutlich, dass die real existie¬ 
rende Zollunion der EU für ihn, die 
Linke in Britannien und die Linke 
in der Labour Party nicht akzeptabel 
ist. Diese Zollunion der EU umfasst 
nämlich auch die Bestimmungen des 
Lissabon-Vertrages, sie enthält die 
Freiheit des Kapitalverkehrs und die 
Regulierungshoheit der Brüsseler Ins¬ 
titutionen über den gemeinsamen Bin¬ 
nenmarkt. Die Zölle sind, wie Corbyn 
richtig bemerkt, nicht das Problem. Im 
Interesse eines gut laufenden Waren¬ 
handels zwischen der Insel und dem 
übrigen Europa sei eine Beibehal¬ 
tung der gegenwärtigen Zollfreiheit 
mit den EU-Ländern und die einheit¬ 
lichen Ein- und Ausfuhrbestimmun¬ 
gen gegenüber Drittländern nicht nur 
akzeptabel sondern erwünscht. Nicht 
erwünscht und nicht akzeptabel ist die 
Hoheit Brüssels in Fragen der Markt¬ 
regulierung, beispielsweise die Aufla¬ 
gen der Kommission bei Staatsbeihil¬ 
fen und zur Privatisierung. In der Pra¬ 
xis kommt es bei Corbyn, ganz wie 
bei May darauf an, wie die Zollunion 
mit der EU im einzelnen ausgestaltet 
ist. Die Regulierungshoheit und die 
eigene Wirtschaftspolitik wollen bei¬ 
de wiedergewinnen. Der Unterschied 
besteht - wenig überraschend - darin, 
welche Regulierung und welche Wirt¬ 
schaftspolitik eingeschlagen werden 
soll. Lucas Zeise 
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Entschädigungslose Enteignung 

ln Südafrika soll die Landreform endlich vorangetrieben werden 


A uf seiner 54. Jahreskonferenz im 
Dezember hatte der ANC nicht 
nur Schluss gemacht mit Jacob 
Zuma und seiner korrupten Seilschaft, 
sondern sich auch zurückbesonnen auf 
seine Mission, die Rückgabe des von 
weißen Siedlern geraubten Landes. 
Oder wie es seine „Freiheits-Charta“ 
von 1954 forderte: „Das Land denen, 
die es bearbeiten.“ Obwohl Kommen¬ 
tatoren unkten, die ANC werde über 
der Landfrage zerbrechen, war da¬ 
mit für die Südafrikanische Kommu¬ 
nistische Partei (SACP) ein Zeichen 
gesetzt, mit ganzer Kraft in der Drei- 
Parteien-Allianz ANC-Cosatu-SACP 
die nationaldemokratische Revolution 
voranzutreiben. 

Präsident Cyril Ramaphosa hat 
die Regierung umgebildet. 10 Minis¬ 
ter wurden entlassen, 21 von 36 Mi¬ 
nisterposten neu besetzt, „mail & 
guardian“, eine südafrikanische Ta¬ 
geszeitung, meint, die „kunterbunte 
Mannschaft“ sei ohnehin nur bis zu 
den Wahlen im nächsten Jahr aufge¬ 
stellt. Der von COSATU abgespalte¬ 
ne Gewerkschaftsbund SAFTU be¬ 
grüßte zwar die Entlassung diskredi¬ 
tierter Minister, verurteilte aber, dass 
in Korruptionsverfahren verwickelte 
Minister in andere Ressorts gewech¬ 
selt sind. Die Kommunistische Partei 
zeigte sich dennoch zufrieden. Denn 
Ramaphosa konsultierte die Bünd¬ 
nispartner (im Unterschied zu Zuma) 
und SACP-Generalsekretär Blade 
Nzimande wurde Transportminister. 
Cyril Ramaphosa kündigte gleichzei¬ 
tig an, dass die Minister einem Audit 
über ihre persönlichen Verhältnisse 
unterzogen würden und weitere Kabi¬ 
nettsumbildungen nicht ausgeschlos¬ 
sen seien. Dass Schlüsselministerien 
mit liberalen Politikern wie Pravin 
Gordhan (Staatsunternehmen) und 
Nhlanhla Nene (Finanzen) betraut 
werden, zeugt von dem Bemühen des 
Präsidenten, noch vor den Wahlen im 
nächsten Jahr die Wirtschaft zu stabi- 


Bei den Parlamentswahlen in Italien ist 
es am vergangenen Sonntag zu einer 
weiteren Verschiebung der politischen 
Achse nach extrem rechts gekommen. 
Die faschistisch-rassistische Allianz 
aus der Forza Italia (FI) Berlusconis, 
der Lega Nord Salvinis und der Fratel- 
li dTtalia (Brüder Italiens) von Gior- 
gia Meloni kam auf zirka 38 Prozent. 
An der Spitze steht allerdings mit etwa 
18 Prozent die Lega, während die FI 
ungefähr 14 Prozent erreichte. Mit an¬ 
nähernd 32 Prozent wurde die allein 
antretende rechtslastige Fünf-Sterne- 
Bewegung (M5S) stärkste Partei. 

Die regierende Partito Democra- 
tico (PD) sackte auf etwa 19 Prozent 
ab, Parteichef Matteo Renzi kündigte 
seinen Rücktritt an. Das Mitte-Links- 
Bündnis kam auf 23,5 Prozent. Das 
aus der Opposition gegen die PD von 
verschiedenen Linken gebildete Wahl¬ 
bündnis „Freie und Gleiche“ (LeU) 
blieb mit etwa 3,5 weit unter den er¬ 
warteten 8 Prozent. Die einzige anti¬ 
kapitalistische Linke „Potere al Popo- 
lo“ gelangte mit etwa 1,5 Prozent nicht 
über die Sperrklausel von 3 Prozent. 
In dieser Sammlungsbewegung waren 
die Rifondazione Comunista (PRC), 
die Italienische Kommunistische Par¬ 
tei (PCI) und weitere linke Gruppen 
angetreten. 

Das Wahlresultat ist auch das Er¬ 
gebnis der über weite Strecken prak¬ 
tizierten Kollaboration von PD-Chef 
Matteo Renzi mit Berlusconis faschis¬ 
tischer FI, die sich in einer weitgehend 
passiven Wahlkampagne niederschlug. 
Der wüsten Hetze gegen Immigranten 
und Flüchtlinge wurde oft tatenlos zu¬ 
gesehen. Die PD-Dissidenten, die zur 
LeU stießen, haben das zu lange mit 
gemacht, ehe sie sich trennten, und 


lisieren. Der Wahlkampf wirft seine 
Schatten voraus. 

Die Kommunisten in der Regie¬ 
rung tragen aber nicht vorbehaltlos 
alles mit, was dem Augenblick geschul¬ 
det ist. Die SACP (wie auch Cosatu) 
hat nicht nur vehement gegen die Er¬ 
höhung der Mehrwertsteuer um einen 
Prozentpunkt protestiert, sie hat um¬ 
gehend eine nationale Kampagne an¬ 
gekündigt, um zu erreichen, dass die 
Mehrwertsteuer wieder auf 14 Prozent 
sinkt. 


Dieser 54. Kongress des ANC 
hat das südafrikanische Volk elektri¬ 
siert: Ramaphosa hatte in seiner ers¬ 
ten Rede die Landreform ins Zent¬ 
rum gestellt. Den von Abgeordne¬ 
ten der „Kämpfer für wirtschaftliche 
Freiheit“ (EFF) ins Parlament einge- 
brachte Antrag auf entschädigungs¬ 
lose Enteignung unterstützte die Re¬ 
gierungsmehrheit, so dass bis August 
das Verfassungsprüfungs-Komitee 


obendrein zu keiner Opposition ge¬ 
gen das System gefunden. 

Zur Wahl der 630 Mitglieder der 
Abgeordnetenkammer und der 315 
des Senats waren knapp 51 Millionen 
Wähler aufgerufen, von denen 4,3 Mil¬ 
lionen im Ausland leben. Die Wahlbe¬ 
teiligung lag bei 73 Prozent. Keine der 
Allianzen bzw. M5S hat eine regie¬ 
rungsfähige Mehrheit erreicht. 

Als nächstes, vorgesehen ist der 
23. März, werden beide Kammern zur 
konstituierenden Sitzung zusammen¬ 
treten und ihre Präsidenten wählen. 
Die weiteren Entscheidungen liegen 
dann bei Staatspräsident Sergio Mat- 
tarella. Fest steht, dass er den bishe¬ 
rigen Premier Paolo Gentiloni von 
der PD bitten wird, weiter zu amtie¬ 
ren. Dann wird er zunächst prüfen 
lassen, ob sich eine Mehrheit in den 
Kammern für eine Regierung finden 
könnte. Das würde auf Koalitionen 
hinauslaufen. Rein rechnerisch wäre 
eine Koalition von M5S und dem Ver¬ 
lierer PD möglich, was M5S-Gründer 
Beppe Grillo immer ausgeschlossen 
hat. Für eher wahrscheinlich gilt, dass 
Lega-Chef Salvini, der als der eigent¬ 
liche Wahlsieger gilt, seine Forderung, 
eine Regierung zu bilden, durchsetzt. 
Damit würde ein offener Rassist an 
die Regierung kommen, der bereits 
angekündigt hat, 600 000 Migranten 
und Flüchtlinge aus Italien zu verja¬ 
gen. „Egal mit wem er koalieren wür¬ 
de, erwarte ich für die Zukunft für die¬ 
se Menschen das Schlimmste“, warnt 
die Anthropologie-Dozentin an der 
Universität von Bari, Annamaria Ri- 
vera, eine antirassistische Aktivistin 
und Autorin zahlreicher Bücher zum 
Thema. 

Gerhard Feldbauer 


entscheidet, wie damit verfahren 
wird. Präsident Ramaphosa wandte 
sich gegen Panikmache und bekräf¬ 
tigte, dass Land nicht in „Smash-and- 
Grab“-Aktionen (wie in Simbabwe) 
besetzt und enteignet wird, sondern 
„auf vernünftigem Weg durch die Re¬ 
gierung, mit Zeitplan und klar defi¬ 
nierten Zielen“. 

Der Kampf wird schwer werden. 
In den 24 Jahren, seit Nelson Mande¬ 
la die Regierung übernahm, hat der 
ANC kaum etwas getan, um der Be¬ 


völkerung das durch die rassistischen 
Landgesetze geraubte Land zurück¬ 
zugeben. 1994 gehörten der „weißen“ 
Bevölkerung (15 Prozent der Gesamt¬ 
bevölkerung) 87 Prozent des Bodens. 
Die Schwarzen, die 80 Prozent der 
Bevölkerung stellten, waren auf 13 
Prozent „Homeland“ eingepfercht. 
Das Rekonstruktions- und Entwick¬ 
lungsprogramm unter Mandela hatte 
das Ziel, 30 Prozent des Ackerlands in 


Immer wieder wird die syrische Regie¬ 
rung beschuldigt, chemische Waffen ein¬ 
zusetzen. Zuletzt wurden die Vorwür¬ 
fe im Zusammenhang mit dem Angriff 
auf Ghuta erhoben. Jetzt berichtet die 
„New York Times“, ein Sprachrohr der 
US-Eliten, UN-Experten haben einen 
Bericht verfasst, nach dem die syrische 
Regierung gemeinsam mit Nordkorea 
an der Entwicklung chemischer Waffen 
arbeite. 

Die Vorwürfe sind schwerwiegend - 
weil sie schon einmal dazu dienten, ei¬ 
nen Angriff der US-Luftwaffe auf einen 
syrischen Militärstützpunkt zu rechtfer¬ 
tigen und immer wieder als Rechtferti¬ 
gung künftiger Angriffe auf Syrien her¬ 
halten. Der französische Präsident Ma- 
cron drohte Syrien mit Krieg, wenn der 
Einsatz chemischer Waffen erwiesen sei, 
ebenso der britische Außenminister Bo¬ 
ris Johnson. 

Die Vorwürfe wegen des angebli¬ 
chen Einsatzes von Chemiewaffen hiel¬ 
ten einer kritischen Prüfung nicht stand. 
So zeigte der bekannte investigative US- 
Journalist Seymour Hersh in seinen Un¬ 
tersuchungen, dass es sich z.B. bei den 
Meldungen aus Khan Sheikoun um 
Vorfälle handelte, die von den Dschiha- 
disten inszeniert waren. Und selbst der 
US-Verteidigungsminister Mattis stellt 
gelegentlich klar, dass es keine Bewei¬ 
se dafür gibt, dass Syrien Chemiewaffen 
eingesetzt habe. „Wir haben Berichte 
darüber - aber keine Beweise“, erklärte 
er im Pentagon gegenüber Journalisten. 

Der UN-Bericht über die Zusam¬ 
menarbeit von Nordkorea und Syrien 
entbehrt belastbarer Substanz. Er er¬ 
wähnt mehrere Sendungen aus Nord¬ 
korea, die zur Herstellung von chemi¬ 
schen Waffen genutzt werden könn¬ 
ten - erklärt aber zugleich, dass sie 


20 Jahren an 600 000 Kleinbauern zu 
übereignen durch Rückgabe des wäh¬ 
rend der Apartheid-Jahre enteigneten 
Landes und durch Umverteilung von 
Ackerland an Landlose durch staatli¬ 
chen Ankauf. 

Die SACP hatte am 8. bis 10. Ap¬ 
ril 2005 auf einem „Special National 
Congress“ beschlossen, die Kampag¬ 
ne zur Land- und Agrarreform auf al¬ 
len Ebenen zu intensivieren. Bis 2012 
war aber im Rahmen der Landreform 
gerade mal 7,5 Prozent des „Buren¬ 
lands“ Schwarzen übereignet worden. 
2015 hatte die Regierung Zumas ein 
neues Ziel anvisiert. In 15 Jahren 50 
Prozent des weißen Farmern gehören¬ 
den Ackerlandes zu übertragen. Minis¬ 
ter Nkwinti hielt dafür fünf Mrd. Euro 
nötig, um dieses Land anzukaufen. In¬ 
dividuelle Ansprüche von Schwarzen 
auf Rückübereignung sollten noch bis 
30. Juni 2019 geltend gemacht werden 
können 

Die Regierung hat ebenso unter¬ 
lassen, „den Bauern zu helfen mit 
Starthilfen, Saatgut, Traktoren und 
Dammbau zur Bewässerung“ wie es 
die Freiheits-Charta von 1954 forder¬ 
te. Dementsprechend gestand 2012 
der Landwirtschaftsminister Gugile 
Nkwinti vor dem Parlament, dass 90 
Prozent des zurückgegebenen Lan¬ 
des unbewirtschaftet, also Brachland 
blieb. Die Begünstigten hätten eine 
finanzielle Entschädigung vorgezo¬ 
gen. 

„Beschränkungen von Landei¬ 
gentum auf Rassenbasis wird es nicht 
mehr geben und das Land unter jenen 
aufgeteilt werden, die es bearbeiten, 
um Hunger und Landgrabbing zu ver¬ 
bannen.“ Diese Vision der südafrika¬ 
nischen Freiheitscharta verlangt ein 
anderes Wirtschaften. Und die natio¬ 
naldemokratische Revolution wird 
von den südafrikanischen Kommunis¬ 
ten nicht nur einen zweiten Anlauf in 
der Landreform verlangen ... 

Georges Hallermayer 


ebenso gut rein zivilen Aufgaben die¬ 
nen können. 

Viele der Informationen im UN-Be¬ 
richt wurden von „nicht identifizierten 
Mitgliedstaaten der UN“ zur Verfügung 
gestellt. Wir können nur vermuten, dass 
es die selben Staaten sind, die den Nach¬ 
weis chemischer Waffen als Rechtferti¬ 
gung für einen direkten Angriff gegen 
die syrische Regierung betrachten. 

Mit diesem UN-Bericht und seiner 
Darstellung in den Medien wird einfach 
ein Thema wiederholt, das vor dem Irak¬ 
krieg 2003 eingesetzt wurde, um Stim¬ 
mung für den Krieg zu machen - damals 
mit Erfolg. 

Damals ging es um Aluminiumröh¬ 
ren, die der Irak bestellt hatte und de¬ 
ren Spezifikation „bewies“, dass sie nur 
zur Herstellung spaltbaren Materials 
eingesetzt werden könnten - doch wie 
wir wissen, gab es kein irakisches Atom¬ 
waffenprogramm. Nun sind es „säurebe¬ 
ständige Ventile“ - für die vorgeblichen 
syrischen Chemiewaffen. Und selbst die 
„New York Times“ schreibt, „andere Ex¬ 
perten“ hielten den Bericht nicht für be¬ 
weiskräftig. 

Die syrischen Chemiewaffen wurden 
unter internationaler Aufsicht 2016 zer¬ 
stört. Der Blick auf eine Karte der mili¬ 
tärischen Situation in Syrien zeigt heute 
ein völlig anderes Bild als damals. Außer 
Idlib und dem Norden Syriens unter kur¬ 
discher Kontrolle sind die Dschihadisten 
weitgehend vertrieben. 

Ein Regime-Change ä la USA ist 
heute allenfalls nach dem Vorbild Liby¬ 
ens möglich: durch eine direkte militä¬ 
rische Aktion der USA und ihrer Ver¬ 
bündeten. Mit ihren Berichten arbeitet 
die „New York Times“ daran, dass diese 
„Option“ akut bleibt. 

Manfred Ziegler 


Tagung 

Die Jahrestagung des 13. Nationa¬ 
len Volkskongresses (NVK) ist am 
Montag in Peking eröffnet wor¬ 
den. Rund 3000 Delegierte beraten 
nun zwei Wochen lang in der Gro¬ 
ßen Hall des Chinesischen Volkes. 
Führende Persönlichkeiten der KP 
Chinas und des Staates, darunter 
Staatspräsident Xi Jinping, nahmen 
an der Eröffnungszeremonie teil. 
Zu den insgesamt zehn Punkten der 
Tagesordnung gehören unter ande¬ 
rem ein Entwurf über die Verfas¬ 
sungsrevision. Der NVK kündigte 
zudem Maßnahmen an, um China 
zu einem „großen und modernen 
sozialistischen Land“ zu machen. 
Bereits auf dem 19. Parteitag der 
Kommunistischen Partei Chinas 
(KPCh) im vergangenen Oktober 
war hierzu ein zweistufiger Ansatz 
beschlossen worden. Die Moderni¬ 
sierung des Landes soll im Wesent¬ 
lichen bis 2035 abgeschlossen sein. 
Zum 100. Jahrestag der Gründung 
der Volksrepublik China (2049) soll 
China ein „großartiges, modernes 
und sozialistisches Land“ sein. 

Die chinesische Regierung hat das 
Wachstumsziel für die Volkswirt¬ 
schaft für 2018 mit 6,5 Prozent an¬ 
gegeben. Die Wachstumsstruktur 
soll sich verändern, Qualität soll 
Vorzug vor der Geschwindigkeit 
des Wachstums gegeben werden, 
so Ministerpräsident Li Keqiang in 
seinem Rechenschaftsbericht. 

Unterstützung 

Mit dem Honduras-Besuch der UN- 
Botschafterin bei den Vereinten 
Nationen, Nimrata Haley, demons¬ 
trierte die US-Regierung Unter¬ 
stützung für den von der Oppositi¬ 
on als illegitim bezeichneten Präsi¬ 
denten Juan Orlando Hernändez. 
Washington hatte die Regierung 
bereits im Dezember anerkannt, als 
auch die von den USA dominierte 
Organisation Amerikanischer Staa¬ 
ten (OAS) von Wahlbetrug sprach. 
Honduras bedankte sich damit, dass 
es als eines von nur neun Ländern in 
der UNO nicht gegen die US-Ent- 
scheidung stimmte, Jerusalem als 
Hauptstadt Israels anzuerkennen. 
Überschattet wurde der Besuch 
von den anhaltenden Protesten ge¬ 
gen Hernändez. Die Polizei ging mit 
Tränengas und Schlagstöcken gegen 
die Demonstranten vor und zerstör¬ 
te Holzkreuze und Särge, die an die 
40 Menschen erinnern sollten, die 
seit Dezember bei den Protesten 
getötet wurden. Haley kommentier¬ 
te die Demonstrationen und Wahl¬ 
betrugsvorwürfe nicht, dankte bei 
ihrem Besuch aber „dem Präsiden¬ 
ten und dem Volk von Honduras 
für den Kampf und für alles was sie 
für die Verwirklichung der Rechte 
in Venezuela getan haben, wo wir 
erleben mussten, wie eine erfolgrei¬ 
che Demokratie sich in eine Dikta¬ 
tur verwandelt hat.“ 

Beschlagnahmung 

In Südafrika hat der Oberste Ge¬ 
richtshof in letzter Instanz Ent¬ 
schieden, dass das im vergangenen 
Mai im Hafen von Port Elizabeth 
beschlagnahmte Phosphat der De¬ 
mokratischen Arabischen Republik 
Sahara (DARS) gehört und zu ih¬ 
ren Gunsten meistbietend verstei¬ 
gert werden soll. Der Rohstoff war 
von einem marokkanischen Bau¬ 
unternehmen in der Westsahara 
gefördert worden und sollte nach 
Neuseeland geliefert werden. Die 
Westsahara ist seit 1975 in weiten 
Teilen von Marokko besetzt. Nach 
internationalem Recht darf eine 
Besatzungsmacht die Ressourcen 
des von ihr okkupierten Gebie¬ 
tes nicht zum eigenen Vorteil aus- 
beuten. Am vergangenen Diens¬ 
tag musste Marokko eine weitere 
Schlappe hinnehmen: der Europä¬ 
ische Gerichtshof urteilte, dass das 
2014 geschlossene Fischereiabkom¬ 
men zwischen Marokko und der 
EU nicht für die Westsahara gilt. 
Bisher fischten die EU-Fangflotten 
auf Grundlage des Vertrages vor 
allem in den Küstengewässern der 
Westsahara. 


Rechtsruck in Italien 

Schlappe für sozialdemokratische Partito Democratico 



Mangoernte in Südafrika 


Ohne Beweise 

Syrien wird der Herstellung von Chemiewaffen beschuldigt 
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Agenda 2010 ist Armut per Gesetz, insbesondere für Frauen. Die rot¬ 
grüne Bundesregierung verkündete vor 15 Jahren, am 14. März 2003, 
den bisher radikalsten Abbau des bundesdeutschen Sozialstaates. 
Petra Vogel, Reinigungskraft an einem Bochumer Krankenhaus und 
freigestellte Betriebsratsvorsitzende, schildert aus den heutigen Ar- 
beits- und Lebensbedingungen von Gebäudereinigern, die ihren An¬ 
fang vor 15 Jahren hatten. 


Wenn ich nach 41 Jahren Berufstätigkeit mit 65 Jahren und 11 Monaten in Rente gehen werde, ste¬ 
hen mir laut aktuellem Rentenbescheid 654 Euro pro Monat zu Verfügung. Dabei sind Krankenkas¬ 
senbeiträge und andere Abgaben noch nicht abgezogen. Das heißt für mich, dass ich aufstocken und 
mir einen 450-Euro-Job holen muss. Wenn ich nicht mehr den Minijob machen kann, dann werde ich 
von der Aufstockung leben müssen oder ich gehe Flaschen sammeln. Das bedeutet Altersarmut mit 
sozialer und kultureller Ausgrenzung inklusive. 

Schon jetzt, wo ich noch arbeite, bedeuten 10,30 Euro Stundenlohn, dass man keine großen Sprün¬ 
ge machen kann. Wenn nicht in einer Familie beide Eltern arbeiten gehen, dann ist man als Alleinver¬ 
diener zwar in Steuerklasse 3 und bekommt 1300 Euro statt bisher 1050 Euro im Monat raus, aber 
ohne Aufstocken geht da auch nichts. 

Bei mir im Betrieb arbeiten über 90 Prozent Frauen. Viele von ihnen haben Kinder und sind 
nicht selten alleinerziehend. Mit kleinen Kindern zu Hause kannst du 4 bis 5 Stunden maximal am 
Tag arbeiten und musst von dem, was du dann verdienst, Miete, Strom usw zahlen. Du gerätst dann 
automatisch in die Hartz-IV-Falle. 

Alle Menschen müssen sozialversicherungspflichtig beschäftigt werden. Es darf keine 450-Euro- 
Jobs mehr geben. Alle, die unter 12 Euro pro Stunde verdienen, seien es Reinigungskräfte, Taxifahrer 
oder Bäckereifachverkäuferinnen, tappen automatisch in die Altersarmut. Die Agenda 2010 muss 
weg und ein Mindestlohn von mindestens 12 Euro pro Stunde muss her. 

Früher hatte man ein halbes Jahr Probezeit, wo Arbeitgeber und Arbeitnehmer schauen konn¬ 
ten, ob es passt. Wenn es nicht passte, dann ging man wieder, ansonsten wurde man entfristet. Heute 
machen uns die sachgrundlosen Befristungen kaputt. Neue Kolleginnen werden bis zu zwei Jahren 
befristet angestellt. Die können in der Zeit keine Wohnung mieten, weil kein Vermieter Befristeten 
eine Wohnung gibt. Heiraten und Kinderkriegen steht dann auch nicht auf der Tagesordnung. Darüber 
hinaus bekommt man mit einem befristeten Arbeitsvertrag keine Kredite. Wir haben in der Gebäude¬ 
reinigung viele alleinerziehende Frauen. Wenn deren Herd mal kaputt geht und sie beispielsweise zwei 
Kinder haben, die sie bekochen müssen, dann bekommen sie die 400 Euro für einen neuen Herd nicht. 

Dass jetzt die neue Bundesregierung in ihrem Koalitionsvertrag überlegt, die sachgrundlose Befris¬ 
tung von 24 auf 18 Monate zu kürzen, ist einfach nur ein schlechter Witz und macht den Kohl nicht fett. 


Reicht das Geld bis zum Ende 
des Monats? Alleinerziehende 
müssen gut rechnen können. 

Foto: erysipel / pixelio.de 
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Barbara Kuprat zum Internationalen Frauentag 

107 Jahre später 


U nter dem Hashtag „Me Too“ wird 
unter großer medialer Aufmerk¬ 
samkeit eine Sexismus-Debatte 
geführt, die beim diesjährigen Interna¬ 
tionalen Frauentag kaum übergangen 
werden kann. Seit Oktober vergange¬ 
nen Jahres meldeten sich Millionen 
Menschen zu Wort, um in den „Sozia¬ 
len Medien“ über ihre Erfahrungen mit 
sexualisierter Gewalt zu berichten. Das 
Spektrum reicht dabei von Anmache 
über Grapschen bis zu Vergewaltigung. 

Etwa 40 Prozent aller Frauen ha¬ 
ben laut Medienberichten mindes¬ 
tens einmal in ihrem Leben sexuel¬ 
le Gewalt erlitten - eine Gewalt, die 
der Machtdemonstration des Mannes 
dient. Das bekräftigt die Notwendig¬ 
keit einer Debatte. Wenig hilfreich 
sind z.B. das Übermalen als frauen¬ 
feindlich interpretierter Gedichte (UZ 
vom 2.2.) oder das Abhängen mytho¬ 
logischer „frauenfeindlicher“ Gemäl¬ 
de in Museen (Hylas und die Nym¬ 
phen, Manchester). Auch über das öf¬ 


fentliche namentliche Anprangern von 
Männern kann man unterschiedlicher 
Meinung sein. 

Die Frage ist doch, wo die Ursa¬ 
chen für sexuelle Gewalt liegen. Muss 
die „MeToo“-Debatte nicht der Anfang 
einer viel 
weiterrei¬ 
chenden 
Kampag¬ 
ne sein? 

Wie kann es sein, dass eine große Zahl 
von Männern auch im Jahr 2018 immer 
noch bewusst und unbewusst sexistisch 
agieren, statt sich solidarisch zu zeigen? 

Wie kann es sein, dass Frauen in 
Deutschland 107 Jahre nach dem ersten 


Internationalen Frauentag immer noch 
21 Prozent weniger Lohn bekommen 
als Männer? Es ist eine Verhöhnung der 
Frauen, ihnen mit dem absurden „Ent¬ 
geltgleichheitsgesetz“ zu erlauben, sich 
in Betrieben mit über 200 Beschäftigten 

nach dem 
Einkom¬ 
men ihrer 
Kollegen 
zu erkun¬ 
digen. Mal abgesehen davon, dass sie 
damit noch lange nicht das dem Kolle¬ 
gen entsprechende Gehalt bekommen - 
60 Prozent aller Frauen sind von dem 
Auskunftsrecht ausgeschlossen, da sie 
in kleineren Betrieben tätig sind. Die 


Forderung bleibt: Gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit. 

Frauen sind immer noch diejeni¬ 
gen, die zu Hause bleiben, wenn Kin¬ 
der, Alte oder Kranke versorgt werden 
müssen. Sie sind es, die in Teilzeit arbei¬ 
ten oder in Minijobs und deren Rente 
dann zum Leben nicht reicht. Wir for¬ 
dern ein Verbot von Minijobs, nach Ar¬ 
beitszeitverkürzung bei vollem Lohn¬ 
ausgleich, nach mehr, besseren und 
kostenlosen Kindertagesstätten - und 
Männer müssen ihren Teil der Sorge¬ 
arbeit übernehmen. 

Frauen werden noch immer auf die 
Attribute jung, sexuell attraktiv und 
möglichst schlicht degradiert. Das 


Geschäft mit der „Schönheit“ ist pro¬ 
fitabel, die Sexindustrie macht riesige 
Umsätze. Nach Schätzung des Famili¬ 
enministeriums gehen täglich etwa 1,2 
Millionen Männer in Deutschland zu 
Prostituierten. Die Forderung bleibt: 
Schluss mit sexistischer Werbung und 
der Darstellung von Frauen als Sexu¬ 
alobjekt, mit entwürdigenden Kup¬ 
pel-Shows und Top-Model-Wettbe- 
werben. 

Vor 100 Jahren haben Frauen in 
Deutschland das allgemeine Wahlrecht 
erstritten. Dies war eine der ersten For¬ 
derungen zum Internationalen Frauen¬ 
tag. 1977 bekamen Frauen das Recht, 
ohne die Erlaubnis ihres Ehemannes 
berufstätig zu sein, erst 1997 wurde die 
Vergewaltigung in der Ehe verboten - 
Schwangerschaftsabbruch ist immer 
noch strafbar. 

Frauenrechte wurden in kleinen 
Schritten hart erkämpft. Es gibt noch 
so vieles, was noch erstritten werden 
muss. 


Das Entgeltgleichheitsgesetz ist eine 
Verhöhnung der Frauen 



„Man muss es wohl immer wieder sagen: Das sind keine Smarties.“ 

Jens Spahn, Pharmalobbyist und designierter Gesundheitsminister, weiß offensichtlich was gut ist für Frauen - und die 
Pille danach ist es nicht. Intelligenz jeglicher Form schreibt er Frauen wohl auch nicht zu, wenn er- siehe Zitat oben -eine 
Verwechslungsgefahr zwischen einem Notfall-Verhütungsmittel und bunten Schokodrops befürchtet. 

In einem Gastbeitrag in der „Zeit“ vom Februar 2014 zeigte er sich dann auch wegen der schlimmen Nebenwirkungen 
besorgt (Kopfschmerzen und Übelkeit sind auch nicht zu unterschätzen), vor allem aber darüber,dass die Freigabe der „Pille 
danach“ohne Rezept nurfürein Präparat gelten sollte. Anscheinend nicht fürdas richtige,denn der Pharmalobbyist wurde 
bei seinen Versuchen, die Freigabe für Präparate mit dem Wirkstoff Levonorgestel zu behindern, nicht müde. Anscheinend 
liegt ihm die Wahlfreiheit der Frau und deren Gesundheit nicht am Herzen, der Profit bestimmter Pharmaunternehmen 
aber schon. Da wissen wir doch, was uns mit einem solchen Gesundheitsminister erwartet. MD 


Ein Menetekel... 

... für das Geschäftsmodell der deutschen Bourgeoisie • Kolumne von Beate Landefeld 


Klaus Wagener zur Reaktion auf Trumps Zölle 

Laut, scheinheilig, hilflos 


Am ersten Märzsonntag 2018 endete 
der 22. Parteitag der DKP. Eine an Sen¬ 
sationen reiche Woche endete. Leserfo¬ 
ren waren voll vom Streit, den die Es¬ 
sener Tafel provozierte, die zurzeit nur 
Neukunden mit deutschem Pass anneh¬ 
men will. Donald Trump schickte die 
Börsenkurse weltweit in den Keller, in¬ 
dem er saftige Zölle für Stahl- und Alu¬ 
miniumimporte ankündigte. Am Sonn¬ 
tag kam das Ergebnis des SPD-Mitglie- 
dervotums: zwei Drittel für, ein Drittel 
gegen die Große Koalition. In Italien 
legten rechte Parteien bei der Parla¬ 
mentswahl zu. Die Krisenphänomene 
kumulieren sich zu Warnzeichen für das 
Geschäftsmodell der deutschen Bour¬ 
geoisie, das darin besteht, auf Kosten 
der inneren Entwicklung permanente 
Exportüberschüsse zu erwirtschaften. 

Schröders Agenda 2010 machte 
deutsche Großkonzerne fit für die Glo¬ 
balisierung. Lohnabhängige zahlten mit 
Sozialabbau, Prekarisierung, wachsen¬ 
der Armut. Aus diesem Boden spros¬ 
sen und vermehrten sich die Tafeln. Auf 
dem gleichen Boden verlor die SPD 
die Hälfte ihres Anhangs, vor allem an 
die Nicht Wähler schaft, zum Teil an die 
Linkspartei, neuerdings an die AfD. Für 
stets neue Exportrekorde verordneten 
diverse GroKos Schuldenbremsen und 
Austerität. Ob Schäuble oder Scholz, 
die schwarze Null ist ihnen heilig. In¬ 
vestitionen in Infrastruktur und Da¬ 
seinsvorsorge, in Bildung, Kultur, Ge¬ 
sundheit, in Pflege, Sozialwohnungen, 
Verkehr und Umweltschutz werden 
weiterhin zu kurz kommen. Mittels PPP 
(Public Private Partnership - angebli¬ 
che Parnerschaft zwischen Öffentlich 
und Privat) schiebt der Staat sie Pri¬ 
vatinvestoren zu, die daran verdienen. 


Das Geschäftsmodell der Export¬ 
überschüsse verstärkt die Ungleichge¬ 
wichte nicht nur im Land, sondern auch 
in der Weltwirtschaft. 2017 hat Deutsch¬ 
land erneut um 230 Mrd. Euro unter 
seinen Verhältnissen gelebt und inves¬ 
tiert. Das sind rund acht Prozent der 
Jahreswirtschaftsleistung. Diese Über- 



Beate Landefeld 

schüsse sind die Schulden der anderen 
Länder. Zu den am meisten verschulde¬ 
ten Eurozonenländern gehört Italien. 
Seit der Eurokrise folgte jede italieni¬ 
sche Regierung dem deutschen Druck, 
durch „innere Abwertung“ (= Senkung 
der Löhne und Sozialabgaben) „wett¬ 
bewerbsfähig“ zu werden, mit der Fol¬ 
ge, dass Italien aus der Rezession nicht 
herauskommt. Die Arbeitslosigkeit 
bleibt hoch. Junge Italiener wandern 
aus. Rechte Populisten werden immer 
stärker. 

EU und USA kritisieren die deut¬ 
schen Überschüsse seit jeher. Trump 
handelt nun. 25 Prozent Zoll auf den 


Grundstoff Stahl treffen Deutschland, 
das zu den zehn größten Stahlliefe¬ 
ranten der USA gehört. Wegen seiner 
Exportabhängigkeit muss es eine Es¬ 
kalation unbedingt vermeiden. Chine¬ 
sische Stahlimporte sind in den USA 
längst mit Zöllen von bis zu 250 Pro¬ 
zent belegt. EU-Zölle gegen Stahl aus 
China liegen zwischen 20 und 70 Pro¬ 
zent. Die deutsche Regierung drängt, 
sie zu erhöhen, da die neuen US-Zölle 
das Überangebot in der EU steigern 
würden. Abnehmerländer ohne eigene 
Produktion wollen das nicht. Überka¬ 
pazitäten könnten auch durch Stahl¬ 
quoten abgebaut werden. Diese Form 
staatsmonopolistischer Planung wäre 
für EU-Länder nicht neu. Vorerst se¬ 
lektiert die Konkurrenz, wer wen 
schluckt. 

NATO-Aufrüstungsziele und lau¬ 
fende Kriege erhöhen die Nachfrage. 
Investitionen ins Schienennetz, in den 
öffentlichen Personennahverkehr, in 
Brücken und Häuser würden dagegen 
den Menschen nützen. Dagegen steht 
die schwarze Null, die zum Katechismus 
der Exportweltmeisterschaft zählt. Wer 
glaubt, eine Wende zugunsten der Be¬ 
völkerung wäre nur durch SPD-Erneu- 
erung, eine linke Sammlungsbewegung 
und Wahlen erreichbar, verkennt die 
Machtverhältnisse. Es bedarf härtes¬ 
ter Klassen- und Massenkämpfe und 
einer bedeutend stärkeren Friedensbe¬ 
wegung. Neben dem Abschmettern der 
TV-Privatisierung in der Schweiz war 
am ersten Märzsonntag der Beschluss 
des DKP-Parteitags, bis zum UZ-Pres- 
sefest 30 000 Unterschriften für den 
Appell „abrüsten statt aufrüsten“ zu 
sammeln, ein kleines Licht am Ende 
des Tunnels. 


Kaum hatte Donald Trump angekün¬ 
digt, auf Stahl und Aluminium Ein¬ 
fuhrzoll in Höhe von 25 bzw. 10 Pro¬ 
zent erheben zu wollen, erhob sich ein 
Klagegeschrei, als stünde der Unter¬ 
gang des Abendlandes bevor. Die EU 
werde „nicht tatenlos Zusehen, wie 
unsere Industrie durch unfaire Maß¬ 
nahmen getroffen wird, die Tausende 
europäische Arbeitsplätze gefährden“, 
rüstete Kommissions-Chef Jean-Clau¬ 
de Juncker auf. Eine deutliche Antwort 
forderten auch Wirtschaftsministerin 
Zypries und natürlich die Lobbyisten 
der deutschen Stahlindustrie. 

Das gerade von den EU-Propagan- 
disten liebevoll gepflegte Bild des frei¬ 
en, demokratischen und handelslibera¬ 
len Westens ist nicht mehr als grell ge¬ 
zeichnete Propaganda. Wir leben nicht 
mehr im Zeitalter des Konkurrenzka¬ 
pitalismus. Heute ist die Welt unter we¬ 
nigen Monopolkonglomeraten aufge¬ 
teilt, die „ihre“ Staaten dazu nutzen, 
ihre Profitinteressen maximal abzusi¬ 
chern. Dazu gehören zur Manipulati¬ 
on des Außenhandels Zölle, Einfuhr¬ 
beschränkungen und Wechselkurse. 

Die EU verhängt ihrerseits hohe 
Zölle auf Waren, bei denen sie sonst 
nicht konkurrenzfähig ist. Prominen¬ 
tes Beispiel: Chinesische Solarpaneele. 
Weil deutsche Solarunternehmen rei- 


Es ist ein Skandal, dass es in unserem 
reichen Land Tafeln den grundlegen¬ 
den Lebensmittelbedarf von Menschen 
decken müssen. Das wäre die Aufgabe 
des Staates. 

Die Essener Tafel ist bundesweit in den 
Fokus der Öffentlichkeit gerückt. Sie 
hat beschlossen, zukünftig zusätzlich 
zu den aktuell Versorgten nur Bedürf¬ 
tige mit deutschem Pass aufzunehmen. 
Bei Verteilungskämpfen in der Warte¬ 
schlange sollen sich deutsche Mütter 
und Senioren verdrängt gefühlt haben. 
Über Jahrzehnte hat die Tafel ver¬ 
sucht, Menschen mit erschwinglichen 
Lebensmitteln zu versorgen, den Men¬ 
schen, die durch die asoziale Politik der 
Herrschenden um Arbeit, Möglichkei¬ 
ten an der Teilhabe am sozialen Leben 
und auch um ihre Existenz in ihrer ur¬ 
sprünglichen Heimat gebracht worden 
sind. Das ist den dort ehrenamtlich Tä¬ 
tigen hoch anzurechnen. 

Ich unterstelle den Mitarbeitern 
der Essener Tafel keinen Rassismus. 
Aber sie sind überfordert. So wie not¬ 
gedrungen jeder überfordert sein wird, 
der den Opfern eines zutiefst inhuma¬ 
nen Systems dringend erforderliche 
Hilfe zukommen lassen möchte, denn 
die Ursachen der Not der Opfer wer¬ 
den erst mit diesem System selbst ver¬ 
schwinden. 


henweise Pleite gingen, gibt es nun ei¬ 
nen Mindestpreis, den chinesische An¬ 
bieter bei Androhung von Strafzöllen 
von fast 50 Prozent nicht unterbieten 
dürfen. Oder Autos: Für US-Pkw liegt 
der Zoll hierzulande deutlich höher 
(10 Prozent) als umgekehrt der US- 
Zoll auf deutsche Dreckschleudern 
(2,5 Prozent). Die EU ist protektio¬ 
nistischer als die USA. Ergebnis: Al¬ 
lein Deutschland erzielt mit den USA 
einen Exportüberschuss von 50 Mrd. 
Euro. 

Entsprechend hilflos sind nun auch 
die Reaktionen: Strafzölle auf Harley- 
Davidson-Motorräder und Bourbon- 
Whiskey werden Trump nicht abschre- 
cken. Es gibt nicht viel, was die USA 
nach Deutschland bzw. Europa liefern. 
Die EU ist auf den Export in die USA 
stärker angewiesen als umgekehrt die 
USA auf Ausfuhren nach Europa. Das 
verhilft nicht zu einer starken Ver¬ 
handlungsposition. Berlin und Brüs¬ 
sel haben versucht, die umstrittene 
Position des US-Präsidenten im Inland 
zur Durchsetzung ihrer Interessen zu 
nutzen. Eine heikle Wette. Mr. Trump 
ist in den Kreisen des liberalen Esta¬ 
blishments und des geheimdienstlich- 
militärisch-industriellen Komplexes 
unbeliebt. Die deutsch-europäischen 
Exportüberschüsse aber auch. 


Doch dieses System ist stark. Es 
schafft es, den Verteilungskampf auf 
die Verteilung der Krümel zu reduzie¬ 
ren, die „Unten“ gegeneinander auszu¬ 
spielen und vom gemeinsamen Kampf 
gegen den gemeinsamen Gegner, näm¬ 
lich gegen die da „Oben“, abzuhalten. 

Ich maße mir kein Urteil darüber 
an, warum die Essener Tafel keine an¬ 
dere Möglichkeit gesehen hat, die Ver¬ 
sorgung ihrer bestehenden Kundschaft 
weiterführen zu können. Aber ich weiß, 
wer für die Ursachen verantwortlich ist, 
dass diese Tafeln überhaupt notwendig 
sind. Ich weiß, wer in diesem Land für 
Sozialraub und dafür verantwortlich 
ist, dass Menschen in anderen Ländern 
die Lebensgrundlage entzogen wird, 
sei es durch die Wirtschafts- oder die 
Kriegspolitik auch der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Im „Einheitsfrontlied“ heißt es: 
Unsere Herren wer sie auch seien 
sehen unsere Zwietracht gern, 
denn solang sie uns entzweien 
bleiben sie doch unsre Herrn. 

In diese Falle scheint die Essener 
Tafel getappt zu sein. In vielen Städten 
haben Tafeln aufgezeigt, dass es Alter¬ 
nativen zu diesem Vorgehen gibt. Die¬ 
ses Land braucht mehr Mut, mehr ge¬ 
meinsame Gegenwehr gegen die unso¬ 
ziale Politik der Herrschenden. 


Werner Sarbok zur Essener Tafel 

Verteilungskämpfe 
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Anschlussgedenken in Österreich 

Vor 80 Jahren überschritten Truppen der Wehrmacht die österreichische Grenze • Von Gerhard Oberkofler 


• • 

Ö sterreichs Historiker und Po¬ 
litologen erleben mit ihren di¬ 
versen publizistischen Anboten 
derzeit einen Boom. Das hat weniger 
mit der Fülle von stets möglichen his¬ 
torischen Gedenkzeremonien zu tun, 
als mit dem Interesse der in den letz¬ 
ten Jahrzehnten und derzeit führen¬ 
den politischen Apparate an einer sich 
wissenschaftlich-historisch gebenden 
Darstellung, ihre personale Option un¬ 
terscheide sich grundsätzlich von jener 
der Vergangenheit und beeinflusse des¬ 
halb positiv den konkreten Verlauf der 
Geschichte. 

Am Beginn dieses Jahres steht der 
„Anschluss Österreichs“ an das Deut¬ 
sche Reich im Vordergrund des Geden¬ 
kens. Die Idee zu einem solchen An¬ 
schluss reicht bis in die Zeit der Grün¬ 
dung des Deutschen Reichs (1871) 
zurück. 

Die Annexion wird vorbereitet 

Nach dem Zusammenbrechen der 
Habsburgermonarchie ging es 1918/1919 
um die Annexion von Restöster¬ 
reich bzw. „Deutschösterreich“ durch 
Deutschland. Ein imperialistisches An¬ 
schlusskonzept verfolgte der bürgerli¬ 
che deutsche Reichskanzler (1923) und 
Reichsaußenminister (1923 bis 1929) 
Gustav Stresemann, für den die poli¬ 
tische Demokratie die passende Form 
der Klassenherrschaft nach Abdanken 
der Dynastien war: „Gelingt es uns ... 
die Deutsch-Österreicher an uns zu fes¬ 
seln, dann kommen wir über manches 
hinweg, was wir nach anderer Richtung 
verloren haben; dann haben wir den gro¬ 
ßen Block der 70 Millionen Deutschen 
inmitten Europa, an dem keiner Vorbei¬ 
gehen kann.“ Für die Ikone der österrei¬ 
chischen Rechtswissenschaft Hans Kel¬ 
sen war die Unabhängigkeit Österreichs 
unerwünscht, um sie zu beenden, „müss¬ 
ten wir jederzeit bereit sein!“ 

Während die Sozialdemokratische 
Partei das Anschlussbestreben bis zur 
Errichtung der faschistischen Diktatur 
in Deutschland unterstützte, lehnte die 
1918 gegründete Kommunistische Partei 
Österreichs einen Anschluss ab. Das Re¬ 
gime um Engelbert Dollfuß wollte mit 
seiner von päpstlichen Rundschreiben 
und vom italienischen Faschismus ins¬ 
pirierten „ständestaatlichen“ Verfassung 
ein diktatorisches Regime errichten und 
hat mit Kanonen, Maschinengewehren 
und Standgerichten den Widerstand der 
Arbeiterbewegung dagegen gebrochen 
(1934). 

In seiner Radiorede am 9. März 1938 
kündigte sein von Adolf Hitler am Ober¬ 
salzberg vorgeführter Nachfolger Kurt 
Schuschnigg, der als demokratischer Fa¬ 
schist in christlich-sozialer Verkleidung 
für die Knechtung der Arbeiterbewe¬ 
gung mit verantwortlich gewesen war, 
eine Volksbefragung über das grundsätz¬ 
liche Bekenntnis zu Österreich an. Dafür 
zeichnete sich eine starke zustimmende 
Bewegung ab, die durch Aktionen aus 
der Arbeiterklasse heraus eine beson¬ 
dere antinationalsozialistische Qualität 
erhielt. Der Hass gegen den Kommu¬ 
nismus und die Sowjetunion war über 
die massiven ökonomischen Vernetzun¬ 
gen hinausgehend der Kleister zwischen 
der deutschen und der österreichischen 
Rechtsdiktatur, die ihren „deutschen 
Charakter“ selbst immer betont hatte. 

Am 11. März 1938 trat Schuschnigg 
mit der Leerformel „Gott schütze Ös¬ 
terreich“ zurück. Bundespräsident Wil¬ 
helm Miklas ernannte daraufhin eine 
neue „nationale“ Regierung unter Füh¬ 
rung des bisherigen Innenministers Ar¬ 
thur Seyß-Inquart. Die Regierungen 
Schuschnigg und Seyß-Inquart verrieten 
ihr Land. Anstatt Handlungen zur Ver¬ 
teidigung des Landes zu setzen, wofür es 
konkrete Pläne gegeben hat, lieferten sie 
die als Nazigegner bekannten Christen 
und Sozialdemokraten sowie alle Kom¬ 
munisten und Juden den Terrororganen 
des Deutschen Reiches aus. 

Am 12. März 1938 überschritten 
deutsche Truppen ohne Widerstand die 
österreichische Grenze, am 13. März 
1938 übergab Bundespräsident Miklas, 
dem Freikarten für Oper und Burgthe¬ 


ater schon zugesichert worden waren, 
in einem „Staatsakt“ alle Agenden zur 
Durchführung von „außerordentlichen 
Maßnahmen“. Die Folge war, dass schon 
in diesen ersten Märztagen die Gegner 
des Anschlusses von der deutschen Ge¬ 
heimen Staatspolizei inhaftiert und ter¬ 
rorisiert worden. Das Schicksal der jü¬ 
dischen Österreicher zeichnete sich in 
diesen Tagen ab. 


vorgeschlagen, einen kollektiven Wider¬ 
stand gegen den Aggressor zu organisie¬ 
ren, weil Straflosigkeit zur Wiederholung 
solcher Fälle führen werde: „Die Ereig¬ 
nisse des internationalen Lebens bestä¬ 
tigen leider die Richtigkeit dieser War¬ 
nungen. Eine neue Bestätigung fanden 
diese in der militärischen Invasion in Ös¬ 
terreich und darin, dass das österreichi¬ 
sche Volk gewaltsam seiner politischen, 


macht, der im ersten Jahr des Krieges 
gegen die Sowjetunion mit dem Flug¬ 
blatt „Hitler hat den Krieg schon ver¬ 
loren“ seinen Höhepunkt erreichte und 
grausamst durch Folterungen und Hin¬ 
richtungen zerschlagen wurde. Eduard 
Rabofsky, Wiener Widerstandskämpfer 
und Kommunist, hat darauf immer wie¬ 
der aufmerksam gemacht, um jungen 
Menschen zu vermitteln, was Hoffnung 



Zug der Truppenkolonnen der faschistischen deutschen Wehrmacht durch die Straßen von Salzburg. (13.3.1938 ) 

Am 14. März wurde das Österreichi¬ 
sche Bundesheer in die Deutsche Wehr¬ 
macht eingegliedert und drei Tage spä¬ 
ter wurde die Geschäftsführung der Ös¬ 
terreichischen Nationalbank durch die 
Reichsbank übernommen. 

Am 10. April 1938 fand, begleitet 
von einer riesiger Massenmanipulati¬ 
on durch alle Leitmedien, die „Volks¬ 
abstimmung“ für den staatsrechtlichen 
„Anschluss“ Österreichs an das Deut¬ 
sche Reich statt. Zum „Ja“ hatte auch 
der Wiener Kardinal Theodor Innitzer, 
der die Kirchenglocken beim Besuch 
des „von Gott entsandten Führers“ 

Adolf Hitler in Wien am 15. März 1938 
läuten ließ, aufgerufen. In einem Brief 
an Romain Rolland resümiert Stefan 
Zweig: „Mit der Vernichtung der Sozi¬ 
alisten war Österreich erledigt, und ich 
bin stolz, dass ich dem Kardinal Innitzer, 
diesem Verräter, und den andern nicht 
die Stiefel geleckt habe.“ 

„Ostmark“ und das 
internationale Echo 

Die Bilder vom Jubelempfang für Hit¬ 
ler am Wiener Heldenplatz sollten nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass sehr viele 
aktive Gegner der Annexion wegen des 
rasch funktionierenden neuen Staatsap¬ 
parats eben gar nicht mehr zu einer or¬ 
ganisierten Protestdemonstration in der 
Lage waren. Viele Wiener haben sich aus 
ihrer in der Monarchie heran gezüchte¬ 
ten Schaulust am Heldenplatz versam¬ 
melt. Naturgemäß wimmelte Wien von 
entfesselten Kleinbürgern, die nach den 
Wohnungen und dem Kleingeld ihrer jü¬ 
dischen Mitbürger gierten, von Überläu¬ 
fern und Lakaien des neuen Deutschen 
Reiches unter Führung der NSDAP. 

Das Territorium der „Ostmark“ wurde 
in sieben als Gaue benannte Regionen 
organisiert, an deren Spitze Josef Bür- 
kel als Reichsstatthalter amtierte. Dieser 
koordinierte die Entsendung von Mana¬ 
gern deutscher Konzerne und von Be¬ 
amten aus den Reichsministerien in das 
besetzte Land. Die westlichen Staaten 
akzeptierten und anerkannte die deut¬ 
sche Völkerrechtsverletzung. Mit Empa¬ 
thie protestierten nur Mexiko und die 
Sowjetunion gegen den deutschen Ein¬ 
marsch in Österreich. Der Volkskommis¬ 
sar für auswärtige Angelegenheiten der 
UdSSR, Maksim Litwinow, erklärte am 
17. März 1938, sein Land habe wiederholt 



Direkt nach dem „Anschluss“ wurden die Wiener Juden unter Beteiligung der 
Bevölkerung gezwungen pro-österreichische Slogans von den Gehsteigen zu 
putzen 


wirtschaftlichen und kulturellen Unab¬ 
hängigkeit beraubt wurde.“ 

Bekanntlich folgte bald nach der 
Besetzung Österreichs der Angriff auf 
die Tschechoslowakei. Für eine solche 
war der aus Mähren stammende sozial¬ 
demokratische Politiker Karl Renner, 
seinerzeit Präsident der österreichi¬ 
schen Friedensdelegation in Saint-Ger- 
main-en-Laye, ebenso eingetreten wie 
bei der von Hitler angesetzten Abstim¬ 
mung mit einem „freudigen Ja“ zum 
„Anschluss“. In der Wiener Donaustadt 
erinnert eine Straße an den mexikani¬ 
schen Diplomaten Isidro Fabela, der 
am 19. März 1938 im Völkerbund die 
Protestnote Mexikos vorgelegt hat, der 
sowjetische Protest von Litwinow wird 
in Wien negiert. 

Widerstand wird organisiert 

In der Nacht vom 11. zum 12. März 1938 
bemühte sich das Zentralkomitee der 
Kommunistischen Partei Österreich ei¬ 
nen Aufruf gegen die Annexion zu ver¬ 
breiten, es war das ein Zeichen der Hoff¬ 
nung. Der Widerstand in der Ostmark 
gegen die deutsch-faschistische Fremd¬ 
herrschaft war vielfältig. Erinnert sei, 
weil oft in die Vergessenheit gedrängt, an 
den Widerstand junger österreichischer 
Kommunisten in der Deutschen Wehr¬ 


in Zeiten der Niedergeschlagenheit be¬ 
deutet. Eindrucksvoll sind die im letzten 
Jahr von Lisi Rizy und Willi Weinert pu¬ 
blizierten Briefe österreichischer Wider¬ 
standskämpfer und Widerstandskämp- 
ferinnen, die von der Nazijustiz hinge¬ 
richtet worden sind. Für die am 17. Mai 
1943 im Wiener Landesgericht geköpfte 
33-jährige kommunistische Schneide¬ 
rin Hedwig Urach ist in der Todeszel¬ 
le der marxistische Humanismus Trost. 
Ihr Blick ist von der Hoffnung auf eine 
neue Welt mit neuen Menschen getra¬ 
gen, wenn sie am 9. Mai 1942 an ihre 
Lieben schreibt: „... dass ich trotz aller 
menschlichen Enttäuschungen, die mir 
sogar in der Todeszelle nicht erspart ge¬ 
blieben sind, doch zu diesem Glauben an 
die Schönheit und Freude mich beken¬ 
ne, als das Herrlichste einer kommenden 
Generation.“ Von den Kommunisten, 
die an der Spitze des österreichischen 
Widerstandskampfes standen, starben 
Hunderte unter dem Fallbeil. 


Die Befreiung... 

Am 31. März 1945 überschritt der erste 
Sowjetsoldat bei Güns im Burgenland 
die österreichisch-ungarische Grenze. 
In den selben Tagen führte der spä¬ 
tere österreichische Bundespräsident 
(1974 bis 1986) Rudolf Kirchschläger 


als Hauptmann der Deutschen Wehr¬ 
macht etwa 1 200 Fahnenjunker gegen 
die zum Angriff auf Wien angetrete¬ 
nen Sowjettruppen. Am 27. April 1945 
konnten sich die Mitglieder der provi¬ 
sorischen Regierung im Parlamentsge¬ 
bäude versammeln und die Wiederher¬ 
stellung der demokratischen Republik 
Österreich nach der Verfassung von 
1920 erklären, die aber von den West¬ 
alliierten erst im September 1945 an¬ 
erkannt wurde. „Das Österreich von 
morgen“, so der aus dem KZ Dachau 
befreite katholische Politiker Leopold 
Figl, „wird ein neues, ein revolutionäres 
Österreich sein. Es wird von Grund auf 
umgestaltet und weder eine Wiederho¬ 
lung von 1918 noch von 1933 noch eine 
von 1938 werden.“ Was für eine ehren¬ 
werte Illusion! Bundespräsident wurde 
Karl Renner, weil Josef Stalin im Wi¬ 
derspruch zu österreichischen Kom¬ 
munisten wie Leo Stern geglaubt hatte, 
ein solcher Sozialdemokrat wie Renner 
könne aus der Geschichte lernen. 

Österreich war das erste freie Land, 
das der Aggressionspolitik Deutsch¬ 
lands zum Opfer gefallen ist. Die Mos¬ 
kauer Deklaration (1943) stellte das 
mit dem weiterführenden Bemerken 
fest, dass die Bevölkerung des nicht 
mehr existierenden Österreich we¬ 
gen seiner Teilnahme an der Seite von 
Hitler-Deutschland einen Beitrag zu 
seiner Befreiung leisten müsse. Diese 
Verpflichtung zum Widerstand wird als 
historisch erledigt angeboten, sie kann 
und soll aber an die Gegenwart gerich¬ 
tet bleiben. Bei allen politischen Dif¬ 
ferenzen hat in der realen Praxis das 
Bewusstsein der weit überwiegenden 
Mehrheit der österreichischen Bevöl¬ 
kerung mit der Ideologie des Antise¬ 
mitismus nichts mehr zu tun. 

Das deutsche Konzentrationsla¬ 
ger Auschwitz ist Vergangenheit, aber 
wie steht es um den Widerstand Öster¬ 
reichs gegen die Barbarei der Gegen¬ 
wart? Von Seiten der herrschenden Eli¬ 
ten ist nirgends ein solcher erkennbar, 
vielmehr nehmen sie direkt und indi¬ 
rekt teil an der Ausbeutung und Ver¬ 
sklavung der Armen der Welt, an der 
Niederschlagung von Widerstandsbe¬ 
wegungen gegen Fremdherrschaft wie 
der Kurden und an den Kriegen. Da¬ 
mit das gelingt, werden die Menschen 
in Österreich in ihrem Verhalten zu den 
Mitmenschen anderer Herkunft mani¬ 
puliert. Flüchtlingen wird jene „An¬ 
erkennung der allen Mitgliedern der 
menschlichen Familie innewohnenden 
Würde und ihrer gleichen und unver¬ 
äußerlichen Rechte“ versagt, welche 
die Allgemeinen Erklärung der Men¬ 
schenrechte vom 10. Dezember 1948 
einfordert. 

Gerhard Oberkofler, geb. 1941, ist His¬ 
toriker. Er war lange Jahre Universi¬ 
tätsarchivar und Professor für Neue¬ 
re Österreichische Geschichte an der 
Universität Innsbruck. Oberkofler war 
Gründungsmitglied der Alfred-Klahr- 
Gesellschaft und bis 2014 ihr Vizeprä¬ 
sident 


Auslandseinsätze 

Die offizielle Zeitschrift „Truppen¬ 
dienst“ listet die Einsatzbilanz des 
österreichischen Bundesheeres auf. 
Die Auslandseinsätze werden ge¬ 
gliedert in solche im Rahmen der 
Europäischen Union, der NATO, der 
Vereinten Nationen, der OSZE und 
der Internationalen Humanitären 
und Katastrophenhilfe. Im Rahmen 
der NATO ist Österreich u.a. in Af¬ 
ghanistan und auf dem Balkan, 
wobei die Gemeinsamkeit eines 
deutsch-österreichischen Batail¬ 
lons im Einsatz und beim Training 
hervorgehoben wird. Als „Matro¬ 
sen“ sind Angehörige von österrei¬ 
chischen Spezialeinsatzkräften an 
Bord eines Schiffes der deutschen 
Marine im südlichen Mittelmeer. 
Auch in der Demokratischen Repu¬ 
blik Kongo waren österreichische 
Heeresspezialisten vertreten. 
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Kultursplitter 


Joan Baez: 

Die große alte Dame des politischen 
Liedes in den USA hat ihre Abschieds¬ 
tournee gestartet. An unzähligen Pro¬ 
testaktionen hat sie seit den 1960er Jah¬ 
ren teilgenommen bzw. sie initiiert. Er¬ 
innert sei an ihr Engagement gegen den 
Krieg des US-Imperialismus in Südost¬ 
asien, 1972 reiste sie in der Weihnachts¬ 
zeit mit einer Delegation der Friedens¬ 
bewegung nach Nordvietnam. Dort 
wurde sie von der US-Militäraktion 
Operation Linebacker II (bekannt auch 
als „Christmas Day Bombing“) über¬ 
rascht, bei der die US-Luftwaffe Hanoi 
zwölf Tage lang massiv bombardierte; 
viele Menschen wurden dabei getö¬ 
tet, die Stadt schwer beschädigt. Baez 
und ihre Mitreisenden überlebten den 
Angriff. Das 1973 erschienene Album 
„Where Are You Now, My Son?“ gibt 
im gleichnamigen vertonten Gedicht, 
das mit live aufgenommenen Tonband¬ 
aufzeichnungen des Geschehens vor 
Ort untermalt ist, in einer Länge von 
etwa 21 Minuten die Eindrücke von 
Joan Baez’ Erleben in Hanoi wieder. 
Mehrere Konzerte wird es in Deutsch¬ 
land geben, die beiden ersten sind für 
den 25. März in Frankfurt und für den 
26. März in München geplant. Wer Kon¬ 
zerte von ihr in den letzten Jahren im 
TV oder Streaming-Dienste sehen und 
hören konnte, wird von ihrer immer 
noch ausdrucksstarken Stimme begeis¬ 
tert sein, aber auch von ihrer klaren und 
eindeutigen Haltung zur US-Politik. 

Karriere 

Der Deutsche Kulturrat, unterstützt 
durch die Staatsministerin Monika 
Grütters, hat sich was Tolles ausge¬ 
dacht, um Frauen in der Kulturwirt¬ 
schaft in ihrer Karriereplanung zu för¬ 
dern. Im Rahmen eines dreijährigen 
„Projekts“ (alles heißt heute so), sol¬ 
len drei „Mentoring-Runden“ durchge¬ 
führt werden. Gedacht ist daran, dass 15 
Künstlerinnen und Künstlerinnen, die 
bereits erfolgreich am „Markt“ agieren, 
als exzellent in ihrem Fach gelten und 
auf ein ausgeprägtes Netzwerk zugrei¬ 
fen können, Bewerberinnen, die noch 
am Anfang ihrer „Karriere“ stehen, mit 
strategischer Karriereberatung, praxis¬ 
bezogener Unterstützung und der Ver- 
ortung der Förderfähigen in der Kultur- 
Community die weiteren beruflichen 
Schritte zu ermöglichen. Man hat auch 
sehr genaue Vorstellungen von denen, 
die sich für das Programm bewerben: 
Sie sollten sehr gut ausgebildet sein 
und entweder bereits anspruchsvolle 
Berufsstationen im gemeinnützigen 
oder privatwirtschaftlichen Kultur- und 
Medienbereich absolviert haben oder 
entsprechende Ausstellungen, Projekte 
oder Auszeichnungen vorweisen kön¬ 
nen. Sie alle sollten sich zudem dadurch 
auszeichnen, dass sie eine Führungspo¬ 
sition anstreben. Und da kommt das 
Projekt auf den Punkt: Nicht Kreati¬ 
vität und eigenständiges Denken und 
Handeln sind gewünscht, sondern ge¬ 
schmeidiges Agieren am Markt. 

Blass und müde 

Wer gehofft hatte, die Oscar-Nacht vom 
letzten Wochenende würde ein Zeichen 
setzen für Frauen in der Film Wirtschaft, 
es würden klare Positionen bezogen in 
der Wertschätzung für Künstlerinnen 
und ihre Filme, wurde enttäuscht. Fran- 
ces McDormand, sie erhielt den Oscar 
als beste Darstellerin, forderte mit ei¬ 
ner großen Geste alle Frauen im Saal, 
die für einen Oscar nominiert worden 
waren, auf, sich zu erheben. Ihnen al¬ 
len, sagte McDormand, solle man nach¬ 
her auf der Party oder auch später gut 
zuhören und dann ihre neuen Projekte 
tatsächlich finanzieren. Denn allein dar¬ 
um geht es am Ende: dass die Filme von 
Frauen aus der Sicht von Frauen über 
Frauen auch gedreht werden. Das war es 
dann aber auch, die wichtigsten Preise 
gingen an andere Filme und Protagonis¬ 
ten, der Fantasy-Film „Shape of Water“ 
räumte vier Oscars ab, ein freundliches 
Stückchen über die „grenzenlose Kraft 
der Liebe“, das sich sich als zeitgemä¬ 
ßer Kommentar gegen die Ausgrenzung 
von Andersartigen versteht. Preiswür¬ 
dig war der Film, weil er eine Hommage 
an Hollywood ist und solche Filme feiert 
die Academy immer besonders gerne. 


Lucky und die Schildkröte 

Filmisches Panoptikum einer Kleinstadt 



Er habe keine Angst vor der Höhe, nur 
vor dem Fallen, sagt Harry Dean Stanton 
alias Travis in Wim Wenders 4 Klassiker 
„Paris,Texas“, dem Film, der ihn 1984 be¬ 
kannt machte. Da war er bereits 30 Jahre 
im Geschäft in Dutzenden von TV-Seri- 
en. Seine Filmkarriere umfasst über 100 
Rollen. In der letzten davon, als Lucky 
im gleichnamigen Debütfilm von John 
Carroll Lynch, fällt er nun doch, näm¬ 
lich buchstäblich aus dem Bildrahmen: 
er ist in seiner Küche gestolpert. Eine 
Bagatelle, trotz seines inzwischen bib¬ 
lischen Alters von 91 Jahren. Der Arzt, 
den er trotzdem aufsucht, mag ihm nicht 
einmal mehr zum Verzicht auf Alkohol 
und Zigaretten raten - er weiß, es wäre 
vergeblich, sie gehören zu Lucky wie der 
tägliche Besuch der Kneipe und die Spa¬ 
ziergänge unter den gewaltigen Kaktus¬ 
bäumen in der Wüste Arizonas. Jeder in 
dem kleinen Kaff kennt den alten Kauz, 
jeder mag ihn. Umgekehrt ist das nur sel¬ 
ten der Fall. In den Eingang einer Bar 
ruft er täglich ein rüdes „Cunts!“ hinein, 
in seiner Stammkneipe geht er mit sei¬ 
ner kruden Philosophie - „Realität ist 
ein Ding“ und „Jedermann ist ein Un- 
gatz, ein Nichts“ - manchem auf die Ner¬ 
ven. Mit seinem Barfreund Howard, dem 
seine hundertjährige Schildkröte namens 
President Roosevelt entlaufen ist, philo¬ 
sophiert er über Freiheit und Altwerden, 


Der alte Mann und die Gemeinde. 

aber gegen Howards Anwalt wird er so¬ 
gar handgreiflich. Freundlich ist Lucky 
nur zu Bibi aus dem Supermarkt und ih¬ 
rem Sohn Juan, zu dessen Geburtstag er 
sogar ein spanisches Lied singt. 

„Die Geschichte wurde hundert¬ 
prozentig für Harry Dean (Stanton) ge¬ 
schrieben“, erklärt der Regisseur im In¬ 
terview, sie sei „ein Liebesbrief an den 
Schauspieler und den Menschen“ und 
biografisch, weil Drehbuchautor Logan 
Sparks ein langjähriger Freund Stantons 
sei. Es falle ihm niemand ein, der sonst 
Stantons Rollen spielen könnte, sagt Da¬ 


vid Lynch, der Stanton schon oft besetzte 
und in „Lucky“ den Howard spielt. In der 
Tat scheinen das wettergegerbte, faltige 
Gesicht und der altersmüde, aber auf¬ 
rechte Gang zu diesem Lucky ebenso zu 
gehören wie seine knorrige Lebensphi¬ 
losophie. Die dient nur als schützende 
Hülle für seine innere Freundlichkeit, so 
wie der Panzer der Schildkröte und die 
Stacheln der gewaltigen Kakteen. 

Dass Stanton, der sechs Jahrzehnte 
darstellerisches Urgestein verkörperte, 
kurz nach Fertigstellung von „Lucky“ 
im September 2017 starb, dürfte seinem 


letzten Film eine zusätzliche nostalgische 
Note verleihen. Darüber sollte man aber 
nicht die filmischen Qualitäten überse¬ 
hen. Denn das Drehbuch von Logan 
Sparks und Drago Sumonja macht aus 
dem örtlichen Diner und vor allem aus 
Luckys Stammkneipe eine Art Panopti¬ 
kum der Wüsten-Kleinstadt mit all ihren 
Typen und Einzelgängern. Die Barkee¬ 
perin trägt ihre Probleme mit ihrem Lo¬ 
ver ganz ungeniert vor allen aus, How¬ 
ard bespricht hier sein Testament, und 
ein Ehekrach wird ebenso zum Knei¬ 
penthema wird wie das Verschwinden 
der Schildkröte. Trotz seiner freigeistig¬ 
atheistischen Sprüche und seiner Abge¬ 
schiedenheit in der Hütte am Stadtrand 
ist Lucky hier bestens integriert, und 
wenn er mal ausbleibt, kommt gleich die 
Bedienung aus dem Diner nach ihm se¬ 
hen. Im allgemeinen ist man wortkarg bis 
verschlossen, und fröhliche Ausgelassen¬ 
heit gibt es nur in Bibis Latino-Gemein- 
de, die selbst zur Geburtstagsfeier unter 
sich bleibt. Hier lebt Lucky ein letztes 
Mal auf und macht sich dann auf den 
Weg in die Kakteenwüste. Sein letzter, 
lange gedehnter Blick zurück zur Kame¬ 
ra braucht keine weisen Sprüche mehr, 
in ihm spiegelt sich die stumme Weisheit 
des Elefanten, der die Einsamkeit zum 
Sterben braucht. Als hätte er‘s gewusst. 

Hans-Günther Dicks 


Eine Verschwörung des Kapitals 

ln seinem neunten Fall folgt Privatdetektiv Dengler der Spur des Geldes 


Anna Hartmann ist verschwunden. Ein 
Handy-Video deutet auf eine Entfüh¬ 
rung hin. Das Auswärtige Amt (AA) 
beauftragt Georg Dengler mit der Su¬ 
che nach der Mitarbeiterin. Der Auftrag 
kommt zur rechten Zeit, steckt er doch 
notorisch in finanzieller Schieflage. Nun 
hat er nicht nur einen lukrativen Job, son¬ 
dern auch eine gewiefte Assistentin. Pe¬ 
tra Wolff, ehemalige Sekretärin im LKA 
weiß was zu tun ist. Denglers Freundin 
Olga, begnadete Hackerin, ist die Dritte 
im Bunde. 

Anna Hartmann, hochrangige Mitar¬ 
beiterin des AA, überwacht zur Zeit für 
die Institution, besser bekannt als Troi¬ 
ka, die ordnungsgemäße Abwicklung 
der Geldflüsse für die „Griechenland- 
Rettung“. Ihre Eltern geben an, Anna 
habe Griechenland retten wollen, ar¬ 
beite an einem Konzept für das griechi¬ 
sche Gesundheitswesen. Ihre Mutter ist 
Griechin, kommt aus Distomo und hat 
das Massaker der Deutschen am 10. Juni 
1944 überlebt. Sie schildert ihre Tochter 
als ein munteres Kind, verwöhnt von ih¬ 
rem Großvater, den sie vergöttert habe 
und er sie. Anna wird von ihm gefördert 
und protegiert, sie soll sein Lebenswerk 
weiterführen. Seinem Sohn konnte er die 
Griechin nie verzeihen. Otto Hartmann 
gehörte dem Direktorat der Deutsch¬ 
landbank an und gründete die „Otto- 
Hartmann-Stiftung“ deren Vorsitz Anna 
übernehmen sollte und wollte. Den Tod 
des Großvaters nimmt sie gefasst auf, 
den Vorsitz der Stiftung übernimmt sie 
erst mal nicht. Der Geschäftsführer und 
kommissarische Vorsitzende kann es sich 
nicht erklären. 

Das alles ermittelt die Detektei 
Dengler ziemlich schnell. Auch, dass 
sich Anna in Athen in den Künstler Pe- 
tros verliebte. Er zeigte ihr die Auswir¬ 
kungen der von der Troika verlangten 
Kürzungspolitik. Stellt sich die Frage: 
Hat sie ihre Haltung geändert? Arbei¬ 
tet sie an anderen Konzepten? Ist ihre 
Arbeit so brisant, dass sie jemandem 
gefährlich werden könnte? Vieles deu¬ 
tet darauf hin. Drei Personen konnte 
Dengler als Beteiligte an der Entfüh¬ 
rung ermitteln. Zwei wurden ermordet, 
einer verschwand auf mysteriöse Weise. 
Es waren Mietgangster. Dann findet er 
bei einer erneuten Durchsuchung von 
Annas Wohnung einen Datenstick. Er 
lag auf einem Heizungsrohr, war großer 
Hitze ausgesetzt. Nur weniges ist lesbar. 
Es geht offensichtlich um Griechenland. 
In Ermangelung anderer Hinweise be¬ 
schließt er, hier das Motiv zu suchen. 


Wolfgang Schorlau 

DER GROSSE 



Wolfgang Schorlau: Der Große Plan. 
Kart. 448 Seiten. 14,99 Euro 

Schon die ersten Ergebnisse enthül¬ 
len Erstaunliches über die Grundlagen 
der Griechenland-Krise. Dengler & Co 
erfahren, dass Griechenland 1998 die 
Maastricht-Kriterien für den Beitritt 
zur Euro-Zone nicht erfüllte. Die Kohl- 
Regierung war gegen eine Aufnahme, In¬ 
dustrie und Banken waren dafür. Kanzler 
Schröder, der Genosse der Bosse, machte 
den Weg frei, sollte sich die fiskalische Si¬ 
tuation des Landes verbessern. Mit Hilfe 
von Goldman Sachs hübschten die Hel¬ 
lenen ihre Bilanz auf und wurden 2001 
in die - für sie zerstörerische - Euro-Zo- 
ne aufgenommen. Es gibt einen anderen 
Aspekt. 1999 tobte der Krieg der Nato 
im Kosovo. Der Hafen von Thessaloni¬ 
ki war wichtig für den Nachschub. Die 
Griechen standen jedoch eher den Ser¬ 
ben nahe. Kurz, es gab womöglich einen 
Deal: Hafen gegen Euro. Griechenland 
blieb das schwächste Glied in der Ket¬ 
te, fiel Spekulationen, die eigentlich dem 
Euro galten, zum Opfer. Banken und an¬ 
dere Geldinstitute verzockten sich mit 
griechischen Staatsanleihen, Milliarden¬ 
verluste drohten. Die EZB kaufte sie 
ihnen ab und spannte einen Rettungs¬ 
schirm über Griechenland auf. Das Dra¬ 
ma beginnt. Bis auf zehn Prozent der 250 
Milliarden Euro geht die Griechenland¬ 
hilfe, wahrscheinlich ohne Umweg über 
Athen, an französische und allen voran 
an deutsche Banken. 

Die Ausplünderung Griechenlands 
durch den deutschen Staat und die Deut¬ 
sche Bank, ist nicht neu. Als 1941 Nazi¬ 
deutschland in Griechenland einmar¬ 
schierte, wurde der Sehnsuchtsort zur 
auspressbaren Kolonie. Schon einen Tag 
nach der Einnahme durch Wehrmacht 
und SS unterschreibt Hermann Josef 


Abs,Vorstandsmitglied der Deutschen 
Bank (im Buch Deutschlandbank), die 
Verträge zur Übernahme der Griechi¬ 
schen Nationalbank. Er war es auch, der 
1952 als Delegationsleiter der BRD bei 
der Schuldenkonferenz in London ein 
Moratorium der Reparationen bis zu ei¬ 
nem Friedensvertrag durchsetzte. Darum 
wurde der Vertrag über den Anschluss 
der DDR an die BRD „Zwei-plus-Vier- 
Vertrag“ und nicht „Friedensvertrag“ ge¬ 
nannt. Die Bundesregierung hatte und 
hat nicht die Absicht, ihre Schulden an 
Griechenland zurückzuzahlen. Sie hat 
sich einen umfassenden Schuldenschnitt 
besorgt. 

Wolfgang Schorlau macht in „Der 
große Plan“ die „Griechenlandrettung“ 
und den Finanzmarktkapitalismus zum 
Thema und zieht eine Verbindungsli¬ 
nie von der Besatzung durch raubende, 
brandschatzende, mordende Nazis zu den 
Rettern von heute. Parallel zu Denglers 


Fall erzählt er die Geschichte des Nazis 
Otto Hartmann. Sein fiktives Personal 
bietet Schorlau die Möglichkeit, Perso¬ 
nen der Zeitgeschichte wie Hermann Jo¬ 
sef Abs zu entlarven und ihren Einfluss 
auf die Politik der BRD darzustellen. 
Um mit Lucas Zeise zu sprechen „Wer 
über Geld und den Finanzsektor reden 
will, kann über Politik nicht schweigen.“ 
Dengler wird den oder die Täter ent¬ 
larven. Auch wenn es lebensgefährlich für 
ihn wird und weiter Geheimnisse zu lösen 
sind. „Der große Plan“ ist eine packende 
Geschichte. Erschütternd und aufschluss¬ 
reich. Auch wenn vielen Linken und UZ- 
Lesern bekannt sein dürfte, wohin die 
Spur des Geldes für Griechenland führt. 
Die neuere deutsch-griechische Geschich¬ 
te ist selten in dieser Komplexität be¬ 
schrieben worden. Ob dies in einem Krimi 
zumutbar ist, stellt Schorlau daselbst zur 
Diskussion. Ist es. Unbedingt. Und bitte 
immer wieder. Ellen Beeftink 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 

Robert Steigerwald 

Einführung in die 
marxistische Philosophie 

Ist die Welt erkennbar? Wie vollzieht 
sich Entwicklung? Gibt es Gesetzmäßig¬ 
keiten in der Geschichte? Wie entstehen 
politische Ordnungen? Freiheit und/oder 
Notwendigkeit? 

Auf solche und ähnliche Fragestellungen geht der Autor in 
dieser knappen, aber fundierten Darstellung ein und vermit¬ 
telt Grundlagen der marxistischen Philosophie. Im Begleit¬ 
text heißt es: „Man kann das Philosophieren lernen ohne 
tonnenschwere Begriffsapparate und sprachliche Fußan¬ 
geln.“ So ist dieses Buch hilfreich für „Einsteiger“. 
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nungen von Guido Zingerl, München, eingeschweißt, 5 ,- Euro 
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22. Parteitag der DKP _ unsere zeit m 

Kleine, wichtige Schritte 

Intensive und disziplinierte Debatten auf dem 22. Parteitag der DKP 


D ie 166 Delegierten des 22. Par¬ 
teitages der Deutschen Kommu¬ 
nistischen Partei (DKP) haben 
ein Wochenende intensiver Debatten 
hinter sich. Vom 2. bis 4. März kamen 
sie in Frankfurt a.M. zusammen, um 
Beschlüsse zur Stärkung der Partei zu 
fassen und einen neuen Parteivorstand 
zu wählen. Einig waren sich die Dele¬ 
gierten in dem Beschluss, dass 20. Pres¬ 
sefest am 7. bis 9. September in Dort¬ 
mund durchzuführen. Zur Vorfinanzie¬ 
rung des größten Festes der Linken in 
Deutschland waren bis zum Ende des 
Parteitages 50 477 Euro gesammelt 
worden - die DKP hatte sich zum Ziel 
gesetzt, bis zum Parteitag 40 000 Euro 
zu sammeln. 

Die Delegierten wählten Patrik Kö- 
bele, 56 Jahre alt, IT-Berater aus Essen, 
mit 85 Prozent der Stimmen erneut 
zum Parteivorsitzenden. Wera Richter 
und Hans-Peter Brenner wurden mit 
87 Prozent bzw. 71 Prozent als stellver¬ 
tretende Vorsitzende bestätigt. In den 
Parteivorstand wurden weitere 11 Ge¬ 
nossinnen und 18 Genossen gewählt. 

Mit großer Mehrheit beschlossen 
die Delegierten den Leitantrag des 
Parteivorstandes (bei 14 Gegenstim¬ 
men und 16 Enthaltungen). Die DKP 
sieht die politische Perspektive im 
Kampf für eine Wende zu demokrati¬ 
schem und sozialem Fortschritt, dafür 
will sie im Kampf alle Kräfte sammeln, 
deren Interessen im Widerspruch zur 
Offensive der Monopolkonzerne steht. 
Über den Leitantrag sagte der stellver¬ 


tretende DKP-Vorsitzende Hans-Peter 
Brenner: „Wir haben eine Strategie for¬ 
muliert, wie wir die Gesellschaft auf re¬ 
volutionärem Weg verändern wollen - 
wer hat die schon? Aber dabei machen 
wir nicht Tabula rasa, wir knüpfen an 
die bisherige Politik und Programma¬ 
tik unserer Partei an.“ Mit ihrer Vorstel¬ 
lung einer Wende zu demokratischem 
und sozialem Fortschritt beschreiben 
die Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten das Ziel, ein Ende der Offensive 
der Monopole zu erkämpfen. 

Ein weiteres Ergebnis der Beratun¬ 
gen des Parteitages ist, dass die DKP- 
Mitglieder bis zum UZ-Pressefest 
30000 Unterschriften für den Aufruf 
„Abrüsten statt Aufrüsten“ sammeln 
wollen. Mit diesem Aufruf hatte sich 
im vergangenen November ein breiter 
Kreis von Persönlichkeiten gegen das 
zwei-Prozent-Ziel der NATO zur Auf¬ 
rüstung ihrer Mitgliedstaaten gewandt. 
Bei Aktionen der Friedensbewegung, 
in ihren Stadtteilen und an ihren Ar¬ 
beitsplätzen werden Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten in den nächs¬ 
ten Monaten Unterschriften sammeln. 
Die Arbeit mit diesem Aufruf wird ei¬ 
nen Schwerpunkt der Parteiarbeit bil¬ 
den. Rainer Braun, der für die Kam¬ 
pagne „Abrüsten statt Aufrüsten“ ein 
Grußwort hielt, erinnerte daran, dass 
schon in den 80er Jahren der Beitrag 
der Kommunisten entscheidend für die 
Friedensbewegung war. Braun sagte, er 
hoffe, dass mit Unterstützung der DKP 
bis zum UZ-Pressefest im September 


insgesamt 100000 Unterschriften unter 
den Aufruf der Kampagne gesammelt 
werden können. 

Intensiv wurde die Debatte um den 
Unvereinbarkeitsbeschluss zum „Netz¬ 
werk Kommunistische Politik“ geführt. 
Er enthält eine Absage an die Umfor¬ 
mung der DKP von einer kommunisti¬ 
schen zu einer Strömungspartei. Kriti¬ 
ker des Beschlusses sehen in ihm eine 
Ausgrenzung der sich dem Netzwerk 
zurechnenden Genossinnen und Ge¬ 
nossen und befürchten eine Schwä¬ 
chung der Partei. Sekretariatsmitglied 
Michael Grüß, der den Antrag für den 
Parteivorstand begründete, bedauerte, 
dass es dem Parteivorstand nicht gelun¬ 
gen sei, die ideologischen Zerwürfnis¬ 
se zu überwinden. Sie seien im Gegen¬ 
teil in eine getrennte politische Praxis 
umgeschlagen, die die DKP auf Dau¬ 
er nicht aushalte. Eine Überwindung 
könne es ohne eine gemeinsame Praxis 
aber nicht geben. Er bat die zum Netz¬ 
werk gehörenden Genossen, in den 
Strukturen der Partei zu streiten und 
gemeinsam darum zu kämpfen, die Par¬ 
tei zu stärken. In der anschließenden 
Aussprache entgegnete Petra Jahn, dass 
es nicht das Netzwerk sei, das die Stär¬ 
kung der Partei beeinträchtige, das Ge¬ 
genteil sei der Fall. Gemeinsames Han¬ 
deln heiße auch, dass diskutiert werden 
müsse, wie Beschlüsse unter bestimm¬ 
ten Bedingungen umsetzbar seien. 

Die Debatte wurde zeitweise emo¬ 
tional, insgesamt aber überwiegend 
sachlich und sehr diszipliniert geführt. 


Der Antrag zur Unvereinbarkeit mit 
dem „Netzwerk Kommunistische Po¬ 
litik“ wurde mit 109 Ja-Stimmen, 42 
Nein-Stimmen und 8 Enthaltungen 
angenommen. Beifall gab es für die 
anschließende persönliche Erklärung 
von Detlef Fricke, in der er ankündigte, 
nicht aus der DKP auszutreten. Er wer¬ 
de die Genossinnen und Genossen, die 
sich dem Netzwerk zugehörig fühlen, 
über den Beschluss informieren, damit 
diese sich dann eine Meinung bilden 
könnten. 

Der Antrag „Für Frieden, Ar¬ 
beit, Solidarität - DKP stärken“ solle 
dazu dienen, mehr rot auf die Straße 
zu bringen, sagte die stellvertretende 
Parteivorsitzende Wera Richter: „Her¬ 
an an die Klasse, heran an die Jugend, 
neue Mitglieder gewinnen - dafür die 
Gruppen stärken und darauf die Lei¬ 
tungsarbeit konzentrieren“. Um zur 
Stärkung gewerkschaftlicher Kämp¬ 
fe beizutragen, beschlossen die Dele¬ 
gierten, die Arbeit in Branchengrup¬ 
pen zu verstärken. Neben der bereits 
bestehenden Branchengruppe „Ge¬ 
sundheit“, in der DKP-Mitglieder, die 
im Gesundheitswesen beschäftigt sind, 
Erfahrungen austauschen und Aktivi¬ 
täten planen, wird die DKP nun auch 
eine Branchengruppe für das Bildungs¬ 
und Erziehungswesen ins Leben rufen. 
Wera Richter schätzte ein: „Mit unse¬ 
ren Beschlüssen gehen wir kleine, aber 
wichtige Schritte, um die Arbeit der 
DKP in Betrieb und Gewerkschaft zu 
stärken.“ 90 Prozent der Parteitagsde¬ 


legierten sind Mitglied einer Gewerk¬ 
schaft, knapp die Hälfte von ihnen hat 
Funktionen in Gewerkschaften, Be¬ 
triebs- oder Personalräten. 

Viel Applaus gab es für die Gäste 
des DKP-Parteitages: Der kubanische 
Botschafter Ramön Rapoll richtete 
den Delegierten Grüße der Kommu¬ 
nistischen Partei Kubas aus. Ulrich 
Schneider betonte als Bundesspre¬ 
cher der VVN-BdA die Verbunden¬ 
heit zwischen seiner Organisation und 
der DKP. Alice Bernard berichtete für 
die belgische Partei der Arbeit (PTB- 
PVDA) davon, dass ihre Partei in den 
letzten Jahren stark gewachsen ist und 
nun gefragt wird, ob sie nach der Par¬ 
lamentswahl im kommenden Jahr in 
eine Regierung eintreten werde. Ihnen 
gehe es aber weder um Wählerstim¬ 
men noch um Ministerposten - „Un¬ 
ser Ziel ist, den Kapitalismus zu zer¬ 
schlagen und den Sozialismus aufzu¬ 
bauen. Wir werden das schaffen, weil 
wir Optimisten sind, weil wir Kommu¬ 
nisten sind.“ Außerdem verfolgten di¬ 
plomatische Vertreter Chinas und Vi¬ 
etnams als Gäste die Debatte. Weite¬ 
re Grußworte hielten Uli Brockmeyer 
von der Kommunistischen Partei Lu¬ 
xemburgs und Chuck Barkey von der 
Neuen Kommunistischen Partei der 
Niederlande, der Vorsitzende der So¬ 
zialistischen Deutschen Arbeiterju¬ 
gend (SDAJ), Jan Meier, und der Vor¬ 
sitzende des Rotfuchs-Fördervereins, 
Arnold Schölzel. 

Lars Mörking 


Den Imperialismus an 
seiner empfindlichsten 
Stelle treffen 

Auszug aus der Rede von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 


Wir wissen heute besser denn je, dass 
jegliche Illusion in den Imperialismus 
falsch ist. Kapitalismus, Krise, Krieg ist 
ein Zyklus, der innerhalb des Kapita¬ 
lismus nur durch Friedenskampf, durch 
Klassenkampf unterbrochen, aber nicht 
aufgehoben werden kann. Noch viel 
mehr gilt das für das monopolistische 
Stadium des Kapitalismus, den Imperi¬ 
alismus. Es gibt keine Friedensfähigkeit 
des Imperialismus, die Abwesenheit von 
Krieg kann nur durch die Veränderung 
des Kräfteverhältnisses zu Gunsten der 
Friedenskräfte erzwungen werden. 

Heute nehmen selbst die Spannun¬ 
gen unter den Imperialisten zu. 

Die NATO ist für den deutschen Im¬ 
perialismus derzeit und auf längere Sicht 
unverzichtbar. Die NATO ist das Instru¬ 
ment, mit dem die gemeinsame Strate¬ 
gie der Imperialisten, die Umzingelung 
Russlands und der VR China, umgesetzt 
wird. Die NATO ist der Platz, auf dem 
die innerimperialistischen Konflikte „zi¬ 
vilisiert“ ausgetragen werden. Dafür ist 
die Vorherrschaft des US-Imperialismus 
zu akzeptieren, die sich auch aus der ge¬ 
waltigen Überlegenheit der Rüstungs¬ 
ausgaben ergibt. Der Rüstungshaushalt 
der USA lag 2016 bei 611 Milliarden US- 
Dollar, das entspricht knapp 500 Milli¬ 
arden Euro. 

Nimmt man alle NATO-Staaten zu¬ 
sammen, so haben sie, nach offiziellen 
Angaben, gemeinsam Rüstungsausga¬ 
ben in einer Größenordnung von 921 
Milliarden US-Dollar. Die VR China 
gibt 215,7 Milliarden US-Dollar für Rüs¬ 
tung, die Russische Föderation 69,2 Mil¬ 
liarden US-Dollar aus. Zusammen sind 
das 31 Prozent des Rüstungshaushalts 
der NATO-Staaten und knapp 43 Pro¬ 
zent des Rüstungshaushalts der USA. 
Das macht Dimensionen deutlich. 

Natürlich setzt der deutsche Impe¬ 
rialismus seinen Kurs fort, eigenständig 
eine größere Rolle, auch in Konkurrenz 
zum US-Imperialismus, zu spielen. Dazu 
gehört auch das „Lernen“ im Rahmen 
der NATO und das „Lernen“ militäri¬ 
scher Fähigkeiten im Rahmen von Aus¬ 
landseinsätzen. Ein neuer Schwerpunkt 
ist hier Afrika. 

Das wurde zuletzt auch auf der soge¬ 
nannten Sicherheitskonferenz in Mün¬ 
chen deutlich: Die französische Kriegs¬ 
ministerin Parly formulierte drastisch: 
„Der Machtschwerpunkt liegt heute 
nicht in liberaler Demokratie. Das Risi¬ 
ko einer globalen Konfrontation nimmt 
zu.“l Die Ministerin des Sunnyboys Ma- 


cron weiter: „Der Erfolg eines Europas 
der Verteidigung kommt von weiteren 
Missionen und Einsätzen.“ 

Die deutsche Kriegsministerin gab 
sich moderater. Aber kurz nach der Siko: 
Im Winter alle deutschen U-Boote ka¬ 
putt, Tornados fliegen nicht. Keine Zelte, 
wenn es gegen Osten geht. Der Wehrbe¬ 
auftragte von der SPD springt sofort zur 
Seite: Zu wenig Offiziere, zehntausende 
Stellen nicht besetzt, Soldaten frustriert, 
Aufrüstung und Geld müssen her - sie 
schießen die Bevölkerung reif für die 
Umsetzung der NATO-Forderung der 
zwei Prozent, denn „der Russe“ steht ja 
quasi vor der Tür und der Chinese un¬ 
terwandert die Ökonomie. Selbst die 
Heute-Show geht ihnen auf den Leim. 

Wie lässt sich die Strategie der Im¬ 
perialisten und des deutschen Imperia¬ 
lismus verallgemeinern? Wo liegen die 
Achillesfersen? 

Die gemeinsame Strategie der Im¬ 
perialisten liegt vor allem in der Um¬ 
zingelung der möglichen aufstrebenden 
Konkurrenten, der Russischen Föde¬ 
ration und der VR China, sowie in der 
erzwungenen Unterordnung, gegebe¬ 
nenfalls Zerschlagung von Staaten, die 
gegen ihre Funktion als Vasallenstaaten 
des Imperialismus aufbegehren. Ge¬ 
meinsames Ziel der Imperialisten ist da¬ 
für die Stärkung der NATO, ihre räum¬ 
liche Ausdehnung, vor allem wiederum 
gegenüber Russland. 

Neben der militärischen Ebene gibt 
es natürlich die ökonomische. Hier wird 
durchaus erkannt, dass die Situation der 
US-Ökonomie fragil ist und die Domi¬ 
nanz stark dadurch geprägt ist, dass mit 
dem Dollar als vorherrschender Wäh¬ 
rung des sogenannten Weltmarkts an¬ 
dere Ökonomien für die Stabilisierung 
der US-Ökonomie bluten müssen. Das 
ist dadurch natürlich auch ein Feld des 
Konkurrenzkampfes. 


Mit der EU und der ökonomischen 
Führungsrolle hat der deutsche Impe¬ 
rialismus sich ein Hinterland für den 
ökonomischen Kampf zwischen den 
Imperialismen geschaffen. Dieser Füh¬ 
rungsanspruch ist umkämpft, der fran¬ 
zösische Imperialismus ist ökonomisch 
schwächer, wirft aber politisch seine 
Rüstungsausgaben und seine Atomwaf¬ 
fen in die Waagschale. Die EU selbst ist 
durch den Austritt Großbritanniens, das 
sich möglicherweise stärker wieder am 
US-Imperialismus orientieren wird, ge¬ 
schwächt, PESCO soll nun aber die mi¬ 
litärische Stärke schneller herbeiführen, 
natürlich unter deutscher Führung. 

Das geht nicht ohne eigene Investi¬ 
tionen, Hochrüstung ist dafür nötig, die 
NATO-Vorgabe der 2 Prozent des BIP, 
also die schnelle Steigerung um 20 Mil¬ 
liarden Euro und die faktische Verdop¬ 
pelung der Rüstungsausgaben bis 2025, 
muss her. 

Dafür muss die Bevölkerung weich¬ 
gekocht werden, dazu gehört die Bun¬ 
deswehrwerbung, dazu gehört vor allem 
aber die Russophobie und die Propa¬ 
ganda von der kampfunfähigen Bundes¬ 
wehr, anknüpfend an die Nazi-Propagan¬ 
da vom Scheitern am russischen Winter. 
Wer nicht für Hochrüstung ist, der stößt 
„unseren Jungens und Mädels“, die uns 
an der russischen Grenze vor Doping und 
Putin schützen, den Dolch in den Rücken. 

Dafür muss man das Volk, Teile der 
Arbeiterklasse einbinden. Sie müssen 
glauben, dass sie gemeinsam mit den 
Herrschenden etwas zu verteidigen ha¬ 
ben, vor den Flüchtlingen, dem Russen, 
dem Chinesen - ein bisschen auch vor 
Trump. Zusätzlich hat man, auch für die¬ 
jenigen, die man komplett ausgegrenzt 
hat, die Spaltung, Nationalismus und 
Rassismus. Zu dieser Einbindung von 
Teilen der Klasse gehört auch der wach¬ 
sende Militarismus. Bundeswehrwer¬ 


bung, die noch nicht mal den Eindruck 
von Friedlichkeit erwecken will - sie 
bleibt viel zu oft hängen, runter damit! 

Und wir, die Friedensbewegung? 
Hilflos einem übermächtigen Gegner 
ausgeliefert? Und wir, die Arbeiterbe¬ 
wegung? Gespalten, integriert in die 
aggressive Strategie des Imperialismus 


und des deutschen Imperialismus? Das 
wäre zu einfach, defätistisch und Kom¬ 
munisten unwürdig, auch, weil es einfach 
nicht stimmt. 

Mit ihrer Russophobie kommen sie, 
vor allem auch im Osten, nicht durch - 
diese Schlichtheit fällt vielen auf. Die 
NATO als Friedensengel? Das glaubt 
auch kaum einer. Mehr Rüstung, Ver¬ 
doppelung des Rüstungshaushalts, das 
kommt nicht an. Da muss man schon 
eine Große Koalition aus SPD, CDU 
und AfD vorschicken, die wenigen noch 
friedensbewegten Grünen bekommt 
man mit Menschenrechten eingefan¬ 
gen, aber die Mehrheit der Menschen 
hat man nicht. 

Atomwaffen in Deutschland? Das 
finden die meisten nicht toll, zu wenige 
wissen aber darüber Bescheid. 


Es ist den Herrschenden noch nicht 
gelungen, die Massen in ihr Konzept ein¬ 
zubinden. Sie erkennen ihre Schwach¬ 
stellen, das bemerkt man an ihrer Pro¬ 
paganda. Wir müssen umgekehrt be¬ 
stimmen, an welchen Punkten ist ihre 
Gesamtstrategie am empfindlichsten, 
wo ist das schwächste Glied, um mög¬ 
licherweise die gesamte Strategie des 
deutschen aber auch des internationa¬ 
len Imperialismus zu gefährden. 

Aus unserer Sicht ist es das NA- 
TO-Ziel der Erhöhung des Rüstungs¬ 
haushalts auf zwei Prozent des Brutto¬ 
inlandsprodukts und die NATO-Mit- 
gliedschaft des deutschen Imperialismus 
selbst. Warum? 

Der Kampf gegen die zwei Prozent 
richtet sich sowohl gegen die „Ökono¬ 
mie“ der NATO insgesamt als auch ge¬ 
gen die Ansprüche des deutschen Impe¬ 
rialismus auf wachsenden Einfluss - sehr 
gut,lasst es uns tun!! 


Der Kampf gegen die zwei Prozent 
macht deutlich, jeder Euro mehr für 
Rüstung und Krieg, verstärkt die Flucht¬ 
bewegung, verschärft die Armut - nützt 
nur dem Monopolkapital und dem Mi¬ 
litärisch-Industriellen Komplex - genau, 
lasst uns das verbreiten. 

Zwei Prozent bedeuten mehr Rüs¬ 
tung, mehr Krieg - das müssen wir laut 
und deutlich sagen. 

Aus diesem Grund schlagen wir vor, 
den Kampf um die Gewinnung von Un¬ 
terschriften unter den Aufruf „Abrüs¬ 
ten statt Aufrüsten“ zu einem zentralen 
Punkt unserer Aktionstätigkeit zu ma¬ 
chen. In diesen Aktivitäten informieren 
wir immer über die NATO-Osterweite- 
rung, wir fordern „NATO weg von der 
russischen Grenze“, „Frieden mit Russ¬ 
land“, „Raus aus der NATO“. 
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22. Parteitag der DKP 


Freitag, 9. März 2018 


Stärkung der 
Parteigruppen 

Auszug aus der Rede von Wera Richter, 
stellvertretende Vorsitzende der DKP 


Der Antrag zur Parteistärkung ist deut¬ 
lich konzentrierter als die Handlungs¬ 
orientierung des 21. Parteitages. Er 
orientiert zuallererst auf die Stärkung 
der Grundorganisationen - sowohl der 
Wohngebietsgruppen, die das Gros un¬ 
serer Gruppen ausmachen, als auch auf 
die Bildung von bezirklichen und örtli¬ 
chen Betriebs- und Branchengruppen. 

Bei der Orientierung der Grün¬ 
dung von Branchengruppen knüpfen 
wir an die positiven Erfahrungen mit 
der Gründung der Branchengruppe 
Gesundheit im Rahmen der Kommis¬ 
sion Betriebs- und Gewerkschaftsar¬ 
beit an. Sie hat dazu geführt, dass auch 
bezirklich und örtlich Branchengrup¬ 
pen entstanden sind, zum Beispiel in 
Rheinland-Westfalen, in Ruhr-Westfa¬ 
len in Bielefeld, in Hamburg und Ber¬ 
lin. Bereits vorhandene Gruppen mit 
dem Schwerpunkt Gesundheitspolitik 
wie in Dortmund haben eine Anbin¬ 
dung bekommen. 


Auch der Antrag zur Änderung des 
Statuts trägt der Orientierung auf Stär¬ 
kung der Grundorganisationen Rech¬ 
nung. Wir schlagen darin vor, Partei¬ 
tagsdelegierte künftig auf Gruppene¬ 
bene zu wählen, um die vorhandenen 
Ungerechtigkeiten bei der Delegier¬ 
tenwahl zu beheben. Dadurch würden 
kommende Parteitage größer werden. 
Das wird eine organisatorische Her¬ 
ausforderung, die sich aber lohnt, wenn 


te aufzuzeigen. Das ist die inhaltliche 
Linie, mit der wir in der kommenden 
Periode in Stadtteilen, Betrieben und 
Gewerkschaften wirken.“ 

Wir wollen das heute konkretisie¬ 
ren. Wir schlagen vor, dass wir ausge¬ 
hend von diesem Parteitag mit einem 
ersten Höhepunkt bei den Ostermär¬ 
schen, organisiert an die Unterstützung 
der Kampagne „abrüsten statt aufrüs¬ 
ten“ der Friedensbewegung gehen. 
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Zentral schlagen wir als nächsten 
Schritt vor, eine Branchengruppe im 
Bereich der im Bildungs- und Erzie¬ 
hungswesen tätigen Genossinnen zu 
bilden. 

Bei der Stärkung der Wohngebiets¬ 
gruppen geht es uns erneut vor allem 
um die Öffentlichkeits- und Bildungs¬ 
arbeit. Vor allem bei der Bildungsarbeit 
halten wir Anstrengungen für notwen¬ 
dig, damit sie wieder regel- und bes¬ 
tenfalls gleichmäßig in den Kollekti¬ 
ven der Grundorganisationen anhand 
zentraler Bildungsmaterialien und un¬ 
terstützt von der UZ stattünden kann. 


sie der innerparteilichen Demokratie 
dient. 

Zur Stärkung der Grundorganisa¬ 
tionen setzen wir außerdem auf kam- 
pagnenhaftes Arbeiten. Im Antrag 
zur Parteistärkung formulieren wir: 
„Der Parteivorstand und die Friedens¬ 
kommission werden eine Kampagne 
entwickeln, um den Zusammenhang 
zwischen den Aufrüstungsplänen ent¬ 
sprechend der NATO-Forderung auf 2 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts für 
Kriege, die in der Bevölkerung keinen 
Rückhalt haben, und dem weiteren Ab¬ 
bau sozialer und demokratischer Rech¬ 


Wir schlagen vor, dass wir als Par¬ 
tei ab Montag bis zu unserem 20. UZ- 
Pressefest im September 30000 Unter¬ 
schriften unter den Aufruf „abrüsten 
statt aufrüsten“ sammeln. 

30000? Ja, wir halten das ange¬ 
sichts der gesammelten Unterschrif¬ 
ten zur Absicherung unserer Landes- 
listen im Bundestagswahlkampf für 
realistisch. 

Beim Pressefest wollen wir diese 
30000 Unterschriften im Rahmen un¬ 
serer „Geburtstagsfeier“ an die Frie¬ 
densbewegung übergeben. 50 Jahre 
SDAJ und DKP, 100 Jahre KPD - das 




war immer auch Kampf um den Frie¬ 
den, gegen imperialistische Kriege und 
Hochrüstung. 

Vor allem die Phase zwischen dem 
1. Mai und dem Pressefest wollen wir 
planmäßig angehen. Wir orientieren 
darauf, dass alle Gruppen für diese 
Phase Arbeitspläne mit folgenden Ele¬ 
menten erstellen: 

★ Sammlung der Unterschriften und 
Aktionen an kommunalen oder be¬ 
trieblichen Schwerpunkten. 

★ Diskussion, welche Möglichkei¬ 
ten es gibt, mit der Unterschriften¬ 
sammlung an gewerkschaftliche 
Strukturen oder Gremien der be¬ 
trieblichen Interessenvertretung he¬ 
ran zu treten bzw. inwieweit es sinn¬ 
voll ist, dass Genossinnen an ihren 
Arbeitsplätzen oder Gruppen vor 
Betrieben sammeln 

★ Öffentliche Veranstaltungen in den 
Gruppen zum das Thema „NATO 
und deutsche Aufrüstung - Gefahr 
für den Frieden“ 

Wir schlagen vor, dass auch die 
Gruppen über Zielzahlen diskutieren 
und wollen in dieser Phase die Arbeit 
aller Leitungen der Partei darauf kon¬ 
zentrieren, den Gruppen zu helfen. 

Das bedeutet für den Parteivor¬ 
stand unter anderem: 

★ Die Herausgabe einer UZ-Extra 
und mehrerer Friedensinfos 

★ Das Erstellung von Referentlnnen- 
und Materiallisten 

Das bedeutet für die Bezirksvor¬ 
stände unter anderem: 


★ Die Begleitung der Gruppen bei der 
Erstellung und Umsetzung der Ar¬ 
beitspläne 

★ Die kollektive Bilanz und Auswer¬ 
tung mit den Gruppen 

Vom Parteitag mitnehmen könnt 
ihr ein Antikriegsinfo mit der Unter¬ 
schriftenliste auf der Rückseite, das 
wir mit den Organisatoren der Kam¬ 
pagne abgestimmt haben. Wir wollen 
die Listen in Essen sammeln und von 
dort weiterleiten, damit wir ab jetzt ei¬ 
nen Überblick haben, wie viele Unter¬ 
schriften durch die Partei gesammelt 
werden. 

Wir wollen das Ganze natürlich in 
der UZ mit einem Barometer beglei¬ 
ten. Dort wollen wir auch Erfahrungen 
der Gruppen dokumentieren, positive 
wie negative. 

Im Vorfeld des Pressefestes wollen 
wir unsere Erfahrungen auswerten und 
entscheiden, ob und in welcher Form 
wir die Kampagne „abrüsten statt auf¬ 
rüsten“ weiter begleiten. Das hängt na¬ 
türlich auch sehr von der Dynamik ab, 
die diese Kampagne entwickelt. Das 
Potential für Massenwirksamkeit hat 
sie allemal. 

Ein nächster Meilenstein könnten 
für uns die EU-Wahlen sein, die vor¬ 
aussichtlich am 26. Mai 2019 statt¬ 
ünden. Die Friedensfrage in diesen 
Wahlkampf zu tragen, wird sicherlich 
zentrale Aufgabe sein, der neue Partei¬ 
vorstand sollte aber auch zügig über die 
Form unserer Beteiligung beraten und 
entscheiden. 


Kampfbündnis 

Grußwort von Jan Maier, Bundesvorsitzender der 
Sozialistischen Deutschen Arbeiterjugend (SDAJ) 

Der Koalitionsvertrag ist ein bisschen wie der Kapitalismus selbst - für die ar¬ 
beitende und lernende Jugend hat er nichts zu bieten, im Gegenteil. 

Im Abschnitt Bildung gibt es vor allem viele warme Worte, aber wenig Kon¬ 
kretest Milliarden Euro für den Ganztagsschulausbau und ein Rechtsanspruch 
auf Ganztagsbetreuung für Kinder im Grundschulalter sind angesichts der 34 
Milliarden Euro Sanierungsstau bei Schulen und 50 Milliarden bei den Hoch¬ 
schulen-so gut wie nichts. Das Thema Schulsanierungen bleibt völlig vage, der 
Lehrermangel wird nicht erwähnt, soziale Selektion natürlich auch - wer hätte 
das auch anders erwartet. Damit wird die soziale Ungleichheit im Bildungssys¬ 
tem weiter zementiert. 

Eine Mindestausbildungsvergütung klingt natürlich ganz gut - nur hatte 
der letzte Koalitionsvertrag das auch schon versprochen. Durch eine Auswei¬ 
tung der sogenannten „Midi-Jobs“ wird der Niedriglohnsektor noch weiter ver¬ 
größert, das betrifft insbesondere Jugendliche. Damit setzt man die Politik der 
Agenda 2010 und der Hartz-Gesetze noch fort. Armut bei den Betroffenen und 
Druck auf die Löhne derjenigen, die noch etwas besser gestellt sind, sind vor¬ 
programmiert. In der Pflege tut man so als würde man etwas tun: 

Der Gemeinsame Bundesauschuss soll eine Untergrenze für bettenführende 
Bereiche festlegen. Das klingt erstmal gut, nur sitzen da Krankenkassen mit den 
Krankenhäusern, also die Arbeitgeber mit den Geldgebern zusammen - beide 
haben kein Interesse an mehr Personal. Und: Es gibt kein Sofortprogramm für 
mehr Stellen in den Krankenhäusern, sondern lediglich 8 000 neue Stellen für 
Seniorenzentren und Altenheime. Gemessen am Bedarf ist das ein Witz. 

Daran wollen wir als SDAJ mit unserer nächsten Kampagne „Geld ist ge- 
nugda -Zeit es uns zu holen“ ansetzen. Die geplante Verdoppelung des Rüs¬ 
tungsetats ist ungefähr die Summe, die wir für die Sanierung der Schulen 
bräuchten. Alleine mit dem Gewinn von Siemens könnte man die fehlenden 
162 000 Stellen in den Krankenhäusern fast vollständig finanzieren. Das wirft 
auch die Frage auf: Warum wird das denn nicht gemacht? Warum werden 
so viele Milliarden in die Kriege der BRD gesteckt? Warum verfügen wenige 
Großaktionäre über die Milliarden, die Millionen Arbeiter erarbeitet haben? 

Auf diese Weise wollen wir um scheinbar kleine Fragen Auseinandersetzun¬ 
gen entwickeln, in denen klar werden kann, dass es sich hierbei um gesellschaft¬ 
liche Auseinandersetzungen - um Klassenkämpfe - handelt. Dieses Bewusst¬ 
sein zu entwickeln, das sehen wir als unsere Hauptaufgabe an. (...) 

Dabei sind wir froh die Deutsche Kommunistische Partei an unserer Seite 
zu haben. Bei anderen Organisationen würde man jetzt vielleicht von golde¬ 
ner Hochzeit sprechen - aber SDAJ und DKP, das ist keine Zweckehe, sondern 
ein Kampfbündnis- und das werden wir beim Geburtstag von Karl Marx, beim 
Pressefest und bei den hoffentlich vielen gemeinsamen Aktionen in den kom¬ 
menden zwei Jahren wieder unter Beweis stellen. 



























Freitag, 9. März 2018 
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Genosse 

Edgar Wolf 

verstarb am 25.2. 2018 

Er konnte seinen 87. Geburtstag noch mit seiner Fami¬ 
lie begehen. Seine Zugehörigkeit zur kommunistischen 
Bewegung begann in den Jugendjahren. Er hat immer 
als „Malocher" vom Bau seine politische Arbeit auch in 
seiner Gewerkschaft geleistet, ln den letzten Jahren ließ 
seine Kraft für den aktiven Kampf nach. Auch sein Op¬ 
timismus, die Befreiung der Menschheit von Krieg und 
ein Leben für alle in sozialer Sicherheit selbst noch zu 
erleben, trübte sich. 

Trotzdem war seine Freude, seine Genossinnen und Ge¬ 
nossen aktiv zu erleben und nicht aufzugeben, bei un¬ 
seren Besuchen spürbar, ln diesem Sinne werden wir 
Edgars Floffnungen in uns und durch Aktivitäten auf der 
Straße und im Betrieb weitertragen. 

Die Beerdigung fand bereits im kleinen Kreis statt. 

DKP-Gruppe Essen steele/Kray 
DKP Kreisvorstand Essen 
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Mit Beiträgen von: Jörg Becker, RoIfCössner, Herbert 
Graf, Hermann Klenner, Beate Landefeld, Ekkehard 
Lieberam, Werner Seppmann 


Weitere Themen: Jeremy Corbyn (GB) - Gegen die vier 
größten Bedrohungen; Wolfgang Lemb (IG Metall) - 
Für Frieden, Abrüstung, Rüstungskonversion; Franz 
Hinkelammert, Daniel Stosiek - Mit Luther, Marx und 
Papst gegen das Kapital?; Andreas Wehr- Klarheit vor 
Sammlung!; Marianna Schauzu - Landgrabbing und 
die VR China; Jenny Schreiner (SACP) - Lehren für die 
Frauenbefreiung; Alexander Charlamenko (Rus): Und 
wenn es keine Oktoberrevolution gegeben hätte? 
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Internationaler Frauentag 

Tina Modotti, 

Kämpferin im Spanischen Bürgerkrieg. 

Einladung der DKP Offenbach zu einem Abend mit Liedern, 
Geschichten und Szenen mit Erich Schaffner, Schauspieler 
und Sänger. Am Klavier begleitet ihn Georg Klemp. 

Freitag, 9. März 2018 

Wiener Hof, Langener Str. 23, Offenbach-Bieber, 
Beginn 19.30 Uhr, Eintritt: 8 € /erm. 5 € 


DKP Wuppertal läd ein 

Zum internationalen Frauentag: 

"Die Mildernden Umstände und Freunde" - 
Kabarett und mehr... 

Samstag, 10. März, 19 Uhr 

Im Atelier, Hofaue 31, Wuppertal-Elberfeld 
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Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Entschleunigung 
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Am 6. März wurde unsere liebe Genossin und Freundin 

Inge Baumbach 

101 Jahre alt 

Ein Jahr älter als die KPD, ist ihr Leben geprägt vom 
Kampf für Frieden, soziale Gerechtigkeit und Frauenrech¬ 
te. Bis heute verfolgt sie das politische Weltgeschehen 
und nimmt, soweit ihre Kräfte und die Gesundheit es 
erlauben, an Aktionen der Parteigruppe teil und unter¬ 
stützt gerne junge Genossinnen und Genossen. 

Wir gratulieren und wünschen Inge eine schöne Feier mit 
ihren Freunden und Genossen 

DKP Stormarn/Lübeck-Lauenburg/Ostholstein 
DKP-Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 



Sammlung von 
Tatsachenberichten 
aus dem Militärverlag 
der DDR 


Am 

Himmel 

überChina 

1937-1940 

Über 100 Bände umfasst die 
Sammlung von Tatsachenbe¬ 
richten aus dem Militärverlag 
der DDR. 


Schwerpunkt ist das Gesche¬ 


hen im Zweiten Weltkrieg. Mit ihren Lebensberichten 
kommen Beteiligte an den Kriegsereignissen an allen 
Fronten zu Wort, von Generälen und Admirälen bis zu 
den „einfachen" Soldaten. 

Sie haben aufgeschrieben, was sie erlebt und beob¬ 
achtet haben. Verbunden mit ihren weiteren Nachfor¬ 
schungen sind wertvolle geschichtliche Dokumente 
entstanden. Teilweise mit Karten und Bildern. 

Die Sammlung hat über die Jahre hinweg viele Lieb¬ 
haber gefunden. Falls Lücken bestehen, könnten wir 
Abhilfe schaffen. Unsere Bestandsliste kann angefor¬ 
dert werden. 

Militärverlag der DDR, verschiedene Erscheinungsjah¬ 
re, gebunden, jeweils mit Schutzumschlag, zum Teil 
mit Gebrauchsschäden, je 5 Euro. 

Bücherliste anfordern unter: 

Walter Herbster; E-Mail: buero@unsere-zeit.de 
oder direkt im UZ-Shop: 
www.uzshop.de/Lesestoff/Antiquariat 



Donnerstag, 15.3., am Kiosk: 24 Seiten extra jw Spezial 

Literatur 


Ausgabe inkl. Spezial für 1,60 € am Kiosk erhältlich 


Die UZ jetzt auch online lesen! 



Das Militär 5oll r $ r’u 


^fstival 

JUGEM» 


Ukraine I 


Liebe Genossin, lieber Genosse, 

sichert euch jetzt den unbegrenzten Zugriff auf alle Artikel 
der UZ! Alle Texte, das gesamte Archiv, die Dossiers und 
Dokumentationen können auf jedem Endgerät - PC, Tablet, 
Smartphone - abgerufen werden. 

Die UZ online kostet im Monat nur 1,- € (ermäßigt), 2,- € 
(Normalabo) oder 3,- € (Förderabo), wenn sie zusätzlich zum 
Print-Abo gebucht wird! 


Jetzt bestellen 


www.unsere-zeit.de • www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de • Tel.: 0201 17788923 
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22. Parteitag der DKP / Termine 


Freitag, 9. März 2018 


Der Parteitag in Zahlen 


166 Delegierte nahmen am Parteitag 
teil. 

Das Durchschnittsalter der Delegierten 
des Parteitages betrug 54 Jahre. 

Die älteste Delegierte war 86 Jahre alt. 

Der jüngste Delegierte war 22 Jahre alt 

30 000 Unterschriften will die DKP 
für den Aufruf „abrüsten statt aufrüs¬ 
ten“ bis zum Pressefest sammeln. 

40 000 Euro wollte die Partei bis zum 
Parteitag für das 20. Pressefest sam¬ 
meln, am Eröffnungstag waren 46 323 


Euro zusammen gekommen. Delegierte 
und Helferinnen erhöhten diesen Be¬ 
trag bis zum Ende des Parteitags auf 

50477 Euro. 

Alle 10 000 gedruckt vorliegenden 
Friedens-Infos sind in die Gruppen und 
Kreise mitgenommen worden. 

3 Botschaften (der VR Chinas, der Re¬ 
publik Kubas und der SR Vietnam) wa¬ 
ren auf dem Parteitag vertreten. 

3 Schwesterparteien ( Partei der Ar¬ 
beit Belgiens, KP Luxemburgs, Neue 
KP der Niederlande) sandten Vertreter 
zum Parteitag. 


200 rote Nelken wurden von den De¬ 
legierten aus Rheinland-Pfalz an die 
auf dem Parteitag anwesenden Frau¬ 
en verteilt, um daran zu erinnern, dass 
Quotierung nicht nur eine lästige For- 
malie ist. 

1 Aufnahmeantrag an Tanke überge¬ 
ben 

Auf der Rückreise von Frankfurt nach 
Berlin überreichte Jürgen, Gast der 
Gruppe Berlin-Pankow, den Genos¬ 
sen einen Aufnahmeantrag zur Mit¬ 
gliedschaft in der DKP: „Ihr habt mir 
ein sehr interessantes, inhalts- und 
aufschlussreiches Wochenende be¬ 
schert“. 



Wie oft dieses Schild zur Redezeit gezeigt werden musste ist nicht bekannt. 


37 Grußworte von Kommunistischen und Arbeiterparteien 
aus der ganzen Welt an den Parteitag 


KP Australiens 
KP Bangladeshs 
KP Brasiliens 
KP Britanniens 
KP Chiles 
KP Dänemarks 

KP der Donezker Volksrepublik 
KP Finnlands 

Union des Galizischen Volks 
KP Griechenlands 
Arbeiterpartei Irlands 
KP Irlands 

Italienische Kommunistische Partei 

Kommunistische Neugründung Italiens 

Japanische KP 

Jordanische KP 

Neue KP Jugoslawiens 

Sozialistische Arbeiterpartei Kroatiens 

Revolutionäre Partei des laotischen Volks 


KP Mexikos 

Partei der Arbeit Österreichs 
KP der Philippinen (PKP-1930) 

KP Polens 

Portugiesische KP 

Rumänische Sozialistische Partei 

KP der Russischen Föderation 

Partei der Arbeit der Schweiz 

Partei der Kommunisten Serbiens 

KP Spaniens 

KP der Völker Spaniens 

KP Böhmens und Mährens 

KP der Ukraine 

Ungarische Arbeiterpartei 

KP der USA 

KP Venezuelas 

KP Vietnams 

Fortschrittspartei des Werktätigen Volkes (Zypern) 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 9. MÄR 


Fulda: Hitler war kein Betriebsunfall, Silvia 
Gingold und Dr. Ulrich Schneider lesen aus 
der Autobiografie Peter Gingolds, Gewerk- 
schaftshaus, Heinrichstraße 79,19 Uhr 

Schweinfurt: Gruppenabend der DKP-Un- 
terfranken, Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1,19 Uhr_ 

Offenbach: Frauentagsveranstaltung der 
DKP Offenbach, ein Abend über den Spani¬ 
schen Bürgerkrieg und die Kämpferin Tina 
Modotti mit Erich Schaffner und Georg Klemp 
am Klavier, Eintritt: 8 Euro/ erm. 5 Euro, Wie¬ 
ner Hof, Langener Straße 23,19.39 Uhr 


SA ★ 10. MÄR 


Essen: Digitalisierung: Hype oder Drohku¬ 
lisse? - Die „vierte industrielle Revolution“ 
bei Licht betrachtet, Konferenz der Marx- 
Engels-Stiftung, Hoffnungstraße 18,11 Uhr 

Stuttgart: Frauentagsveranstaltung der 
DKP Baden-Württemberg, 100 Jahre Frau¬ 
enbewegung, Waldheim Gaisburg, Neue 
Halde 1,14 Uhr_ 

Hattingen: Kommunistinnen - Frauen wie 
Du und ich, Eine Gesprächsrunde zum Inter¬ 
nationalen Frauentag, DKP Hattingen, Cafe 
des Stadtmuseums, Marktplatz 1 - 3,17 Uhr 


SO ★ 11. MÄR 


Essen: Rebellinnen verändern die Welt, Ma¬ 
tinee des Frauenarbeitskreises der DKP Es¬ 
sen, Zeche Carl, Wilhelm-Nieswandt-Allee 
100,12 Uhr_ 

Düsseldorf: „Frauenträume und Wirklich¬ 
keit“ von Sonja Gottlieb, Naturfreunde Düs¬ 
seldorf zum Internationalen Frauentag, Ein¬ 
tritt: 5,- Euro, Naturfreundehaus Düsseldorf, 
Morperstraße 128,15.00 Uhr 


MO ★ 12. MÄR 


Saarbrücken: Armut ist weiblich! Frauen¬ 
tagsveranstaltung der DKP Saarland mit 
musikalischer Umrahmung von Gudrun Mel¬ 
chior und Thomas Hagenhofer, Nauwieser 
Neunzehn, Nauwieser Straße 19,18.30 Uhr 


Dl ★13. MÄR 


Osnabrück: Nazis raus aus der Ostkurve, 
Rechte Fußballfans in Osnabrück mit Andres 
Irurre, WN-BdA Osnabrück, Lagerhalle Osna¬ 
brück, Raum 207, Rolandsmauer 26,19 Uhr 


Ml ★ 14. MÄR 


Fellbach: Der 22. Parteitag der DKP, Bericht 
und Auswertung, Lokal zom Schiller, Schil- 
lerstraße 24,18 Uhr 

München: Gesundheit als Ware? Das ist 
doch krank! Gruppenabend des DKP Be¬ 
triebsaktivs München, KommTreff, Holzap- 
felstraße 3,19 Uhr_ 

Emden: Auswertung des 22. Parteitages 
der DKP, Treffen der DKP Emden-Ostfries¬ 
land, Pelzerhaus (Schifferstube), Pelzerstra¬ 
ße 12,19.30 Uhr 


DO ★IS.MÄR 


Nürnberg: Der 22. Parteitag der DKP - Be¬ 
richt und Auswertung, Gruppenabend der 
DKP Nürnberg, Rotes Zentrum, Reichstraße 
8,19 Uhr_ 

Fürth: Bericht vom 22. Parteitag, Eröff¬ 
nungsaktionen Ludwig-Erhard-Haus, Grup¬ 
penabend der DKP Fürth, Infoladen Benario, 
Nürnberger Straße 82.19.30 Uhr 


SA ★ 17. MÄR 


Berlin: Die deutsche Novemberrevolution 
und die Gründung der KPD. Eine Bilanz, 
Seminar in Kooperation mit dem Marxis¬ 
tischen Arbeitskreis mit Prof. Dr. Gerhard 
Engel: Der Platz der Novemberrevolution 
in der deutschen Geschichte und Prof. Dr. 
Heinz Karl: Die Gründung der KPD und ihre 
Wirkung, Undine, Hagenstraße 57,11 Uhr 

Hannover: ARGUS & friends mit dem Pro¬ 
gramm: „Weiß ich, was ein Mensch ist?“ 
- Lieder gegen das Vergessen zum Tag der 
politischen Gefangenen, Kulturzentrum Pa¬ 
villon, Lister Meile 4,20 Uhr 


SO ★ 18. MÄR 


Frankfurt am Main: Frauentagsveranstal¬ 
tung der DKP Frankfurt über Anna Seghers 
und Lore Wolf, Gewerkschaftshaus des 
DGB, Wilhelm-Leuschner-Straße 69 - 77, 
Raum 3,14 Uhr 

Bremen: ARGUS & friends mit dem Pro¬ 
gramm: „Weiß ich, was ein Mensch ist?“ 
- Lieder gegen das Vergessen zum Tag 
der politischen Gefangenen, Kulturzentrum 
Schlachthof, Findorffstraße 51,20 Uhr 


MO ★ 19 MÄR 


Nürnberg: Kommunalpolitik in Nürnberg 
mit DKP-Stadträtin Marion Padua, Grup¬ 
penabend der DKP Nürnberg, Rotes Zent¬ 
rum, Reichstraße 8,19 Uhr 


Dl ★ 20. MÄR 


Hamburg: Sammelbetriebsgruppe „Bil¬ 
dung“, Gruppenabend, Magda-Thürey-Zen- 
trum (MTZ), Lindenallee 72,19 Uhr 


Ml ★ 21. MÄR 


Röthenbach: Mitgliederversammlung der 
DKP Nürnberger Land, Auswertung des Par¬ 
teitages, Floraheim, Siedlerstraße 10,19 Uhr 


DO ★ 22. MÄR 


Rostock: Mitgliederversammlung der DKP 
Rostock, Gemeinsames Haus der Vereine, 
Henrik-Ibsen-Straße 20,18.30 Uhr_ 

Nürnberg: Karl Marx - biografisch, Bil¬ 
dungsabend der DKP Nürnberg, Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,19 Uhr 


SA ★ 24. MÄR 


Böblingen: Jörg Ratgebs Herrenberger Al¬ 
tar und der Bauernkrieg mit Hermann Kopp, 
Marx-Engels-Stiftung, Bauernkriegsmuseum 
und Städtische Galerie, Pfarrgasse 2,10 Uhr 

Hamburg: jAy, Carmela! Eine Revue zum 
Spanischen Bürgerkrieg zum Internatio¬ 
nalen Frauentag 2018 mit „Contraviento“, 
Eintritt: 10 Euro/ erm. 5 Euro, Apero und 
Tapas SternChance/ Norwegensaal, Schrö¬ 
derstiftstraße 7,19.30 Uhr 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas, des Ortes, des Datums und der 
Uhrzeit der Veranstaltung an termine@unse- 
re-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstra¬ 
ße 18,45127 Essen. Die Termine erscheinen 
online auch auf news.dkp.de. 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 

Ermäßigtes Abo 

1,00 € pro Monat 

□ 

Ermäßigtes Abo 

7,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

2,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

14,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

21,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonnement □monatlich* □ vierteljährlich«* □ halbjährlich □jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 
- O Einzugsanriächligung / SEPA-Lasüschriftmandat 
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Die letzte Seite 
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Der rote Kanal 


Diesmal nur aus dem Programm eines 
TV-Senders, der sich nicht immer, aber 
oft wohltuend abhebt von den Öffent¬ 
lich-Rechtlichen und noch viel deutli¬ 
cher von den Privaten mit ihrem Müll. 

Betty Davis 

Carlos Santana nannte sie „Black Pan¬ 
ther Woman“ denn Davis wollte nicht 
„brav“ sein, wie man es von schwarzen 
Sängerinnen damals häufig verlangte. 
Sie verabscheute Tabus, unterstützte 
die „Black is Beautiful“-Bewegung 
und kultivierte den Afrolook als das 
Coolness-Element schlechthin für das 
afroamerikanische Publikum. 

Fr., 9.3., 21.40 Uhr, arte 

Endstation Schaffott 

Knüppelharter Polizeifilm, der das Dra¬ 
ma um Kriminelle, Sozialhelfer und eine 
unerbittliche Justiz in Frankreich bis zum 
bitteren, vorhersehbaren Ende abspielt. 
Jean Gabin, Alain Delon und Gerard 
Depardieu spielen mit Engagement und 
gegen die noch praktizierte Todesstrafe. 
So., 11.3., 20.15 Uhr, arte 


Transit Havanna 

Wie geht eine sozialistische Gesell¬ 
schaft mit der Tatsache um, dass es 
Menschen gibt, deren sexuelle Orien¬ 
tierung von der traditionellen Norm 
abweicht? Das zeigt Kuba beispielhaft, 
und große Verdienste hat daran das 
CENESEX-Zentrum in Havanna. Der 
Film begleitet drei kubanische Transse¬ 
xuelle von der geschlechtsangleichen¬ 
den Operation in den Alltag. 

Mo., 12.3., 23.40 Uhr, arte 

Die Axt 

Der leitende Angestellte Bruno wird 
nach 15 Jahren entlassen, zwei Jahre 
lang sucht er einen neuen Job, bis er die 
Erkenntnis gewinnt: Das Problem sind 
die konkurrierenden Arbeitskraftan¬ 
bieter: Es gibt zu viele. Bruno beginnt 
mit der Waffe, das Feld der Mitbewer¬ 
ber auszudünnen. Fiese Satire von Cos¬ 
ta Gavras. 

Mi., 14.3., 22.45 Uhr, arte 


Bis einer weint 

Die Serie „Bad Banks“ ist eine Märchenstunde 


Es ist schon bezeichnend, wenn die 
bürgerlichen Blätter sich überschla¬ 
gen in der Wertung der kleinen deut¬ 
schen Serie „Bad Banks“. Produziert 
von ZDF und arte wollen die Macher 
einen „tiefen Einblick“ geben in die 
Machenschaften von Investment-Ban¬ 
kern, garniert mit Intrigen, nächtlichen 
Autofahrten, Geheimtreffen und einer 
Portion Sex und Gewalt. 

In der „Bild“ macht man die sechs 
Folgen zum Höhepunkt des TV-Jahres, 
die „FAZ“ findet „das sei vom Feinsten, 
was deutsche TV-Leute seit langem ge¬ 
macht haben“. 

Erzählt wird die Geschichte einer 
jungen Bankerin, die sich um das In¬ 
vestment der Bank kümmern soll, in 
Leipzig ein Mega-Projekt mit Milliar¬ 
densummen zu sichern. Nicht nur, dass 
man wenig erfährt über die alltägliche 
„Arbeit“, potentiellen Anlegern das 
nötige Kleingeld für den Deal zu ent¬ 
locken, noch undurchsichtiger bleiben 
die Aktivitäten der Vorstände der Ban¬ 
ken in Frankfurt und London, eine Fu¬ 
sion der Banken voranzutreiben, ohne 
das irgendjemand, besonders nicht die 
Finanzaufsicht, davon Wind bekom¬ 
men. 

Man bekommt fast Mitleid mit den 
Schauspielerinnen und Schauspielern, 


denen ein so unglaubwürdiges und vol¬ 
ler Klischees gefülltes Drehbuch auch 
noch ab verlangt, mit vollem Körperein¬ 
satz den ach so gefährlichen Dschungel 
des gewählten Lebens zu bewältigen. 
Der Zuschauer soll den Eindruck ge¬ 
winnen, der Finanzmarkt sei so kompli¬ 
ziert, dass er nicht nur die Finger davon 
lassen soll, sondern auch keine Chance 
habe, ihn zu begreifen. 

Als die Fassade der Bank Risse be¬ 
kommt, die eingefädelten Aktionen 
(eigene Schrottpapiere der Bank zu 
überhöhten Preisen selbst zurückzu¬ 
kaufen, um die Bilanzen zu frisieren) 
nicht mehr so richtig greifen, wird es 
auf der Ebene des mittleren Manage¬ 
ments sogar weinerlich. 

Die junge Bankerin und ihre Freun¬ 
de schütteln sich aber nur kurz, mit ge- 
leakten Dokumenten schafft man sich 
die Basis, um im nächsten Spiel wieder 
dabei zu sein. 

Eine lange Märchenstunde, immer¬ 
hin 6 Stunden Filmlänge hatte die Serie, 
hinterlässt nur einen faden Geschmack 
im Mund, ob die Autoren und Produ¬ 
zenten es nicht besser, gründlicher und 
präziser konnten oder ob sie nicht woll¬ 
ten, bleibt ihr Geheimnis. Aber dies ist 
ja ein Merkmal von Märchen. 

Herbert Becker 




Was riecht denn da so gut? 

Bundeswehrzeitschrift gibt Tipps zum korrekten Sexualverhalten 


Ob Bad Reichenhall oder Pfullendorf, 
immer mehr Skandale um sexuelle Be¬ 
lästigung sind bei der Bundeswehr ans 
Tageslicht gekommen, doch damit soll 
Schluss sein. Nicht nur hat Kriegsmi¬ 
nisterin von der Leyen ein Machtwort 
gesprochen, sondern die Bundeswehr 
hat eine Spezial-Ausgabe ihres Heftes 
„Y“ der offiziellen Monatszeitschrift 
der Bundeswehr, veröffentlicht. The¬ 
ma: „Ich will dich - Liebe, Lust und 
Leidenschaft“. 

Darin erfährt der geneigte Leser 
nicht nur interessante Fakten über das 
menschliche Sexualverhalten („zwei 
Drittel aller Menschen drehen beim 
Küssen ihren Kopf nach rechts“), son¬ 
dern auch, dass für Schwangere bei der 
Bundeswehr bestens gesorgt wird, sich 
gerade im Test befindende Uniformen 
für Schwangere inklusive. Unter der 
Überschrift „Jetzt geht‘s rund“ darf da 
Hauptbootsmann Nicole Kubsch (39) 
ihren schwangeren Bauch präsentie¬ 
ren und sich erleichtert darüber zei¬ 
gen, dass sie dank der Bundeswehr vor 
dem Kinderkriegen schon die halbe 
Welt gesehen habe. Dass die Redakti¬ 
on mit einem im Foto quer über den 
Bauch geschriebenen „Tick Tack“ dar¬ 
auf hinweist, dass es beim Kinderkrie¬ 
gen auch einen Zeitfaktor gibt, mutet 
bei all den Vorteilen, die Frauen in der 
Bundeswehr auch in anderen Umstän¬ 
den genießen, auch nur noch ein klein 
bisschen sexistisch an. 


Und wo wir mit der Bio-Uhr 
schon bei den angeblich biologischen 
Grundlagen unseres Verhaltens sind: 
Wussten sie schon, dass Männer „Ma¬ 
chos mit feiner Nase“ sind“? Oh ja. 
„Fruchtbare Frauen riechen besser, 
Männer reagieren darauf mit Domi¬ 
nanzgebaren, um die fortpflanzungs¬ 
bereite Frau zu beeindrucken.“ 

Um dem Bildungsauftrag Genü¬ 
ge zu tun wird dann unter der Über¬ 
schrift „Finger weg! Nein heißt nein“ 
doch noch auf die Belästigungen in 
der Bundeswehr gekommen: „96 Pro¬ 
zent der weiblichen Soldaten sagen, 
sie hätten keine sexuelle Gewalt er¬ 
lebt. Von den befragten Männern ge¬ 
ben dies 100 Prozent an. Vergewal¬ 
tigungen sind damit etwas seltener 
als in anderen Bereichen der Gesell¬ 
schaft“, werden die Leserinnen beru¬ 
higt. Verschwiegen wird auch nicht, 
dass ein Viertel der Soldatinnen mit 
pornographischen Bildern, 9 Prozent 
häufig mit anzüglichen Sprüchen und 
24 Prozent mit unerwünschten Be¬ 
rührungen belästigt wurden und dass 
eine „Ansprechstelle Diskriminierung 
und Gewalt in der Bundeswehr“ ein¬ 
gerichtet wurde, um solches Fehlver¬ 
halten schneller zu ahnden. Allerdings 
ist „Y“ auch hier schnell wieder bei 
Biologismen, Männer können halt 
manchmal nicht an sich halten. „Auf 
einem Fliegerhorst in Norddeutsch¬ 
land ist die Party im vollem Gan¬ 


ge. Alle sind lustig und vergnügt, da 
verliert ein Hauptmann die Beherr¬ 
schung und grapscht nach einer Sol¬ 
datin.“ Wahrscheinlich war sie gerade 
fruchtbar und roch deshalb so gut. 

Weiter hinten im Heft wird schnell 
noch mitgeteilt, warum die Bundes¬ 
wehr in aller Welt eingreifen muss. 
Natürlich um die Frauen(-rechte) zu 
retten. Schnell wird über Beschnei¬ 
dungen bei Frauen aufgeklärt und 
darüber, dass Missbrauch von Frauen 
und Kindern in Kriegen immer noch 
„der Demütigung des Feindes“ gilt. 
Wenn der Täter vom IS stammt gibt 
es keine biologistische Verharmlosung 
mehr. 

Ansonsten können die Leserinnen 
in einem lustigen Schaubild rausfin¬ 
den, ob sie eher „Poly-Single“ „Bezie¬ 
hungsanarchist“ oder der „Typ für ein 
geschlossenes polyamores Netzwerk“ 
sind, erfahren etwas über Diversität 
(also, es gibt Homos, Trans, Heteros 
mit oder ohne (Patchwork)familie ...) 
und erhalten Tipps für die erzwunge¬ 
ne Fernbeziehung durch Kriegseinsät¬ 
ze. „Für Soldaten in einer Beziehung 
sind Sexting und Camsex gute Mög¬ 
lichkeiten, Bedürfnisse zu erfüllen 
und dem Partner nahe zu sein“ - als 
wäre Sex das Hauptproblem in einer 
Beziehung, wenn sich einer von bei¬ 
den gerade zum Töten und Getötet¬ 
werden im Ausland befindet. 

Melina Deymann 
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20. UZ-PRESSEFEST 

DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 


Kauft jetzt den Pressefest- 
Button zur Finanzierung 
unseres Festes! 




Es ist wieder so weit: Die 

Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten laden ein zum 20. 
UZ-Pressefest in den Revier¬ 
park nach Dortmund! Dort fei¬ 
ern wir auch den 50. Geburts¬ 
tag der DKP und den 100. 
Jahrestag der Gründung der 
KPD. 

Wer wissen möchte, warum 
und wie die Roten den Kampf 
gegen Banken und Konzerne 
führen und gleichzeitig bis in 
die Morgenstunden feiern, 
der muss zum UZ-Pressefest 
kommen. 


UZSHOP.de 


info@unsere-zeit.de 
Tel. 0201 17788923 


Wir zeigen, dass es Spaß 
macht, gemeinsam und gene- 
rationsübergreifend zu disku¬ 
tieren und zu feiern - selbstor¬ 
ganisiert und ohne Kommerz. 

★ Künstler erleben, die sich 
nicht den Profitinteressen 
der Kulturindustrie unter¬ 
werfen. 

★ Ein Zeichen gegen 
Faschismus und Krieg 
setzen. Refugees welcome 
- kein Zutritt für Rassisten! 

★ Die Kraft der internationa¬ 
len Solidarität erleben, 
wenn Freunde aus der 
ganzen Welt Zusammen¬ 
kommen. 


7 .- 9 . 

SEPTEMBER 

2018 

DORTMUND 


★ Ein Festival der linken 
Kultur. Hier steht das 
solidarische Flandeln im 
Mittelpunkt und nicht 
Resignation. 

★ Eintritt frei! Getränke- und 
Essenspreise, die sich 
auch Geringverdiener 
leisten können. 

Spendenkonto 

DKP-Parteivorstand 

GLS-Bank 

BIC: GENODEM1GLS 
IBAN: DE36 4306 0967 
4002 4875 02 

Verwendungszweck: 

UZ-Pressefest 












